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Univ.-Doz. Dr. Klaus 
Neumayer, 
Grundstücksverkauf. 
(Einl.-Zahl 282/1) 
(12-80 FK 5/5-1992) 

128. 
Der Verkauf der landeseigenen Liegenschaft 

KG. Fürstenfeld, EZ. 866, teilweise mit den Parzel­
len 460, 903/38 und 903/39 im Ausmaß von 1900 m2 

inkl. des bestehenden Altbaues an Herrn Univ.-Doz. 
Dr. Klaus Neumayer zum Preis von S 800.000- wird 
genehmigt. 

Gemeindewahlordnung 
Graz 1992. 
CEinl.-Zahl 220/1, 
Beilage Nr. 7) 
(Mündl. Bericht Nr. 5) 
(7-5 I Ga 32/57-1992) 

Gesetz v om 

129 
.., mit d em 

e ine Geme indewah lordnung für d ie Landes­
hauptstadt Graz besch lossen wird (Gemeinde­

wahlordnung Graz 1992) 

Der Steiermärkische Landtag hat beschlossen: 

I. TEIL 

Wahl des Gemeinderates 

1. A b s c h n i t t 

Allgemeines; Wahlausschreibung 

§ 1 
Mitglieder, Wahlperiode 

(1) Der Gemeinderat der Landeshauptstadt Graz 
besteht aus 56 Mitgliedern, die nach den Bestimmun­
gen dieses Gesetzes zu wählen sind. Die Mitgüeder 
des Gemeinderates werden von den wahlberechtigten 
Gemeindemitgliedern auf Grund des gleichen, unmit­
telbaren, geheimen und persönlichen Verhältniswahl­
rechtes gewählt. 

(2) Die Wahl erfolgt auf die Dauer von fünf Jahren 
(Wahlperiode). 

§ 2 
Wahlausschreibung, Wahltag, Stichtag 

(1) Die Wahl des Gemeinderates ist vom Bürgermei­
ster ortsüblich, jedenfalls aber auch durch öffentlichen 
Anschlag kundzumachen. Die Wahlausschreibung hat 
die Zahl der zu wählenden Mitglieder des Gemeinde­
rates, den Wahltag sowie den Tag zu enthalten, der als 
Stichtag gilt. 

(2) Die Wahl ist vom Bürgermeister auf einen Sonn­
tag oder einen anderen öffentlichen Ruhetag auszu­
schreiben. Die Ausschreibung hat so rechtzeitig zu 
erfolgen, daß der neugewählte Gemeinderat frühe­
stens zwölf Wochen vor Ablauf der Wahlperiode oder 
spätestens zwölf Wochen nach Ablauf derselben 
zusammentreten kann. 

2. A b s c h n i t t 

Wahlbehörden 

§ 3 
Allgemeines 

(1) Zur Leitung und Durchführung der Wahl sind 
Wahlbehörden berufen. Sie werden vor jeder Wahl neu 
gebildet. 

(2) Die Wahlbehörden bestehen aus einem Vorsit­
zenden als Wahlleiter oder seinem Stellvertreter sowie 
einer Anzahl von Beisitzern. Für jeden Beisitzer ist für 
den Fall seiner Verhinderung auch ein Ersatzmann zu 
berufen. 

(3) Mitgüeder der Wahlbehörden können nur Perso­
nen sein, die das Wahlrecht zum Gemeinderat besit­
zen. Personen, die diesem Erfordernis nicht entspre­
chen, scheiden aus der Wahlbehörde aus. 

(4) Das Amt des Mitgliedes einer Wahlbehörde ist 
ein öffentliches Ehrenamt, zu dessen Annahme jeder 
Wahlberechtigte verpflichtet ist, der in der Gemeinde 
seinen ordentlichen Wohnsitz hat. 

(5) Den Mitgliedern der Wahlbehörden und den 
Vertrauenspersonen ist vor jeder Wahl vorzuhalten, 
daß sie über alle ihnen bei der Ausübung ihres Amtes 
bekannt gewordenen Personaldaten der Wahlberech­
tigten zur Verschwiegenheit verpflichtet sind. 

(6) Den Sitzungen der Wahlbehörden können nach 
Maßgabe des § 9 Abs. 3 auch Vertreter der wahlwer­
benden Gruppen beiwohnen. 

§ 4 

Wirkungskreis der Wahlbehörden 

(1) Die Durchführung und Leitung der Wahlen 
obüegt den Wahlbehörden. Die Wahlleiter haben die 
Geschäfte zu besorgen, die ihnen nach diesem Gesetz 
zukommen. Sie haben auch die Sitzungen der Wahl­
behörden vorzubereiten sowie die Beschlüsse der 
Wahlbehörden durchzuführen. 

(2) Den Wahlbehörden sind von der Gemeinde die 
notwendigen Amtsräume, Hilfskräfte und Hilfsmittel 
beizustellen. 

§ 5 
Sprengelwahlbehörden 

(1) Für jeden Wahlsprengel ist eine Sprengelwahl­
behörde zu bestellen. 

(2) Die Sprengelwahlbehörde besteht aus dem vom 
Bürgermeister zu bestellenden Vorsitzenden als Spren­
gelwahlleiter und mindestens drei, höchstens sechs 
Beisitzern. 

(3) Der Bürgermeister hat für den Fall der vorüber­
gehenden Verhinderung des Sprengelwahlleiters auch 
einen Stellvertreter zu bestellen. 

(4) Den Sprengelwahlbehörden obliegt die Leitung 
und Durchführung der Wahlhandlung (§ 48 ff.) sowie 
die Feststellung des Sprengelwahlergebnisses (§§ 64, 
65, 67, 68 und 69). 
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(5) Die Namen der Mitglieder der Sprengelwahl­
behörden und Vertrauenspersonen müssen am Wahl­
tag im zugehörigen Wahllokal angeschlagen sein. 

§ 6 

Stadtwahlbehörde 

(1) Für das gesamte Stadtgebiet wird die Stadtwahl­
behörde eingesetzt. 

(2) Sie besteht aus dem Bürgermeister oder dem von 
ihm zu bestellenden Stellvertreter als Vorsitzenden 
und Stadtwahlleiter und aus mindestens sechs, höch­
stens zwölf Beisitzern. 

(3) Der Bürgermeister hat für den Fall der vorüber­
gehenden Verhinderung des Stadtwahlleiters einen 
Stellvertreter zu bestellen. 

(4) An den Sitzungen der Stadtwahlbehörde hat 
außerdem ein beamteter Fachreferent mit beratender 
Stimme teilzunehmen. 

(5) Die Mitglieder der Stadtwahlbehörde dürfen 
nicht gleichzeitig einer Sprengelwahlbehörde oder 
Einspruchskommission (§ 25) angehören. 

(6) Mitglieder der Stadtwahlbehörde können nur 
Personen sein, die das Wahlrecht zum Gemeinderat 
besitzen. Personen, die diesem Erfordernis nicht ent­
sprechen, scheiden aus der Stadtwahlbehörde aus. 

(7) Der Stadtwahlbehörde obliegen insbesondere die 
im § 25 Abs. 2, § 27, §§ 35 bis 39, § 41 Abs. 2, § 58, § 59, 
§ 60 Abs. 1, §§ 69 bis 76, § 77 Abs. 3, § 78 und § 79 
bezeichneten Aufgaben. 

(8) Die Stadtwahlbehörde führt, unbeschadet des ihr 
nach diesem Gesetz (§ 4 Abs. 1 und § 6 Abs. 7) 
zukommenden Wirkungskreises, auch die Aufsicht 
über die Sprengelwahlbehörden. Im Rahmen dieses 
Aufsichtsrechtes kann sie insbesondere allgemeine 
Anordnungen an die Sprengelwahlleiter erlassen. Ent­
scheidungen der Sprengelwahlbehörden, zum Beispiel 
über die Gültigkeit oder Ungültigkeit von Stimmzet­
teln, kann sie jedoch, auch wenn sich diese im Einzel­
fall als rechtswidrig darstellen, weder aufheben noch 
abändern. Werden sonstige Amtshandlungen oder 
Unterlassungen einer Sprengelwahlbehörde am Wahl­
tag, die eindeutig ungesetzlich sind, zum Beispiel 
Fehlen des Anschlages der veröffentlichten Listen der 
wahlwerbenden Gruppen in der Wahlzelle, allfälhge 
Verletzungen des Wahlgeheimnisses und dergleichen, 
der Stadtwahlbehörde bekannt, ist der Vorsitzende der 
Stadtwahlbehörde, im Falle seiner Verhinderung sein 
Stellvertreter, verpflichtet, die zur Herstellung des 
gesetzlichen Zustandes erforderlichen Anweisungen 
zu erteilen, falls der zuständige Sprengelwahlleiter von 
der ihm nach § 48 zustehenden Ordnungsgewalt 
keinen oder keinen entsprechenden Gebrauch 
gemacht hat. 

(9) Die Stadtwahlbehörde kann auch eine Über­
schreitung der im § 7, § 8, § 10 Abs. 1 hinsichtlich der 
Sprengelwahlbehörden sowie der im § 22 Abs. 2, § 32 
Abs. 1, § 41 Abs. 3 und § 47 festgesetzten Termine für 
zulässig erklären, falls deren Einhaltung aus zwingen­
den Gründen nicht möglich ist. Durch eine solche 
Verfügung dürfen jedoch die in anderen Bestimmun­
gen der Gemeindewahlordnung vorgesehenen Ter­
mine und Fristen nicht beeinträchtigt werden. 

(10) Die Namen der Mitglieder der Stadtwahl-
behörde sind ortsüblich kundzumachen. 

§ 7 
Fristen zur Bestellung der Wahlleiter, 

der ständigen Vertreter und der Stellvertreter, 
Angelobung, Wirkungskreis der Wahlleiter 

(1) Die Wahlleiter, die zu bestellenden ständigen 
Vertreter sowie alle für den Fall einer vorübergehen­
den Verhinderung zu berufenden Stellvertreter der 
Wahlleiter der vor jeder Wahl neu zu bildenden Wahl­
behörden sind spätestens am siebenten Tag nach dem 
Stichtag zu ernennen. 

(2) Vor Antritt ihres Amtes haben die bestellten 
Organe in die Hand des Bürgermeisters oder eines von 
ihm Beauftragten das Gelöbnis strenger Unparteilich­
keit und gewissenhafter Erfüllung ihrer Pflichten abzu­
legen. 

(3) Bis zur Konstituierung der vor jeder Wahl neu zu 
büdenden Wahlbehörden haben deren Vorsitzende 
(Stellvertreter) alle unaufschiebbaren Geschäfte, die 
diesen Wahlbehörden obliegen, zu besorgen und ins-

, besondere auch Eingaben entgegenzunehmen. 

(4) Nach der Konstituierung der Wahlbehörden 
haben deren Vorsitzende (Stellvertreter) ihre bisheri­
gen Verfügungen den Wahlbehörden zur Kenntnis zu 
bringen und sodann alle Geschäfte zu führen, die nicht 
den Wahlbehörden selbst gemäß § 4 Abs. 1 zur Ent­
scheidung vorbehalten sind. 

§ 8 

Einbringung der Anträge auf Berufung der Beisitzer 
und Ersatzmänner 

(1) Spätestens am zehnten Tag nach dem Stichtag 
haben die Vertrauensmänner der wahlwerbenden 
Gruppen, die sich an der Wahlwerbung (§ 35) beteili­
gen wollen, ihre Vorschläge über die gemäß § 9 Abs. 1 
zu bestellenden Beisitzer und Ersatzmänner der neu zu 
büdenden Wahlbehörden bei den im Abs. 3 bezeichne­
ten Wahlleitern dieser Wahlbehörden einzubringen. 
Den Vorschlägen ist, unbeschadet der Bestimmungen 
des § 9 Abs. 2, die Anzahl der Beisitzer und Ersatz­
männer zugrunde zu legen, die ihnen nach der Zusam­
mensetzung der Wahlbehörden zum Zeitpunkt der 
Wahlausschreibung zukommt. 

(2) Als Beisitzer und Ersatzmänner können nur Per­
sonen vorgeschlagen werden, die den Vorschriften des 
§ 3 Abs. 3 entsprechen. 

(3) Die Eingaben für die Büdung der Wahlbehörden 
sind ah den Stadtwahlleiter zu richten. 

(4) Verspätet einlangende Eingaben werden nicht 
berücksichtigt, außer wenn die Stadtwahlbehörde 
gemäß § 6 Abs. 9 eine Fristerstreckung genehmigt. 

(5) Sind dem Bürgermeister (Stadtwahlleiter) die 
Vertrauensmänner bekannt und ist er in der Lage zu 
beurteilen, ob die einreichenden Personen tatsächhch 
die wahlwerbenden Gruppen vertreten, oder wird ein 
Antrag von einer im Gemeinderat vertretenen wahl­
werbenden Gruppe eingebracht, so hat er den Antrag 
sofort in weitere Behandlung zu nehmen; ist dies nicht 
der Fall, so hat er die Antragsteller zu veranlassen, daß 
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die Eingabe, sofern dies nicht bereits geschehen ist, 
noch innerhalb der im Abs. 1 bestimmten Frist von 
wenigstens hundert Wahlberechtigten der Gemeinde 
unterschrieben wird. 

(6) Der Stadtwahlleiter kann verlangen, daß die 
Vertrauensmänner einer wahlwerbenden Gruppe, die 
Vorschläge gemäß Abs. 1 einbringt, ausdrücklich und 
schriftlich erklären, daß sich diese wahlwerbende 
Gruppe an der Wahlwerbung gemäß § 35 beteiligen 
wolle. Wird diese Erklärung nicht abgegeben, so gel­
ten die Vorschläge als nicht eingebracht. 

(7) Vor Berufung der Beisitzer und Ersatzmänner 
können die Antragsteller ihre Anträge jederzeit ändern 
oder zurückziehen. Diese Eingaben sind an den Stadt­
wahlleiter zu richten. Im übrigen gelten die Bestim­
mungen der Abs. 2, 3 und 6 sinngemäß. 

§9 
Berufung der Beisitzer und Ersatzmänner, 

Entsendung von Vertrauenspersonen 

(1) Die Beisitzer und Ersatzmänner der vor jeder 
Wahl neu zu bildenden Wahlbehörden werden inner­
halb der für diese Wahlbehörden festgesetzten Höchst­
zahl auf Grund der Vorschläge der wahlwerbenden 
Gruppen unter sinngemäßer Beobachtung der Bestim­
mungen des § 71 Abs. 3 bis 6 nach ihrer bei der letzten 
Wahl des Gemeinderates festgestellten Stärke berufen. 

(2) Die Bestimmung der Anzahl der Beisitzer und 
Ersatzmänner der Wahlbehörden obliegt dem Stadt­
senat, deren Berufung dem Bürgermeister. Tritt hie-
durch in der Zusammensetzung der Wahlbehörden 
gegenüber dem Tage der Wahlausschreibung eine 
Änderung ein, so haben die Vertrauensmänner der von 
der Änderung bestroffenen wahlwerbenden Gruppen 
(§ 8 Abs. 1) innerhalb der von der Stadtwahlbehörde zu 
bestimmenden Frist über Aufforderung des Stadtwahl­
leiters die erforderlichen Vorschläge einzubringen. 

(3) Hat eine wahlwerbende Gruppe gemäß Abs. 1 
keinen Anspruch auf Berufung eines Beisitzers, so ist 
sie, falls sie im zuletzt gewählten Gemeinderat durch 
mindestens ein Mitglied vertreten ist, berechtigt, in 
jede Wahlbehörde und jede Einspruchskommission 
(§ 25) höchstens zwei Vertreter als ihre Vertrauens­
personen zu entsenden. Das gleiche Recht steht hin­
sichtlich der Stadtwahlbehörde auch allen anderen 
wahlwerbenden Gruppen zu, die keinen Anspruch auf 
Berufung eines Beisitzers haben. Die Vertrauensperso­
nen sind zu den Sitzungen der Wahlbehörden ein­
zuladen. Sie nehmen an den Verhandlungen ohne 
Stimmrecht teü. Im übrigen finden die Bestimmungen 
des § 3 Abs. 3 und 5, der §§ 5, 6, 8, 10, 13 und 14 sowie 
§ 31 Abs. 1 Z. 1 sinngemäß Anwendung. Die Vorschrif­
ten der §§ 47 und 51 Abs. 4 werden hiedurch nicht 
berührt. 

§ 10 
Konstituierung der Wahlbehörden, Angelobung der 

Beisitzer und Ersatzmänner 

(1) Spätestens am einundzwanzigsten Tag nach dem 
Stichtag haben die von ihren Vorsitzenden einzuberu­
fenden Wahlbehörden ihre konstituierende Sitzung 
abzuhalten. 

(2) Sprengelwahlbehörden (§ 5) und besondere 
Wahlbehörden (§ 59) sowie Wahlbehörden für Pfleg­
linge in Heil- und Pflegeanstalten (§ 58) können auch 
zu einem späteren Zeitpunkt zu ihrer konstituierenden 
Sitzung einberufen werden. 

(3) In dieser Sitzung haben die Beisitzer und Ersatz­
männer vor Antritt ihres Amtes in die Hand des 
Vorsitzenden das Gelöbnis strenger Unparteilichkeit 
und gewissenhafter Erfüllung ihrer Pflichten abzu­
legen. Das gleiche Gelöbnis haben auch Beisitzer und 
Ersatzmänner abzulegen, die nach der konstituieren­
den Sitzung in die Wahlbehörde berufen werden. 

§ 11 
Beschlußfähigkeit, gültige Beschlüsse 

der Wahlbehörden 

(1) Die Wahlbehörden sind beschlußfähig, wenn der 
Vorsitzende oder sein Stellvertreter und wenigstens 
zwei Drittel der Beisitzer (Ersatzmänner) anwesend 
sind. Ersatzmänner werden bei der Beschlußfähigkeit 
und bei der Abstimmung nur dann berücksichtigt, 
wenn ihre zugehörigen Beisitzer an der Ausübung 
ihres Amtes verhindert sind. 

(2) Zur Fassung eines gültigen Beschlusses ist Stim­
menmehrheit erforderlich. Der Vorsitzende stimmt 
nicht mit. Bei Stimmengleichheit gilt jedoch die 
Anschauung als zum Beschluß, erhoben, der er beitritt. 

§ 12 
Selbständige Durchführung von Amtshandlungen 

durch den Wahlleiter 

(1) Wenn, ungeachtet der ordnungsgemäßen Einbe­
rufung, eine Wahlbehörde, insbesondere am Wahltag, 
nicht in beschlußfähiger Anzahl zusammentritt oder 
während der Amtshandlung beschlußunfähig wird und 
die Dringlichkeit der Amtshandlung einen Aufschub 
nicht zuläßt, hat der Wahlleiter die Amtshandlung 
selbständig durchzuführen. In diesem Fall hat er nach 
Möglichkeit, unter Berücksichtigung der Stärkever­
hältnisse der wahlwerbenden Gruppen, Vertrauens­
männer heranzuziehen. 

(2) Das gleiche gut für alle Amtshandlungen einer 
Wahlbehörde, die überhaupt nicht zusammentreten 
kann, weü von keiner wahlwerbenden Gruppe Vor­
schläge gemäß § 8 auf Berufung von Beisitzern (Ersatz­
männern) eingebracht wurden. 

§ 13 
Änderung in der Zusammensetzung 

der Wahlbehörden, Amtsdauer derselben 

(1) Übt ein Beisitzer oder Ersatzmann sein Mandat in 
der Wahlbehörde aus irgendeinem Grund, ausgenom­
men die vorübergehende Verhinderung, nicht aus, so 
wird er desselben verlustig. Die wahlwerbende 
Gruppe, die den Vorschlag auf seine Entsendung 
erstattete, hat einen neuen Vorschlag für die Beset­
zung des frei gewordenen Mandates einzubringen. 

(2) Der Bürgermeister kann die Bestellung zum 
Wahlleiter oder zu einem Stellvertreter jederzeit 
zurücknehmen und diese Organe neu bestellen. Des­
gleichen steht es den wahlwerbenden Gruppen, die 
Vorschläge für die Berufung von Beisitzern oder 
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Ersatzmännern erstattet haben, jederzeit frei, die Beru­
fenen aus den Wahlbehörden zurückzuziehen und 
durch neue ersetzen zu lassen. 

(3) Hat eine wahlwerbende Gruppe, auf deren 
Antrag Beisitzer und Ersatzmänner in die Wahl­
behörde berufen wurden, keinen Wahlvorschlag ein­
gebracht (§ 35) oder wurde ihr Wahlvorschlag nicht 
veröffentlicht (§ 39), so verlieren diese Beisitzer und 
Ersatzmänner ihre Mandate. In diesem Fall sind alle 
Mandate der Beisitzer und Ersatzmänner nach den 
Vorschriften des § 9 auf die wahlwerbenden Gruppen, 
gleichgültig, ob sie bisher in der Wahlbehörde vertre­
ten waren oder nicht, neu aufzuteilen. 

(4) Bei den Änderungen nach den Abs. 1 bis 3 sind 
die Bestimmungen des § 8 und § 9 sinngemäß anzu­
wenden. 

(5) Die vor jeder Wahl gebildeten und nach Abs. 1 bis 
4 allenfalls geänderten Wahlbehörden bleiben bis zur 
Konstituierung der Wahlbehörden anläßlich der näch­
sten Wahl im Amt. 

§ 14 
Entschädigung und Ersatz von Barauslagen 

(1) Mitgliedern der Wahlbehörden und Vertrauens­
personen gebührt auf Antrag der Ersatz der in Aus­
übung ihres Ehrenamtes notwendig erwachsenen Bar­
auslagen. 

(2) Sind Mitglieder der Wahlbehörden und Ver­
trauenspersonen zur Bestreitung ihres Lebensunterhal­
tes auf ihren täglichen Verdienst angewiesen und 
durch die Ausübung ihres Ehrenamtes verhindert, 
ihrem Verdienst nachzugehen, so gebührt ihnen auf 
Antrag der nachgewiesene Verdienstentgang. 

(3) Die Mitglieder der Wahlbehörden haben ihren 
Gebührenanspruch längstens binnen 14 Tagen nach 
Beendigung einer Sitzung der Wahlbehörde beim 
Wahlleiter einzubringen. 

(4) Über Anträge nach Abs. 1 bis 3 entscheidet der 
Bürgermeister endgültig. 

3. A b s c h n i t t 

Wahlrecht 

§ 15 
Wahlrecht 

(1) Wahlberechtigt sind alle Männer und Frauen, die 
am Stichtag das 18. Lebensjahr vollendet haben, die 
österreichische Staatsbürgerschaft besitzen, vom 
Wahlrecht nicht ausgeschlossen sind und in der 
Gemeinde ihren ordentlichen Wohnsitz haben. 

(2) Der ordentliche Wohnsitz einer Person ist an dem 
Ort begründet, an dem sie sich in der erweislichen oder 
aus den Umständen hervorgehenden Absicht nieder­
gelassen hat, ihn bis auf weiteres zum Mittelpunkt 
ihrer Lebensbeziehungen zu wählen. Hiebei ist es 
unerheblich, ob die Absicht darauf gerichtet war, für 
immer an diesem Ort zu bleiben. 

(3) Bei einer gleichzeitigen Durchführung der Wahl 
des Gemeinderates mit Nationalrats- oder Landtags­
wahlen gelten für den Kreis der Wahlberechtigten die 
Bestimmungen des § 93. 

§ 16 
Wahlausschließungsgrund 

(1) Vom Wahlrecht ist ausgeschlossen, wer durch ein 
inländisches Gericht wegen einer oder mehrerer mit 
Vorsatz begangener strafbarer Handlungen zu einer 
mehr als einjährigen Freiheitsstrafe rechtskräftig ver­
urteilt worden ist. Dieser Ausschluß endet nach fünf 
Jahren. Die Frist beginnt, sobald die Strafe vollstreckt 
ist und mit Freiheitsentziehung verbundene vorbeu­
gende Maßnahmen vollzogen oder weggefallen sind; 
ist die Strafe nur durch Anrechnung einer Vorhaft 
verbüßt worden, so beginnt die Frist mit Rechtskraft 
des Urteils. 

(2) Ist nach anderen gesetzlichen Bestimmungen der 
Eintritt von Rechtsfolgen ausgeschlossen, sind die 
Rechtsfolgen erloschen oder sind dem Verurteüten alle 
Rechtsfolgen oder der Ausschluß vom Wahlrecht nach­
gesehen worden, so ist er auch vom Wahlrecht nicht 
ausgeschlossen. Der Ausschluß vom Wahlrecht tritt 
ferner nicht ein, wenn das Gericht die Strafe bedingt 
nachgesehen hat. Wird die bedingte Nachsicht wider­
rufen, so tritt mit dem Tag der Rechtskraft dieses 
Beschlusses der Ausschluß vom Wahlrecht ein. 

4. A b s c h n i t t 

Erfassung der Wahlberechtigten 

§ 17 
Wählerverzeichnis 

(1) Die Wahlberechtigten sind von der Gemeinde in 
das Wählerverzeichnis (Muster Anlage 1) einzutragen. 
Hiebei kann sich die Gemeinde ihrer maschinentechni­
schen Einrichtungen bedienen. 

(2) Die Wählerverzeichnisse sind für jeden Wahl­
sprengel nach Straßen und Hausnummern anzulegen. 
Außerdem ist die Bezirksbezeichnung anzuführen. 

(3) Wenn nach bundesgesetzlichen Vorschriften 
ständige Evidenzen der für den Nationalrat Wahl- und 
Stimmberechtigten geführt werden, sind die Wähler­
verzeichnisse auf Grund dieser ständigen Evidenzen 
unter Beachtung des § 15 anzulegen. 

§ 18 
Ort der Eintragung 

(1) Jeder Wahlberechtigte ist in das Wählerverzeich­
nis des Wahlsprengels einzutragen, in dem er am 
Stichtag (§ 2 Abs. 1) seinen ordentlichen Wohnsitz hat. 
Käme hiernach die Eintragung in mehrere Wählerver­
zeichnisse in Frage, so ist der Wahlberechtigte in das 
Wählerverzeichnis des Wahlsprengels einzutragen, in 
dem er vor dem Stichtag zuletzt gewohnt hat. 

(2) Jeder Wahlberechtigte darf im Wählerverzeichnis 
der Gemeinde nur einmal eingetragen sein. 

§ 19 
Bericht über die Zahl der Wahlberechtigten 

Vor Auflegung des Wählerverzeichnisses ist die 
Anzahl der wahlberechtigten Personen, getrennt nach 
Männern und Frauen, festzustellen und der Stadtwahl­
behörde bekanntzugeben. Desgleichen sind auch die 
Änderungen der Anzahl der wahlberechtigten Perso-
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nen, die sich durch das-Einspruchs- und Beruf ungsver­
fahren ergeben, nach Abschluß des Wählerverzeich­
nisses der Stadtwahlbehörde zu berichten. 

5. A b s c h n i t t 

Einspruchs- und Berufungsverfahren 

§20 

Auflegung des Wählerverzeichnisses 

(1) Am einundzwanzigsten Tag nach dem Stichtag 
hat die Gemeinde das Wählerverzeichnis in allgemein 
zugänglichen Amtsräumen durch zehn Tage zur 
öffentlichen Einsicht aufzulegen. 

(2) Die Auflegung des Wählerverzeichnisses ist vom 
Bürgermeister ortsüblich kundzumachen. Die Kund­
machung hat auch die Einsichtsfrist, die für die Ein­
sichtnahme bestimmten Tagesstunden, die Bezeich­
nung der Amtsräume, in denen das Wählerverzeichnis 
aufliegt, die Amtsstelle, bei der Einsprüche gegen das 
Wählerverzeichnis eingebracht werden können, sowie 
die Bestimmungen des Abs. 4 und des § 23 zu ent­
halten. 

(3) Innerhalb der Einsichtsfrist kann jedermann in 
das Wählerverzeichnis Einsicht nehmen und gegen 
Ersatz der Kosten davon Abschriften oder Vervielfälti­
gungen herstellen. 

(4) Vom ersten Tag der Auflegung an dürfen Ände­
rungen im Wählerverzeichnis nur mehr auf Grund des 
Einspruchs- und Berufungsverfahrens vorgenommen 
werden. Ausgenommen hievon sind die Behebung von 
Formgebrechen, wie z. B. Schreibfehler u. dg l , sowie 
die Streichung von Personen, die zu Unrecht mehr als 
einmal im Wählerverzeichnis eingetragen sind. 

§ 21 

Kundmachung in den Häusern 

Vor Beginn der Einsichtsfrist ist von der Gemeinde in 
jedem Haus an einer den Hausbewohnern zugäng­
lichen Stelle (Hausflur) eine Kundmachung anzuschla­
gen, welche die Familien- und Vornamen der in 
diesem Haus wahlberechtigten und im Wählerver­
zeichnis eingetragenen Personen sowie die Amtsstelle 
angibt, bei der Einsprüche gegen das Wählerverzeich­
nis eingebracht werden können. 

§22 

Ausfolgung von Abschriften an die Parteien 

(1) Allen wahlwerbenden Gruppen sind auf ihr 
Verlangen, spätestens am ersten Tag der Auflegung 
des Wählerverzeichnisses, Abschriften gegen Ersatz 
der Kosten auszufolgen. 

(2) Die Antragsteller haben dieses Verlangen späte­
stens am siebenten Tag nach der Wahlausschreibung 
bei der Gemeinde zu stellen. Die Anmeldung verpflich^ 
tet zur Bezahlung von 50 % der voraussichtlichen 
Herstellungskosten. Die restlichen Kosten sind beim 
Bezug der Abschriften zu entrichten. 

(3) Unter denselben Bedingungen sind auch all­
fällige Nachträge zum Wählerverzeichnis auszufolgen. 

§ 2 3 

Einsprüche 

(1) Innerhalb der Einsichtsfrist kann jeder Staats­
bürger, unter Angabe seines Namens und der Wohn­
adresse, gegen das Wählerverzeichnis bei der zur 
Entgegennahme von Einsprüchen bezeichneten Amts­
stelle (§ 20 Abs. 2) schriftlich, mündlich, telegrafisch 
oder fernschriftlich Einspruch erheben. Der Ein­
spruchswerber kann die Aufnahme eines vermeintlich 
Wahlberechtigten in das oder die Streichung eines 
vermeintlich nicht Wahlberechtigten aus dem Wähler­
verzeichnis begehren. 

(2) Die Einsprüche müssen bei der Amtsstelle, bei 
der sie einzubringen sind, noch vor Ablauf der Ein­
sichtsfrist einlangen. 

(3) Der Einspruch ist, falls er schriftlich eingebracht 
wird, für jeden Einspruchsfall gesondert zu über­
reichen. Hat der Einspruch die Aufnahme eines ver­
meintlich Wahlberechtigten zum Gegenstand, so sind 
auch die zur Begründung des Einspruches notwendi­
gen Belege anzuschließen. Wird im Einspruch die 
Streichung eines vermeintlich nicht Wahlberechtigten 
begehrt, so ist der Grund hiefür anzugeben. Alle 
Einsprüche, auch mangelhaft belegte, sind von den 
hiezu berufenen Stellen entgegenzunehmen und wei­
terzuleiten. Ist ein Einspruch von mehreren Ein­
spruchswerbern unterzeichnet, so gilt, wenn kein 
Zustellungsbevollmächtigter genannt ist, der an erster 
Stelle Unterzeichnete als zustellungsbevollmächtigt. 

(4) Wer offensichtlich mutwillig Einsprüche erhebt, 
begeht eine Verwaltungsübertretung und wird vom 
Bürgermeister mit einer Geldstrafe bis zu S 3000,—, im 
Falle der Uneinbringlichkeit mit Arrest bis zu zwei 
Wochen bestraft. 

(5) Auf die zu Beginn der Einsichtsfrist nach den 
Vorschriften des Wählerevidenzgesetzes, BGBl. 
Nr. 601/1973, in der Fassung BGBl. Nr. 148/1990, noch 
nicht entschiedenen Einsprüche und Berufungen 
gegen die Wählerevidenz sind hinsichtlich der Feststel­
lung des Wahlrechtes zur Gemeinderatswahl die 
Bestimmungen der § §23 bis 27 dieser Wahlordnung 
anzuwenden. 

§24 

Verständigung der zur Streichung 
beantragten Personen 

(1) Die Gemeinde hat die Personen, gegen deren 
Aufnahme in das Wählerverzeichnis Einspruch erho­
ben wurde, hievon unter gleichzeitiger Bekanntgabe 
der Gründe innerhalb von 24 Stunden nach Einlagen 
des Einspruches zu verständigen. Den Betroffenen 
steht es frei, binnen vier Tagen nach Zustellung der 
Verständigung schriftlich, mündlich, telegrafisch oder 
fernschriftlich Einwendungen bei der zur Entschei­
dung über den Einspruch berufenen Behörde (§ 25) 
vorzubringen. 

(2) Die Namen der Einspruchswerber unterliegen 
dem Amtsgeheimnis. Den Strafgerichten sind sie auf 
Verlangen bekanntzugeben. 
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§ 2 5 

Entscheidung über Einsprüche, 
Einspruchskommission 

(1) Über den Einspruch entscheiden binnen sechs 
Tagen nach seinem Einlangen Einspruchskommissio­
nen, die vom Bürgermeister in der erforderhcheh 
Anzahl errichtet werden. Sie bestehen aus einem vom 
Bürgermeister zu bestellenden rechtskundigen Beam­
ten des höheren Dienstes als Vorsitzenden und minde­
stens drei, höchstens zwölf Beisitzern und der gleichen 
Anzahl von Ersatzmännern. Für den Fall der vorüber­
gehenden Verhinderung des Vorsitzenden ist ein Stell­
vertreter zu bestellen. Die Einspruchskommissionen 
werden vor jeder Gemeinderatswahl neu gebildet. 

(2) Die Bestimmung der Anzahl der in die Ein­
spruchskommissionen zu entsendenden Beisitzer 
(Ersatzmänner) sowie ihre Berufung obliegt der Stadt­
wahlbehörde. Bei dieser sind auch die Anträge auf 
Berufung der Beisitzer und Ersatzmänner einzu­
bringen. 

(3) Im übrigen gelten die Bestimmungen des § 3, § 6 
Abs. 6 und 10, § 7 Abs. 1 und 2, § 8, § 9 Abs. 1, Abs. 2 
zweiter Satz und Abs. 3, §§ 10 bis 12, § 13 Abs. 1 bis 4 
und § 14 sinngemäß auch für die Einspruchskommis­
sionen. Die Bestimmungen des Allgemeinen Verwal­
tungsverfahrensgesetzes über die Befangenheit sind 
anzuwenden. 

(4) Wer offensichtlich mutwillig Einsprüche erhebt, 
begeht eine Verwaltungsübertretung und wird vom 
Bürgermeister mit einer Geldstrafe bis zu S 3000,—, im 
Falle der Uneinbringlichkeit mit Arrest bis zu zwei 
Wochen bestraft. 

(5) Auf die zu Beginn der Einsichtsfrist nach den 
Vorschriften des Wählerevidenzgesetzes (§§ 4 bis 8) 
noch nicht entschiedenen Einsprüche und Berufungen 
gegen die Wählerevidenz sind hinsichtlich der Feststel­
lung des Wahlrechtes zur Gemeinderats wähl die 
Bestimmungen der § §23 bis 27 dieser Wahlordnung 
anzuwenden. 

§ 26 

Richtigstellung des Wählerverzeichnisses 

Erfordert die Entscheidung eine Richtigstellung des 
Wählerverzeichnisses, so ist sie von der Gemeinde 
nach Eintritt der Rechtskraft der Entscheidung sofort 
unter Angabe der Entscheidungsdaten durchzuführen. 
Handelt es sich hiebei um die Aufnahme einer vorher 
im Wählerverzeichnis nicht verzeichneten Person, so 
ist ihr Name am Schlüsse des Wählerverzeichnisses mit 
der dort folgenden fortlaufenden Zahl anzuführen und 
an jener Stelle des Wählverzeichnisses, an der sie 
ursprünglich einzutragen gewesen wäre, auf die fort­
laufende Zahl der neuen Eintragung hinzuweisen. 

§ 27 
Berufungen 

(1) Gegen die Entscheidung der Einspruchskommis­
sion können der Einspruchswerber sowie der von der 
Entscheidung Betroffene binnen drei Tagen nach 
Zustellung der Entscheidung schriftlich oder telegra­
fisch die Berufung bei der Gemeinde einbringen. Die 
Gemeinde hat den Berufungsgegner von der einge­
brachten Berufung unverzüglich mit dem Beifügen zu 

verständigen, daß es ihm freisteht, innerhalb von drei 
Tagen nach der an ihn ergangenen.Verständigung in 
die Berufung Einsicht und zu den vorgehaltenen Beru­
fungsgründen Stellung zu nehmen. 

(2) Über die Berufung hat binnen vier Tagen nach 
ihrem Einlangen die Stadtwahlbehörde zu entschei­
den. Die Bestimmungen des Allgemeinen Verwal­
tungsverfahrensgesetzes über die Befangenheit sind 
anzuwenden. Eine weitere Berufung ist unzulässig. 

(3) Die Bestimmungen des § 23 Abs. 2 bis 4 und § 25 
Abs. 4 und § 26 finden sinngemäß Anwendung. 

§ 28 

Abschluß des Wählerverzeichnisses 

(1) Nach Abschluß des Verfahrens zur Erfassung der 
Wahlberechtigten hat die Gemeinde die Wahlberech­
tigten schriftlich von der Aufnahme in das Wählerver­
zeichnis unter Angabe des Wahllokales, der Wahlzeit 
und der laufenden Nummer im Wählerverzeichnis zu 
benachrichtigen. 

(2) Das abgeschlossene Wählerverzeichnis ist der 
Wahl zugrunde zu legen. 

6. A b s c h n i t t 

Teilnahme an der Wahl, Wahlkarten 

§29 
Teilnahme an der Wahl 

(1) An der Wahl nehmen nur Wahlberechtigte teil, 
deren Namen im abgeschlossenen Wählerverzeichnis 
enthalten sind. 

(2) Jeder Wahlberechtigte hat für die Wahl des 
Gemeinderates nur eine Stimme. 

§30 

Ort der Ausübung des Wahlrechtes 

(1) Jeder Wahlberechtigte übt sein Wahlrecht grund­
sätzlich in dem Wahlsprengel aus, in dessen Wähler­
verzeichnis er eingetragen ist. 

(2) Wahlberechtigte, die im Besitz einer Wahlkarte 
sind, können ihr Wahlrecht auch außerhalb dieses 
Wahlsprengels ausüben. 

§ 3 1 
Anspruch auf Ausstellung einer Wahlkarte 

(1) Der Anspruch auf Ausstellung einer Wahlkarte 
steht zu: 
1. Wählern, die sich am Wahltag in einem anderen 

Wahlsprengel als dem ihrer Eintragung in das Wäh­
lerverzeichnis aufhalten; 

2. ferner Personen, denen der Besuch des zuständigen 
Wahllokales am Wahltag infolge Bettlägerigkeit, sei 
es aus Krankheits-, Alters- oder sonstigen Gründen, 
unmögüch ist und sie die Möglichkeit der Stimm­
abgabe vor einer besonderen Wahlbehörde (§ 59) in 
Anspruch nehmen wollen, sofern nicht die Aus­
übung des Wahlrechtes gemäß § 58 in Betracht 
kommt. 
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(2) Fällt bei einem Wahlberechtigten, der eine Wahl­
karte nach Abs. 1 Z. 2 in Anspruch genommen hat, die 
Bettlägerigkeit vor dem Wahltag weg, so hat er die 
Gemeinde rechtzeitig vor dem Wahltag zu verständi­
gen, daß er auf einen Besuch durch eine gemäß § 59 
eingerichtete besondere Wahlbehörde verzichtet. 

§ 32 

Ausstellung der Wahlkarte 

(1) Die Ausstellung einer Wahlkarte ist bei der 
Gemeinde spätestens am dritten, bei Wahlkarten 
gemäß § 31 Abs. 1 Z. 2 aber spätestens am fünften Tag 
vor dem Wahltag mündlich oder schriftlich zu beantra­
gen. Beim mündlichen Antrag ist die Identität durch 
ein Dokument gemäß § 53 nachzuweisen; beim schrift­
lichen Antrag kann die Identität auch auf andere Weise 
glaubhaft gemacht werden. 

(2) Im Falle des § 31 Abs. 1 Z. 2 hat der Antrag das 
ausdrückliche Ersuchen um den Besuch durch eine 
besondere Wahlbehörde gemäß § 59 und die genaue 
Angabe der Wohnung, des Krankenzimmers u. dgl., 
wo der Antragsteller hegt und dieser Besuch erfolgen 
soll, sowie eine ärztliche Bestätigung zum Nachweis 
der Bettlägerigkeit und der medizinischen Unbedenk­
lichkeit zu enthalten. 

(3) Die Wahlkarte ist als Briefumschlag herzustellen 
und hat auf der Vorderseite den in Muster Anlage 2 
ersichtlichen Aufdruck zu tragen. 

(4) Wird dem Antrag auf Ausstellung einer Wahl­
karte stattgegeben, so ist neben der Wahlkarte ein 
amtlicher Stimmzettel für die Wahl des Gemeinderates 
auszufolgen. Dieser ist in den im Abs. 3 genannten 
Briefumschlag zu legen. Der Briefumschlag ist zu 
verschließen und dem Antragsteller auszufolgen. Der 
Antragsteller hat diesen sorgfältig zu verwahren und 
am Wahltag ungeöffnet dem Wahlleiter zu überrei­
chen. 

(5) Duplikate für abhanden gekommene oder 
unbrauchbar gewordene Wahlkarten oder amtliche 
Stimmzettel dürfen in keinem Fall ausgefolgt werden. 

(6) Gegen die Verweigerung der Wahlkarte steht ein 
Rechtsmittel nicht zu. 

(7) Die Ausstellung der Wahlkarte ist im Wählerver­
zeichnis in der Rubrik „Anmerkung" bei dem betref­
fenden Wähler mit dem Wort „Wahlkarte" in auffälli­
ger Weise (z. B. mittels Stampiglie oder Buntstiftes) 
vorzumerken. Bei Ausstellungen gemäß § 31 Abs. 1 
Z. 2 ist außerdem der Vermerk „Besuch" hinzuzu­
fügen. 

§ 33 

Ausübung des Wahlrechtes mittels Wahlkarte 

(1) Mitglieder der Sprengelwahlbehörden, deren 
Hilfskräfte sowie die Vertrauenspersonen und die 
Wahlzeugen können, falls sie Wahlkarten besitzen, ihr 
Wahlrecht vor der Sprengelwahlbehörde ausüben, bei 
der sie Dienst verrichten. 

(2) In, welchen Wahllokalen Wahlkartenwähler, die 
nicht bei einer Sprengelwahlbehörde tätig sind, ihr 
Wahlrecht ausüben können, bestimmt die Stadtwahl­
behörde (§ 41 Abs. 2). Im übrigen gelten für die 
Stimmenabgabe von Wahlkartenwählern die Bestim­

mungen des § 56, für die Ausübung des Wahlrechtes in 
Heil- und Pflegeanstalten die Bestimmungen des § 58 
und für die Ausübung des Wahlrechtes durch bettläge­
rige Personen die Bestimmungen des § 59. 

7. Ab s chn i t t 
Wählbarkeit 

§34 
Wählbarkeit 

In den Gemeinderat wählbar sind alle Männer und 
Frauen, die am Stichtag (§ 2 Abs. 1) die österreichische 
Staatsbürgerschaft besitzen, in der Gemeinde ihren 
ordentlichen Wohnsitz haben, vom Wahlrecht nicht 
ausgeschlossen sind und am Stichtag das 
20. Lebensjahr vollendet haben. 

8. Ab s chn i t t 
Wahlwerbung 

§35 

Wahlvorschläge 

(1) Wahlwerbende Gruppen haben ihre Wahlvor­
schläge für die Wahl des Gemeinderates frühestens am 
Tag der Wahlausschreibung ab 8.00 Uhr früh, späte­
stens am dreiundzwanzigsten Tag vor dem Wahltag bis 
13.00 Uhr der Stadtwahlbehörde vorzulegen. Der Tag 
und die Uhrzeit des Einlangens sind auf den Wahlvor­
schlägen zu vermerken. 

(2) Der Wahlvorschlag muß enthalten: 

1. die unterscheidende Bezeichnung der wahlwerben­
den Gruppe in Worten und eine allfällige Kurzbe­
zeichnung in Buchstaben; 

2. die Liste der wahlwerbenden Gruppe, das ist ein 
Verzeichnis von höchstens doppelt so vielen Bewer­
bern, wie Mandate bei der Wahl des Gemeinderates 
zur Vergebung gelangen, in der beantragten, mit 
arabischen Ziffern bezeichneten Reihenfolge unter 
Angabe des Familien- und Vornamens, Geburtsjah­
res, Berufes und der Wohnadresse jedes Bewerbers; 

3. die Bezeichnung des zustellungsbevollmächtigten 
Vertreters (Famiüen- und Vorname, Beruf, Adresse). 

(3) Der Wahlvorschlag bedarf der Unterstützung von 
wenigstens zweihundert zum Gemeinderat wahlbe­
rechtigten Personen. In der Unterstützungserklärung 
(Muster Anlage 7) ist der Famiüen- und Vorname, das •/ 
Geburtsdatum und die Wohnadresse des Wahlberech­
tigten anzuführen. Die Unterstützungserklärungen 
sind von den Wahlberechtigten eigenhändig zu 
unterfertigen und dem Wahlvorschlag anzuschüeßen. 
Eine Zurückziehung einzelner Unterstützungserklä­
rungen nach Einlangen des Wahlvorschlages bei der 
Stadtwahlbehörde ist von dieser nur zur Kenntnis zu 
nehmen, wenn gegenüber der Stadtwahlbehörde 
nachgewiesen oder glaubhaft gemacht wird, daß ein 
Unterstützer des Wahlvorschlages durch einen wesent-
üchen Irrtum oder durch argüstige Täuschung oder 
Drohung zur Leistung der Unterschrift veranlaßt wor­
den ist. 

(4) In den Wahlvorschlag darf ein Wahlwerber nur 
dann aufgenommen werden, wenn er hiezu seine 
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Zustimmung schriftlich erklärt hat. Die Erklärung ist 
dem Wahlvorschlag anzuschließen. 

(5) Die wahlwerbenden Gruppen haben an die 
Gemeinde einen Beitrag für die Kosten des Wahlver­
fahrens in der Höhe von S 4000,— zu leisten. Der 
Beitrag ist gleichzeitig mit der Übermittlung der Wahl­
vorschläge bei der Stadtwahlbehörde bar zu erlegen. 
Wird der Kostenbeitrag nicht erlegt, so gelten die 
Wahlvorschläge als nicht eingebracht. 

(6) Wird ein Wahlvorschlag nicht veröffentlicht, so ist 
der Kostenbeitrag zurückzuerstatten. 

(7) Wenn ein Wahlvorschlag keinen zustellungsbe­
vollmächtigten Vertreter anführt, so gilt der jeweils an 
erster Stelle des Wahlvorschlages stehende Bewerber 
als zusteUungsbevollmächtigter Vertreter der wahl­
werbenden Gruppe. 

§ 36 

Überprüfung der Wahlvorschläge 

(1) Die Stadtwahlbehörde überprüft unverzüglich, 
jedoch spätestens am achtzehnten Tag vor dem Wahl­
tag, ob die eingelangten Wahlvorschläge von wenig­
stens zweihundert Wahlberechtigten der Gemeinde 
unterstützt und die in den Gruppenlisten vorgeschla­
genen Bewerber wählbar sind, des weiteren, ob die 
Bezeichnungen der wahlwerbenden Gruppen (in Wor­
ten und mit Buchstabenkurzbezeichnung) so 
unterscheidbar sind, daß sie nicht zu Verwechslungen 
Anlaß geben. Die Stadtwahlbehörde hat, wenn ein 
Wahlberechtigter mehrere Wahlvorschläge unterstützt 
hat, dessen Unterstützungserklärung für den als ersten 
eingelangten Wahlvorschlag als gültig anzuerkennen; 
die Unterstützungserklärungen für die anderen Wahl­
vorschläge gelten als nicht eingebracht. 

(2) Weist ein Wahlvorschlag nicht die erforderliche 
Zahl von Unterstützungserklärungen in der geforder­
ten Form (§ 35 Abs. 3) auf oder entspricht er nicht den 
im § 35 Abs. 2 bestimmten Voraussetzungen, so gilt er 
als nicht eingebracht. Bewerber, die nicht wählbar sind 
oder deren schriftliche Erklärungen (§ 35 Abs. 4) bis 
zum zehnten Tag vor dem Wahltag nicht vorhegen, 
werden im Wahlvorschlag gestrichen. In diesen Fällen 
ist der zustellungsbevollmächtigte Vertreter der wahl­
werbenden Gruppe entsprechend zu verständigen. 

(3) Wenn mehrere Wahlvorschläge dieselben oder 
schwer unterscheidbare Gruppenbezeichnungen trä­
gen, so hat der Stadtwahlleiter die Vertreter dieser 
Wahlvorschläge zu einer gemeinsamen Besprechung 
zu laden und ein Einvernehmen über die Unterschei­
dung der Gruppenbezeichnung anzubahnen. Gelingt 
ein Einvernehmen nicht, so hat die Stadtwahlbehörde 
Gruppenbezeichnungen, die schon auf veröffentlich­
ten Wahlvorschlägen bei der letzten Gemeinderats­
wahl enthalten waren, zu belassen. Werden Wahlvor­
schläge mit nicht oder schwer unterscheidbaren Grup­
penbezeichnungen erstmals eingebracht, so ist die 
Gruppenbezeichnung des früher eingebrachten Wahl­
vorschlages zu belassen, die übrigen Wahlvorschläge 
aber nach dem an erster Stelle vorgeschlagenen 
Bewerber zu benennen. 

(4) Desgleichen sind auch Wahlvorschläge ohne 
ausdrückliche Gruppenbezeichnung nach dem an 
erster Stelle vorgeschlagenen Bewerber zu benennen. 

(5) Wenn ein Wahlvorschlag nach dem an erster 
Stelle vorgeschlagenen Bewerber zu benennen ist 
(Namensliste), aber nach Ansicht des Stadtwahlleiters 
der Name des Listenführers dem Namen des Listenfüh­
rers einer anderen Liste gleicht oder von diesem 
schwer unterscheidbar ist, so hat der Stadtwahlleiter 
den Vertreter dieses Wahlvorschlages zu einer Bespre­
chung zu laden und ihn aufzufordern, einen anderen 
Listenführer zu bezeichnen, dessen Name zu einer 
Verwechslung nicht Anlaß gibt. Wird dieser Aufforde­
rung bis zum zehnten Tag vor dem Wahltag nicht 
entsprochen, so gilt der Wahlvorschlag als nicht einge­
bracht. 

§37 

Ergänzungsvorschläge, Verzichtserklärungen, 
Zurückziehung der Wahlvorschläge 

(1) Wenn ein Bewerber verzichtet, stirbt, die Wähl­
barkeit verliert, wegen Mangels der Wählbarkeit oder 
der schriftlichen Erklärung (§ 35 Abs. 4) gestrichen 
wird, so kann die wahlwerbende Gruppe ihre Liste 
durch Nennung eines anderen Bewerbers ergänzen 
oder die fehlende Erklärung nachbringen. Die Ergän­
zungsvorschläge, die nur der Unterschrift des zustel­
lungsbevollmächtigten Vertreters der wahlwerbenden 
Gruppe bedürfen, sowie die Erklärung müssen jedoch 
spätestens am zehnten Tag vor dem Wahltag bis 
13.00 Uhr bei der Stadtwahlbehörde einlangen. 

(2) Die Bewerber eines Wahlvorschlages können im 
Wahlverfahren spätestens am zehnten Tag vor dem 
Wahltag durch eine schriftliche Erklärung auf ihre 
Wahlwerbung verzichten. Nach Ablauf dieser Frist bei 
der Stadtwahlbehörde einlangende Verzichtserklärun­
gen sind nicht mehr zu berücksichtigen. Wenn sämt­
liche Bewerber eines Wahlvorschlages bis zu dem 
vorerwähnten Zeitpunkt auf ihre Wahlwerbung ver­
zichtet haben und ein Ergänzungsvorschlag gemäß 
Abs. 1 vom zustellungsbevollmächtigten Vertreter 
nicht eingebracht wurde, gilt der Wahlvorschlag als 
zurückgezogen. 

(3) Eine wahlwerbende Gruppe kann ihren Wahlvor­
schlag durch eine schriftliche Erklärung zurückziehen. 
Diese Erklärung muß jedoch spätestens am zehnten 
Tag vor dem Wahltag bis 13.00 Uhr bei der Stadtwahl­
behörde einlangen und von mehr als der Hälfte der 
Wahlberechtigten gefertigt sein, die seinerzeit den 
Wahlvorschlag unterstützt haben. 

§38 

Wahlvorschläge mit gleichen Wahlwerbern 

Weisen mehrere Wahlvorschläge für die Wahl des 
Gemeinderates den Namen desselben Wahlwerbers 
auf, so ist dieser von der Stadtwahlbehörde aufzufor­
dern, binnen acht Tagen zu erklären, für welchen der 
Wahlvorschläge er sich entscheidet. Auf allen anderen 
Wahlvorschlägen wird er gestrichen. Wenn er sich in 
der vorgesehenen Frist nicht erklärt, ist er auf dem 
ersten eingelangten Wahlvorschlag, der seinen Namen 
trägt, zu belassen. 

§ 3 9 

Abschließung und Veröffentlichung 
der Wahlvorschläge 

(1) Frühestens am neunten, spätestens am siebenten 
Tag vor dem Wahltag hat die Stadtwahlbehörde die 
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Wahlvorschläge abzuschließen; falls eine Gruppenliste 
mehr als doppelt so viele Bewerber enthält, wie Man­
date bei der Wahl des Gemeinderates zur Vergebung 
gelangen, sind die überzähligen Bewerber zu strei­
chen. Sodann sind die Wahlvorschläge zu veröffent­
lichen. 

(2) In der Veröffentlichung hat sich die Reihenfolge 
der wahlwerbenden Gruppen, die im zuletzt gewähl­
ten Landtag vertreten waren, nach der Zahl der Man­
date, die die wahlwerbenden Gruppen bei der letzten 
Landtagswahl im Land erreicht haben, zu richten. Ist 
die Zahl der Mandate gleich, bestimmt sich die Reihen­
folge nach der bei der letzten Landtagswahl für die 
betreffende Wählergruppe ermittelten Gesamtsumme 
der Stimmen; sind auch diese gleich, so entscheidet die 
Stadtwahlbehörde durch das Los, das von dem an 
Jahren jüngsten Mitglied zu ziehen ist. 

(3) Im Anschluß an die nach Abs. 2 gereihten 
wahlwerbenden Gruppen sind die übrigen wahlwer­
benden Gruppen anzuführen, wobei sich die Reihen­
folge nach dem Zeitpunkt der Einbringung des Wahl­
vorschlages zu richten hat. Bei gleichzeitig eingebrach­
ten Wahlvorschlägen entscheidet über die Reihenfolge 
die Stadtwahlbehörde durch das Los, das von dem an 
Jahren jüngsten Mitglied zu ziehen ist. 

(4) Den unterscheidenden Gruppenbezeichnungen 
sind die Worte „Liste 1, 2, 3 usw." in fortlaufender 
Numerierung voranzusetzen. Beteiligt sich eine im 
zuletzt gewählten Landtag vertretene wahlwerbende 
Gruppe nicht an der Wahlwerbung, so hat in der 
Veröffentlichung nur die ihr nach Abs. 1 zukommende 
Listennummer und daneben das Wort „leer" aufzu­
scheinen. 

(5) Die Veröffentlichung hat in ortsüblicher Weise zu 
erfolgen. Aus ihr müssen alle Listennummern sowie 
der Inhalt der Wahlvorschläge (§ 35 Abs. 2) zur Gänze 
ersichtlich sein. ' 

(6) Nach der Veröffentlichung an Wahlvorschlägen 
festgestellte Mängel berühren die Gültigkeit dieser 
Wahlvorschläge nicht. 

§ 40 
Art der Veröffentlichung 

In der Veröffentlichung gemäß § 39 sind bei allen 
wahlwerbenden Gruppen die Gruppenbezeichnungen 
einschließlich allfälliger Kurzbezeichnungen mit gleich 
großen Druckbuchstaben in für jede wahlwerbende 
Gruppe gleich große Rechtecke mit schwarzer Druck­
farbe einzutragen. Für die Kurzbezeichnung sind hie-
bei einheitlich große schwarze Druckbuchstaben zu 
verwenden. Vor jeder Gruppenbezeichnung sind in 
schwarzem Druck das Wort „Liste" und darunter grö­
ßer die jeweilige fortlaufende Ziffer anzuführen. Bei 
mehr als dreizeiligen Gruppenbezeichnungen kann 
die Größe der Druckbuchstaben dem zur Verfügung 
stehenden Raum entsprechend angepaßt werden. 

9. A b s c h n i t t 

Wahlort und Wahlzeit 

§41 

Verfügungen der Stadtwahlbehörde 
(1) Der Bürgermeister setzt die ordentlichen Wahl­

sprengel (§ 42) spätestens am zehnten Tag nach dem 
Stichtag fest. 

(2) Die Stadtwahlbehörde setzt spätestens am vier­
zehnten Tag vor dem Wahltag die Wahlzeit (§ 46), die 
Verbotszonen (§ 45 Abs. 1), die besonderen Wahl­
sprengel in Heil- und Pflegeanstalten (§ 58) sowie für 
jeden Wahlsprengel das zugehörige Wahllokal (§ 43) 
fest. Die Stadtwahlbehörde hat auch zu bestimmen, ob 
und wo eigene Wahllokale für Wahlkartenwähler (all­
gemeine Wahlkartenwahllokale) zu errichten sind 
bzw. in welchen Wahllokalen - abgesehen von den im 
§ 33 Abs. 1, §§ 58 und 59 geregelten Fällen - Wähler, 
denen eine Wahlkarte ausgestellt wurde,, sonst ihr 
Wahlrecht ausüben können. 

(3) Spätestens am fünften Tag vor dem Wahltag sind 
die nach Abs. 1 und 2 getroffenen Verfügungen vom 
Bürgermeister ortsüblich kundzumachen. Diese Kund­
machung muß am Wahltag auch am Gebäude des 
Wahllokales angeschlagen sein. In der Kundmachung 
ist anzugeben, wie viele Mitglieder des Gemeinderates 
zu wählen sind, sowie an das im § 45 ausgesprochene 
Verbot der Wahlwerbung, der Ansammlung und des 
Waffentragens zu erinnern und darauf hinzuweisen, 
daß Übertretungen dieser Verbote bestraft werden. 

(4) Die Stadtwahlbehörde hat zugleich mit der Fest­
setzung der Wahlsprengel zu bestimmen, wie viele 
besondere Wahlbehörden gemäß § 59 eingerichtet 
werden. Diese Verfügung ist sogleich ortsüblich kund­
zumachen. 

§ 42 

Wahlort, Wahlsprengel 

(1) Wahlort ist jeder Wahlsprengel. 

(2) Die nach § 41 Abs. 1 und 2 festzusetzenden 
Wahlsprengel sind derart abzugrenzen, daß am Wahl­
tag in jedem Wahlsprengel die Wähler in der für diese 
Wahl vorgesehenen Wahlzeit abgefertigt werden kön­
nen. Der Wahlsprengel darf nicht über die Grenzen des 
zugehörigen Stadtbezirkes hinausreichen. 

(3) Die Bildung von Wahlsprengeln mit weniger als 
30 Wählern bedarf der Zustimmung der Stadtwahl­
behörde, die nur gewährt werden darf, wenn das Wahl­
geheimnis gewährleistet ist. 

§ 4 3 

Wahllokale 

(1) Das Wahllokal muß für die Durchführung der 
Wahlhandlung geeignet sein. Die Gemeinde hat dafür 
Sorge zu tragen, daß die zur Vornahme der Wahl 
notwendigen Einrichtungsstücke, die Wahlurne und 
die erforderlichen Wahlzellen mit Einrichtung zur Ver­
fügung stehen. Weiters ist darauf zu achten, daß in 
dem Gebäude des Wahllokales womöglich ein entspre­
chender Warteraum für die Wähler vorhanden ist. 

(2) Für jeden Wahlsprengel ist ein Wahllokal zu 
bestimmen. Das Wahllokal kann aber auch in ein 
außerhalb des Wahlsprengels liegendes Gebäude ver­
legt werden, wenn dieses Gebäude ohne besondere 
Schwierigkeiten von den Wahlberechtigten erreicht 
werden kann. Auch kann für mehrere Wahlsprengel 
ein gemeinsames Wahllokal bestimmt werden, sofern 
das Gebäude ausreichend Raum für die Unterbringung 
der Wahlbehörden und für die gleichzeitige Durchfüh­
rung mehrerer Wahlhandlungen bietet und entspre­
chende Warteräume für die Wähler aufweist. 
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(3) Die Wahllokale dürfen nicht in Gebäuden hegen, 
die vorwiegend Zwecken einer politischen Partei 
dienen. 

§44 

Wahlzelle 

(1) In jedem Wahllokal muß mindestens eine Wahl­
zelle sein. Um eine raschere Abfertigung der Wähler zu 
ermöglichen, können für eine Wahlbehörde auch meh­
rere Wahlzellen aufgestellt werden, soweit die Über­
wachung der Wahlhandlung durch die Wahlbehörde 
dadurch nicht gefährdet wird. Bei Wahlsprengeln mit 
mehr als 500 Wahlberechtigten sind im Wahllokal 
mindestens zwei Wahlzellen aufzustellen. 

(2) Die Wahlzelle ist derart herzustellen, daß der 
Wähler in der Zelle unbeobachtet von allen anderen im 
Wahllokal anwesenden Personen die Stimmzettel aus­
füllen und in das Wahlkuvert geben kann. 

(3) Als Wahlzelle genügt, wenn zu diesem Zweck 
eigens konstruierte feste Zellen nicht zur Verfügung 
stehen, jede Absonderungsvorrichtung im Wahllokal, 
die ein Beobachten des Wählers in der Wahlzelle 
verhindert. Die Wahlzelle kann insbesondere durch 
einfache, mit undurchsichtigem Papier oder Stoff 
bespannte Holzrahmen, durch Anbringung eines Vor­
hanges in einer Zimmerecke, durch Aneinanderschie-
ben von größeren Kästen, durch entsprechende Auf­
stellung von Schultafeln usw. gebildet werden. Sie ist 
derart aufzustellen, daß der Wähler die Zelle von einer 
Seite betreten und auf der anderen Seite verlassen 
kann. 

(4) Die Wahlzelle ist mit einem Tisch und einem 
Stuhl zu versehen sowie mit dem erforderlichen Mate­
rial für die Ausfüllung der Stimmzettel auszustatten 
(womöglich Farbstift, Schreibunterlage usw.). Außer­
dem sind die von der Stadtwahlbehörde abgeschlosse­
nen und von ihr veröffentlichten Listen der wahlwer­
benden Gruppen (§ 39) in der Wahlzelle an einer 
sichtbaren Stelle anzuschlagen. 

(5) Es ist dafür Sorge zu tragen, daß die Wahlzelle 
während der Wahlzeit ausreichend beleuchtet ist. 

§ 4 5 
Verbotszonen 

(1) Im Gebäude des Wahllokales und in einem von 
der Stadtwahlbehörde zu bestimmenden Umkreis 
(Verbotszone) ist am Wahltag jede Art der Wahlwer­
bung, insbesondere auch durch Ansprachen oder 
Übertragung durch Lautsprecher oder Tonbandanla­
gen, durch Anschlag oder Verteilen von Wahlaufrufen 
oder von sonstigen Wahlwerbeschriften u. dgl., ferner 
jede Ansammlung sowie das Tragen von Waffen jeder 
Art verboten. Außerhalb der Verbotszone ist die Wahl­
werbung durch Ansprachen, Übertragungen durch 
Lautsprecher oder Tonbandanlagen u. dgl., die in der 
Verbotszone gehört wird, ebenfalls verboten. 

(2) Das Verbot des Tragens von Waffen bezieht sich 
nicht auf jene Waffen, die am Wahltag von öffent­
lichen, im betreffenden Umkreis im Dienst befind­
lichen Sicherheitsorganen nach ihren dienstlichen Vor­
schriften getragen werden müssen. 

(3) Übertretungen der im Abs. 1 angesprochenen 
Verbote werden vom Bürgermeister mit einer Geld­
strafe bis zu S 3000,- , im Falle der Uneinbringlichkeit 
mit Arrest bis zu zwei Wochen geahndet. 

§ 46 

Wahlzeit 

Der Beginn und die Dauer der Stimmabgabe (Wahl­
zeit) sind so festzusetzen, daß die Ausübung des 
Wahlrechtes für alle Wahlberechtigten gesichert wird. 

10. Ab s chn i t t 
Wahlzeugen 

§47 

Wahlzeugen, Eintrittsschein 

(1) In jedes Wahllokal können von jeder wahlwer­
benden Gruppe, deren Wahlvorschlag von der Stadt­
wahlbehörde veröffentlicht wurde, zwei Wahlzeugen 
zu jeder Sprengelwahlbehörde entsendet werden. Die 
Wahlzeugen sind der Wahlbehörde spätestens am 
sechsten Tag vor dem Wahltag durch den zustellungs­
bevollmächtigten Vertreter der wahlwerbenden 
Gruppe schriftlich namhaft zu machen; jeder Wahl­
zeuge erhält von der Stadtwahlbehörde einen Eintritts­
schein (Muster Anlage 3), der ihn zum Eintritt in das 
Wahllokal ermächtigt und beim Betreten des Wahl­
lokales der Wahlbehörde vorzuweisen ist. 

(2) Die Wahlzeugen haben lediglich als Beobachter 
der wahlwerbenden Gruppe zu fungieren; ein weiterer 
Einfluß auf den Gang der Wahlhandlung steht ihnen 
nicht zu. 

11. A b s c h n i t t 
Wahlhandlung 

§ 4 8 

Leitung der Wahl, Ordnungsgewalt des Wahlleiters 

(1) Die Leitung der Wahl steht den Sprengelwahl­
behörden zu. 

(2) Der Wahlleiter hat für die Aufrechterhaltung der 
Ruhe und Ordnung bei der Wahlhandlung und für die 
Beobachtung der Bestimmungen dieses Gesetzes 
Sorge zu tragen. Überschreitungen des Wirkungskrei­
ses der Wahlbehörde hat er nicht zuzulassen. 

(3) Den Anordnungen des Wahlleiters ist von jeder­
mann Folge zu leisten. Die Nichtbefolgung der Anord­
nungen ist eine Verwaltungsübertretung und wird vom 
Bürgermeister mit einer Geldstrafe bis zu S 3000,- , im 
Falle der Uneinbringlichkeit mit Arrest bis zu zwei 
Wochen, bestraft. 

§ 49 

Beginn der Wahlhandlung 

(1) Am Tag der Wahl wird zur festgesetzten Stunde 
und in dem dazu bestimmten Wahllokal die Wahlhand­
lung durch den Sprengelwahlleiter eingeleitet, der der 
Wahlbehörde das Wählerverzeichnis, das vorbereitete 
Abstimmungsverzeichnis (Muster Anlage 4), die Wahl­
kuverts und eine entsprechende Anzahl von amtlichen 
Stimmzetteln übergibt und ihr die Bestimmungen des 
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§ 3 Abs. 5 sowie der § § 1 1 und 12 vorhält. Der 
Wahlleiter hat der Wahlbehörde die gegen Bestätigung 
von der Stadtwahlbehörde übernommene Anzahl von 
Stimmzetteln bekanntzugeben, vor der Wahlbehörde 
diese Anzahl zu überprüfen und das Ergebnis in der 
Niederschrift festzuhalten. 

(2) Unmittelbar vor Beginn der Abstimmung hat sich 
die Wahlbehörde zu überzeugen, daß die zum Hinein­
legen der in den Wahlkuverts befindlichen Stimmzettel 
bestimmte Wahlurne leer ist. 

(3) Die Abstimmung beginnt damit, daß die Mitglie­
der der Sprengelwahlbehörde, hierauf deren etwaige 
Hüfskräfte, die Vertrauenspersonen und die Wahlzeu­
gen ihre Stimmen abgeben. Soweit sie im Wählerver­
zeichnis eines anderen Wahlsprengeis eingetragen 
sind, können sie ihr Wahlrecht vor der Wahlbehörde, 
bei der sie Dienst verrichten, nur auf Grund einer 
Wahlkarte (§ 31 ff.) ausüben. Im übrigen gelten für die 
Ausübung des Wahlrechtes durch Wahlkartenwähler 
die Bestimmungen des § 56. 

§ 50 

Wahlkuverts 

(1) Für die Wahl sind undurchsichtige Wahlkuverts 
zu benützen. Für die Abgabe von Stimmen mittels 
Wahlkarte sind gelbe Kuverts zu verwenden, die übri­
gen Wahlkuverts müssen sich von diesen farblich 
unterscheiden. 

(2) Die Anbringung von Worten, Bemerkungen oder 
Zeichen auf Wahlkuverts ist verboten. Die Übertretung 
dieses Verbotes durch Mitglieder der Wahlbehörden 
wird, wenn darin keine von den Gerichten zu bestra­
fende Handlung gelegen ist, vom Bürgermeister mit 
einer Geldstrafe bis zu S 3000,- , im Falle der Unein­
bringlichkeit mit Arrest bis zu zwei Wochen bestraft. 

§ 51 

Betreten des Wahllokales 

(1) In das Wahllokal dürfen außer der Wahlbehörde 
und deren Hilfskräfte nur die Vertrauenspersonen, die 
Wahlzeugen, die Wähler zur Abgabe der Stimmen und 
die allenfalls zur Aufrechterhaltung der Ruhe und 
Ordnung erforderlichen Amtspersonen zugelassen 
werden. Nach Abgabe ihrer Stimmen haben die Wäh­
ler das Wahllokal sofort zu verlassen. 

(2) Der Bürgermeister und die Mitglieder der Stadt­
wahlbehörde sind berechtigt, jedes Wahllokal zu be­
treten. . 

(3) Sofern es zur ungestörten Durchführung der Wahl 
erforderlich erscheint, kann der Sprengelwahlleiter 
verfügen, daß die Wähler nur einzeln in das Wahllokal 
eingelassen werden. 

(4) Abgesehen von den in den Abs. 1 und 2 bezeich­
neten Personen ist der Zutritt in das Wahllokal nach 
Maßgabe eines Beschlusses der Stadtwahlbehörde 
auch mindestens 18 Jahre alten Mittelspersonen zwi­
schen den wahlwerbenden Gruppen und den Wahl­
zeugen (§ 47) zu gestatten, sofern sich diese mit einem 
vom Stadtwahlleiter unterfertigten Eintrittsschein aus­
weisen können. Ebenso wie den Wahlzeugen steht 
ihnen eine Einflußnahme auf den Gang der Wahlhand­
lung nicht zu. 

(5) In jedes Wahllokal darf jedoch nur e i n e Mittels­
person jeder wahlwerbenden Gruppe entsendet 
werden. 

§ 52 

Persönliche Ausübung des Wahlrechtes 

(1) Das Wahlrecht ist persönhch auszuüben. Bünde, 
schwer sehbehinderte und gebrechliche Wähler dürfen 
sich von einer Geleitperson, die sie sich selbst auswäh­
len können, führen und sich von dieser bei der Wahl­
handlung helfen lassen. Von diesen Fällen und jenen 
nach Abs. 3 abgesehen, darf die Wahlzelle stets nur 
von einer Person betreten werden. 

(2) Gebrechliche Personen sind solche, die gelähmt 
oder des Gebrauches beider Hände unfähig oder von 
solcher körperlicher Verfassung sind, daß ihnen die 
Ausfüllung des amtlichen Stimmzettels ohne fremde 
Hilfe nicht zugemutet werden kann. 

(3) Personen, die des Lesens unkundig sind, dürfen 
sich ebenfalls von einer Geleitperson führen lassen. 

(4) Wer eine Geleitperson beanspruchen kann, ent­
scheidet im Zweifelsfall die Sprengelwahlbehörde 
durch Abstimmung. Jede Stimmenabgabe mit Hufe 
einer Geleitperson ist in der Niederschrift festzuhalten. 

(5) Wer sich fälschlich als gebrechlich, blind, schwer 
sehbehindert oder des Lesens unkundig ausgibt, 
begeht, wenn darin keine von den Gerichten zu bestra­
fende Handlung gelegen ist, eine Verwaltungsübertre­
tung und wird vom Bürgermeister mit einer Geldstrafe 
bis zu S 3000,- , im Falle der Uneinbringlichkeit mit 
Arrest bis zu zwei Wochen bestraft. 

§ 5 3 

Identitätsfeststellung 

(1) Jeder Wähler tritt vor die Wahlbehörde, nennt 
seinen Namen, gibt seine Wohnadresse an und legt 
eine Urkunde oder eine sonstige amtliche Bescheini­
gung vor, aus der seine Identität ersichtlich ist. 

(2) Als Urkunden oder amtliche Bescheinigungen zur 
Glaubhaftmachung der Identität kommen insbeson­
dere in Betracht: amtliche Legitimationen jeder Art, 
Personalausweise, Geburts- und Taufscheine, Trau­
scheine, Heiratsurkunden, Heimatrollenauszüge, 
Staatsbürgerschaftsnachweise, Anstellungsdekrete, 
Pässe, Grenzkarten, Jagdkarten, Eisenbahn-, 
Straßenbahn- und Autobuspermanenzkarten, Gewer­
bescheine, Führerscheine, Lizenzen, Diplome, Imma-
triküLierungsscheine, Meldungsbücher einer Hoch­
schule, Hoch- und Mittelschulzeugnisse, Postausweis­
karten u. dgl., überhaupt alle unter Beidruck eines 
Amtsstempels ausgefertigten Urkunden, die den Perso­
nenstand des Wählers erkennen lassen. 

(3) Besitzt ein Wähler eine Urkunde oder Bescheini­
gung der in Abs. 2 bezeichneten Art nicht, so ist er 
dennoch zur Abstimmung zuzulassen, wenn er der 
Mehrheit der Mitglieder der Sprengelwahlbehörde 
persönhch bekannt ist. Dieser Umstand ist. in der 
Niederschrift über den Wahlvorgang ausdrücklich zu 
vermerken. 

fc 
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§ 54 
Stimmenabgabe 

(1) Hat der Wähler sich entsprechend ausgewiesen 
und ist er im Wählerverzeichnis eingetragen, so erhält 
er vom Wahlleiter das leere Wahlkuvert und einen 
amtlichen Stimmzettel für die Wahl des Gemeinde­
rates. 

(2) Handelt es sich um einen Wahlkartenwähler, so 
hat der Wahlleiter den ihm vom Wahlkartenwähler zu 
übergebenden Briefumschlag (§ 32 Abs. 4) zu öffnen, 
den amtlichen Stimmzettel zu entnehmen und diesen 
mit dem gelben Wahlkuvert dem Wahlkartenwähler 
auszuhändigen. Hat ein Wahlkartenwähler einen 
Stimmzettel nicht zur Verfügung, so ist ihm für die 
Wahl des Gemeinderates ein amtlicher Stimmzettel 
auszuhändigen. 

(3) Der Wahlleiter hat den Wähler anzuweisen, sich 
in die Wahlzelle zu begeben. Dort legt der Wähler den 
Stimmzettel nach Ausfüllung in das Kuvert, tritt aus der 
Zelle und übergibt das Kuvert dem Wahlleiter, der es 
ungeöffnet in die Urne legt. 

(4) Ist dem Wähler bei der Ausfüllung des Stimmzet­
tels ein Fehler unterlaufen und begehrt der Wähler die 
Aushändigung eines weiteren Stimmzettels, so ist ein 
solcher Umstand im Abstimmungsverzeichnis und in 
der Niederschrift festzuhalten und daraufhin diesem 
Wähler ein weiterer gleichartiger Stimmzettel auszu­
folgen. Der Wähler hat den ihm zuerst ausgehändigten 
amtlichen Stimmzettel vor der Wahlbehörde durchzu­
reißen und zwecks Wahrung des Wahlgeheimnisses 
bei sich zu bewahren,. 

§ 55 
Vermerke im Abstimmungs- und Wählerverzeichnis 

durch die Sprengelwahlbehörde 

(1) Der Name des Wählers, der seine Stimme abge­
geben hat, wird von einem Beisitzer in das Abstim­
mungsverzeichnis unter fortlaufender Zahl und unter 
Beisetzung der fortlaufenden Zahl des Wählerverzeich­
nisses eingetragen. Gleichzeitig wird sein Name von 
einem zweiten Beisitzer im Wählerverzeichnis abge­
strichen. 

(2) Die fortlaufende Zahl des Abstimmungsverzeich­
nisses wird von dem zweiten Beisitzer in der Rubrik 
„Abgegebene Stimme" des Wählerverzeichnisses an 
entsprechender Stelle (männliche, weibliche Wahl­
berechtigte) vermerkt. 

(3) Für Wahlkartenwähler gelten die Bestimmungen 
der §§54 und 56. 

§ 56 
Vorgang bei Wahlkartenwählern 

(1) Wähler, denen eine Wahlkarte ausgestellt wurde, 
haben neben der Wahlkarte auch noch eine der im § 53 
Abs. 2 angeführten Urkunden oder amtlichen Beschei­
nigungen vorzuweisen, aus der sich ihre Identität mit 
der auf der Wahlkarte bezeichneten Person ergibt. Die 
Namen von Wahlkartenwählern sind, wenn für sie 
nicht eigene Wahllokale (Abs. 2) festgesetzt sind, am 
Schluß des Wählerverzeichnisses unter fortlaufenden 
Zahlen einzutragen und in der Niederschrift über den 
Wahlvorgang anzumerken. Die Wahlkarte, welche mit 
der korrespondierenden fortlaufenden Zahl des Wäh­

lerverzeichnisses zu versehen ist, ist dem Wähler abzu­
nehmen und der Niederschrift anzuschließen. 

(2) In den nur für Wahlkartenwähler eingerichteten 
Wahllokalen sind die Wahlkartenwähler unter fortlau­
fender Zahl in das Abstimmungsverzeichnis einzutra­
gen. Die fortlaufende Zahl des Abstimmungsverzeich­
nisses ist nach Abnahme der Wahlkarte auf derselben 
zu vermerken. Die Einträgung in ein Wählerverzeich­
nis hat zu entfallen. 

(3) Erscheint ein Wahlkartenwähler vor der nach 
seiner ursprünglichen Eintragung im Wählerverzeich­
nis zuständigen Wahlbehörde, um sein Wahlrecht aus­
zuüben, so hat er unter Verwendung des ihm bereits 
mit der Wahlkarte ausgefolgten Stimmzettels und 
unter Beobachtung der übrigen Bestimmungen dieser 
Wahlordnung seine Stimme abzugeben, nachdem er 
die Wahlkarte der Wahlbehörde übergeben hat. 

§57 

Stimmenabgabe bei Zweifel über die Identität 
des Wählers 

(1) Eine Entscheidung über die Zulassung zur Stim­
menabgabe steht der Sprengelwahlbehörde nur dann 
zu, wenn sich bei der Stimmenabgabe über die Identi­
tät des Wählers Zweifel ergeben. Gegen die Zulassung 
der Stimmenabgabe aus diesem Grund können von 
den Mitgliedern der Wählbehörde, den Vertrauensper­
sonen und den Wahlzeugen sowie von den allenfalls 
im Wahllokal anwesenden Wählern nur insofern Ein­
sprüche erhoben werden, als das Wahlkuvert der 
Person, deren Wahlberechtigung angefochten wird, 
nicht in die Wahlurne eingeworfen wurde. 

(2) Die Entscheidung der Wahlbehörde muß vor 
Fortsetzung des Wahlaktes erfolgen. Sie ist endgültig. 

§ 58 

Ausübung des Wahlrechtes von Pfleglingen 
in Heil- und Pflegeanstalten 

(1) Um den in öffentlichen oder privaten Heil- und 
Pflegeanstalten untergebrachten Pfleglingen die Aus­
übung des Wahlrechtes zu erleichtern, kann die Stadt­
wahlbehörde für den örtlichen Bereich der Anstalt 
einen oder mehrere besondere Wahlsprengel errich­
ten. Die Bestimmungen der §§ 41 bis 43 sind hiebei 
sinngemäß zu beachten. 

(2) Im Falle des Abs. 1 haben die gehfähigen Pfleg­
linge ihr Wahlrecht in den Wahllokalen der nach 
Abs. 1 zuständigen Sprengelwahlbehörden auszu­
üben. Das gleiche gilt für gehfähige Pfleglinge, die ihre 
Stimme mittels Wahlkarte abgeben. 

(3) Die nach Abs. 1 zuständige Sprengelwahl­
behörde kann sich mit ihren Hilfsorganen, den Ver­
trauenspersonen und den Wahlzeugen zum Zweck der 
Entgegennahme der Stimmen bettlägeriger Pfleglinge, 
die eine Wahlkarte besitzen oder im Wählerverzeichnis 
eingetragen sind, auch in deren Liegeräume begeben. 
Der Sprengelwahlleiter hat den bettlägerigen Perso­
nen den Stimmzettel und das Wahlkuvert zu überge­
ben. Es ist durch entsprechende Einrichtungen vorzu-
sorgen, daß der Pflegling unbeobachtet von allen 
anderen im Liegeraum befindhchen Personen den 
Stimmzettel ausfüllen und in das Wahlkuvert einlegen 
kann. 
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(4) In Anstalten unter ärztlicher Leitung kann diese 
in Einzelfällen den in den Abs. 2 und 3 bezeichneten 
gehfähigen und bettlägerigen Pfleglingen die Aus­
übung des Wahlrechtes aus gewichtigen medizini­
schen Gründen untersagen. 

(5) Im übrigen sind auch bei der Ausübung des 
Wahlrechtes nach den Abs. 2 und 3 die Bestimmungen 
dieser Wahlordnung, insbesondere die der §§31 bis 33 
und 56 über die Wahlkarten, zu beachten. 

§ 5 9 

Ausübung der Wahl durch 
bettlägerige Wahlkartenwähler 

(1) Um den aus Krankheits-, Alters- oder sonstigen 
Gründen bettlägerigen Personen, die auf Grund eines 
Antrages gemäß § 31 Abs. 1 Z. 2 eine Wahlkarte 
besitzen, die Ausübung des Wahlrechtes zu erleich­
tern, hat die Stadtwahlbehörde besondere Wahlbehör­
den einzurichten, die diese Personen während der 
festgesetzten Wahlzeit aufsuchen. Dem Vorsitzenden 

\ der besonderen Wahlbehörde ist am Wahltag ein 
Verzeichnis der Wähler, die von der besonderen Wahl­
behörde aufzusuchen sind, auszufolgen. Aus diesem 
Verzeichnis haben die Nummer des Wählerverzeich­
nisses, der Familien- und Vorname sowie das Geburts­
jahr und die Angabe jenes Ortes, an dem die Aus­
übung des Wahlrechtes gewünscht wird, hervorzu­
gehen. Die Bestimmungen der §§41 und 43 sind sinn­
gemäß zu beachten. 

(2) Bei Ausübung des Wahlrechtes vor den beson­
deren Wahlbehörden sind die Vorschriften des § 58 
Abs. 3 und 5 sinngemäß anzuwenden. 

(3) Hinsichtlich der Niederschriften der besonderen 
Wahlbehörden sind die Bestimmungen des § 67 sinn­
gemäß anzuwenden. 

(4) Das Wahlergebnis der besonderen Wahlbehörden 
hat die Stadtwahlbehörde festzustellen. Die Wahlakten 
einschließlich der Niederschriften der besonderen 
Wahlbehörden sind von diesen der Stadtwahlbehörde 
unverzüglich zu überbringen und büden einen Teil des 

| Wahlaktes der Stadtwahlbehörde. 

12. A b s c h n i t t 

Stimmzettel 

§ 60 
Amtlicher Stimmzettel 

(1) Die Stimmzettel dürfen nur auf Anordnung der 
Stadtwahlbehörde hergestellt werden. 

(2) Der amtliche Stimmzettel für die Wahl des 
Gemeinderates hat zu enthalten: 

a) die Listennummern, 

b) die Gruppenbezeichnungen einschließlich allfälli­
ger Kurzbezeichnungen, 

c) Rubriken mit einem Kreis, 

d) die Familien- und Vornamen sowie das Geburtsjahr 
der von den wahlwerbenden Gruppen vorgeschla­
genen Bewerber, 

e) die unter Berücksichtigung der gemäß § 39 erfolg-
./ ten Veröffentlichung aus dem Muster Anlage 5 

ersichtlichen Angaben. 

(3) Die Stimmzettel sind folgend zu gestalten: 

a) Die Größe hat sich nach der Anzahl der zu berück­
sichtigenden Listennummern und nach der Anzahl 
der vorgeschlagenen Bewerber zu richten. 

b) Breite: 14,5 bis 15,5 cm, Länge 20 bis 22 cm; wenn 
erforderlich, ein Vielfaches davon. 

c) Rechtecke und Druckbuchstaben für alle Gruppen­
bezeichnungen müssen gleich groß sein. 

d) Die Abkürzungen der Gruppenbezeichnungen sind 
einheitlich mit größtmöglichen Buchstaben zu 
drucken. 

e) Umfaßt eine Gruppenbezeichnung mehr als drei 
Zeilen, kann die Größe der Buchstaben dem zur 
Verfügung stehenden Raum angepaßt werden. 

f) Das Wort „Liste" ist klein, die Ziffern unterhalb des­
selben sind möglichst groß zu drucken. 

g) Alle Buchstaben sind einheitlich schwarz zu 
drucken. 

h) Trennungslinien der Rechtecke und Kreise sind in 
gleicher Stärke auszuführen. 

(4) Die amtlichen Stimmzettel sind durch die Stadt­
wahlbehörde den Sprengelwahlbehörden, entspre­
chend der endgültigen Zahl der Wahlberechtigten im 
Bereiche der Wahlbehörde, zusätzlich einer Reserve 
von 15 % zu übermitteln. Die Stimmzettel sind jeweüs 
gegen Bestätigung auszufolgen. 

(5) Wer unbefugt amtliche Stimmzettel oder diesen 
gleiche oder ähnliche Stimmzettel in Auftrag gibt, 
herstellt, vertreibt oder verteilt, begeht eine Verwal­
tungsübertretung und wird, wenn darin keine strenger 
zu bestrafende Handlung gelegen ist, vom Bürgermei­
ster mit einer Geldstrafe bis zu S 3000,- , im Falle der 
Uneinbringlichkeit mit Arrest bis zu zwei Wochen 
bestraft. Hiebei können unbefugt hergestellte amtliche 
Stimmzettel oder Stimmzettel gleicher oder ähnlicher 
Art für verfallen erklärt werden, ohne Rücksicht dar­
auf, wem sie gehören. 

(6) Der Strafe nach Abs. 5 unterliegt auch, wer 
unbefugt Stimmzettel, die zur Ausgabe für die Wahl 
bestimmt sind, auf irgendeine Weise kennzeichnet. 

§ 61 

Gültige Ausfüllung 

(1) Zur Stimmabgabe darf nur der vom Wahlleiter 
gleichzeitig mit dem Wahlkuvert dem Wähler über-
gebene Stimmzettel verwendet werden. 

(2) Der amtliche Stimmzettel ist gültig ausgefüllt, 
wenn aus ihm eindeutig zu erkennen ist, welche 
Gruppenliste der Wähler wählen wollte. Dies ist der 
Fall, wenn der Wähler in einem der links von jeder 
Gruppenbezeichnung vorgedruckten Kreise ein he­
gendes Kreuz oder ein anderes Zeichen mit Tinte, 
Farbstift oder Bleistift anbringt, aus dem unzweideutig 
hervorgeht, daß er die in derselben Zeile angeführte 
Gruppenliste wählen will. Der Stimmzettel ist aber 
auch dann gültig ausgefüllt, wenn der Wille des Wäh­
lers auf andere Weise, zum Beispiel durch Anhaken, 
Unterstreichen, sonstige entsprechende Kennzeich­
nung einer wahlwerbenden Gruppe, durch Durchstrei­
chen der übrigen wahlwerbenden Gruppen oder durch 
Bezeichnung eines, mehrerer oder aller Bewerber 
einer Gruppenliste eindeutig zu erkennen ist. 
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(3) Der Wähler kann die Reihenfolge, in der die 
Bewerber gemäß § 35 Abs. 2 Z. 2 in der veröffenthchten 
Gruppenliste aufscheinen, durch Beifügen eines Rei-
hungsvermerkes (§ 66 Abs. 4) ändern oder Bewerber 
streichen. 

(4) Sind auf dem amtlichen Stimmzettel Bewerber 
verschiedener wahlwerbender Gruppen gereiht, so 
gelten die Reihungsvermerke als nicht beigesetzt. 

§ 62 

Mehrere Stimmzettel in einem Wahlkuvert 

(1) Wenn ein Wahlkuvert mehrere amtliche Stimm­
zettel für die Wahl des Gemeinderates enthält, so 
zählen sie für einen gültigen, wenn 

1. auf allen Stimmzetteln die gleiche Gruppenliste 
vom Wähler bezeichnet wurde, oder 

2. mindestens ein Stimmzettel gültig ausgefüllt ist und 
sich aus der Bezeichnung der übrigen Stimmzettel 
kein Zweifel über die gewählte Liste ergibt, oder/ 

3. wenn neben einem gültig ausgefüllten amtlichen 
Stimmzettel die übrigen amtlichen Stimmzettel ent­
weder unausgefüllt sind oder ihre Gültigkeit gemäß 
§ 61 Abs. 4 oder § 63 Abs. 3 nicht beeinträchtigt ist. -

(2) Sonstige nicht amtliche Stimmzettel, die sich 
neben einem gültig ausgefüllten amtlichen Stimmzet­
tel im Wahlkuvert befinden, beeinträchtigen die Gül­
tigkeit der amtlichen Stimmzettel nicht. 

(3) Weisen die Stimmzettel eine verschiedene Rei­
hung von Bewerbern auf, so gelten die Reihungsver­
merke als nicht' beigesetzt. 

§ 63 

Ungültige Stimmzettel 

(1) Der Stimmzettel ist ungültig, wenn 
1. ein anderer als der amtliche Stimmzettel zur 

Abgabe der Stimme verwendet wurde, oder 

2. der Stimmzettel durch Abreißen eines Teiles derart 
beeinträchtigt wurde, daß nicht mehr unzweideutig 
hervorgeht, welche Gruppenliste der Wähler wäh­
len wollte, oder 

3. überhaupt keine Gruppenliste oder kein Bewerber 
angezeichnet wurde, oder 

4. zwei oder mehrere Gruppenlisten oder Bewerber 
verschiedener Gruppenlisten angezeichnet wurden, 
oder 

5. eine Liste angezeichnet wurde, die nur eine Listen­
nummer, aber keine Gruppenbezeichnung enthält, 
oder 

6. aus dem vom Wähler angebrachten Zeichen oder 
der sonstigen Kennzeichnung. nicht unzweideutig 
hervorgeht, welche Gruppenliste er wählen wollte. 

(2) Leere Wahlkuverts zählen als ungültige Stimm­
zettel. Enthält ein Wahlkuvert mehrere Stimmzettel, 
die für die gleiche Wahl auf verschiedene wahlwer­
bende Gruppen lauten, so zählen sie, wenn sich ihre 
Ungültigkeit nicht schon aus anderen Gründen ergibt, 
als ein ungültiger Stimmzettel. 

(3) Worte, Bemerkungen oder Zeichen, die auf dem 
Stimmzettel außer zur Kennzeichnung der wahlwer­
benden Gruppe angebracht wurden, beeinträchtigen 
die Gültigkeit eines Stimmzettels nicht, wenn sich 

hiedurch nicht einer der vörangefuhrten Ungültigkeits­
gründe ergibt. Im Wahlkuvert befindhche Beüagen 
aller Art beeinträchtigen die Gültigkeit des Stimmzet­
tels nicht. 

13. A b s c h n i t t 

Feststellung des Sprengelwahlergebnisses 

§64 

Stimmzettelprüfung, Stimmenzählung 

(1) Wenn die für die Wahlhandlung festgesetzte Zeit 
abgelaufen ist und alle bis dahin im Wahllokal und in 
dem hiezu bestimmten Warteraum erschienenen Wäh­
ler gestimmt haben, erklärt die Sprengelwahlbehörde 
die Stimmenabgabe für geschlossen. Nach Abschluß 
der Stimmenabgabe ist das Wahllokal, in welchem nur 
die Mitglieder der Sprengelwahlbehörde, deren Hilfs­
kräfte, die Vertrauenspersonen und Wahlzeugen ver­
bleiben dürfen, zu schließen. 

(2) Die Wahlbehörde mischt sodann gründlich die in 
der Wahlurne befindlichen Wahlkuverts, entleert die 
Wahlurne und stellt fest: 

a) die Zahl der insgesamt von den Wählern abgegebe­
nen Wahlkuverts; 

b) die Zahl der von Wahlkartenwählern abgegebenen 
gelben Wahlkuverts; 

c) die Zähl der ins Abstimmungsverzeichnis eingetra­
genen Wähler; 

d) den mutmaßlichen Grund, wenn die Zahl zu lit. a 
mit der Zahl zu lit. c nicht übereinstimmt. 

(3) Die von den Wahlkartenwählern abgegebenen 
gelben Kuverts sind ungeöffnet in einen Umschlag zu 
legen, der zu verschließen und der Stadtwahlbehörde 
zu übermitteln ist. 

(4) Die Wahlbehörde öffnet hierauf die übrigen von 
den Wählern abgegebenen Wahlkuverts, entnimmt die 
Stimmzettel, überprüft die Gültigkeit, versieht die 
ungültigen Stimmzettel mit fortlaufenden Nummern 
und stellt das Gesamtergebnis der Wahl fest: 

a) die Gesamtsumme der abgegebenen Stimmen: 

b) die Summe der abgegebenen ungültigen Stimmen; 

c) die Summe der abgegebenen gültigen Stimmen; 

d) die auf die einzelnen wahlwerbenden Gruppen 
entfallenden abgegebenen gültigen Stimmen. 

(5) Die nach Abs. 4 getroffenen Feststellungen sind 
sofort in der Niederschrift zu beurkunden und hierauf 
der Stadtwahlbehörde in der von ihr vorgeschriebenen 
Weise bekanntzugeben. 

§ 6 5 
Vorbereitung der Wahlpunkteermittlung 

Für jede wahlwerbende Gruppe sind hierauf die auf 
diese entfallenden gültigen Stimmzettel, nach 

a) Stimmzetteln ohne Reihungsvermerke und ohne 
Streichungen und 

b) Stimmzetteln mit Reihungsvermerken oder Strei­
chungen 

zu ordnen. Sodann ist die Anzahl der Stimmzettel nach 
lit. a und der Stimmzettel nach lit. b festzustellen. 
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§66 

Stimmzettel ohne und mit Reihungsvermerken des 
Wählers 

(1) Zur Ermittlung der Wahlpunkte (§ 72) werden die 
Stimmzettel in 

a) Stimmzettel ohne Reihungsvermerke und 

b) Stimmzettel mit Reihungsvermerken 

eingeteilt. 

(2) Stimmzettel ohne Reihungsvermerke sind solche, 
auf welchen der Wähler eine der Gruppenlisten des 
Stimmzettels oder anstatt oder neben dieser Gruppen­
liste den Namen mindestens eines Bewerbers der 
gewählten Gruppenliste, jedoch in allen Fällen ohne 
Reihungsvermerke (Abs. 4) unzweideutig (§ 61 Abs. 2) 
bezeichnet. 

(3) Stimmzettel mit Reihungsvermerken sind solche, 
auf welchen der Wähler mit oder ohne Bezeichnung 
einer Gruppenliste des amtlichen Stimmzettels den 
Namen mindestens eines Bewerbers der gewählten 
Gruppenliste mit einem Reihungsvermerk (Abs. 4) 
versieht oder streicht. 

(4) Der Reihungsvermerk des Wählers im Sinne des 
Abs. 3 ist am Stimmzettel in der Weise ersichtlich zu 
machen, daß die Namen der Bewerber mit Reihungs­
ziffern (zum Beispiel 1, 2, 3 usw.) versehen werden, aus 
denen die Reihenfolge zu erkennen ist, in der die 
Bewerber nach dem Wunsch des Wählers die auf die 
gewählte Gruppenliste etwa entfallenden Mandate 
erhalten sollen. Enthält ein Stimmzettel nur Namen mit 
gleich hohen Reihungsziffern, so gelten die Reihungs­
ziffern als nicht beigesetzt. Werden Namen durch 
Anhaken, Unterstreichen, Beifügen eines Kreuzes usw. 
bezeichnet, so gilt diese Bezeichnung nur dann als 
Reihungsvermerk, wenn den bezeichneten Namen die 
Reihungsziffern beigefügt sind. 

§67 

Niederschrift 
(1) Die Niederschrift hat mindestens zu enthalten: 

a) die Bezeichnung des Wahlbezirkes, des Wahlspren-
gels und Wahllokales sowie den Wahltag; 

b) die Namen der an- und abwesenden Mitglieder der 
Wahlbehörde sowie der Vertrauenspersonen; 

c) die Namen der anwesenden Wahlzeugen; 

d) die Zeit des Beginnes und Schlusses der Wahlhand­
lung; 

e) die Anzahl der übernommenen und an die Wähler 
ausgegebenen amtlichen Stimmzettel; 

f) die Namen der Wahlkartenwähler, sofern der Wahl­
sprengel nicht ausschließlich für Wahlkartenwähler 
bestimmt war; 

g) die Beschlüsse der Wahlbehörde über die Zulas­
sung oder Nichtzulassung von Wählern zur Stimm­
abgabe (§ 57) und die Zulassung von Geleitperso­
nen (§ 52); 

h) sonstige Beschlüsse der Wahlbehörde, die während 
der Wahlhandlung gefaßt wurden (zum Beispiel 
Unterbrechung der Wahlhandlung usw.); 

i) die Feststellungen der Wahlbehörde nach dem § 64 
Abs. 2 und 4 und § 65, wobei, wenn ungültige 
Stimmen festgestellt wurden, auch der Grund der 
Ungültigkeit anzuführen ist. 

(2) Der Niederschrift sind anzuschließen: 

a) das Wählerverzeichnis; 

b) das Abstimmungsverzeichnis; 

c) die Wahlkarten der Wahlkartenwähler; 

d) die ungültigen Stimmzettel, die in abgesonderten 
Umschlägen mit entsprechenden Aufschriften zu 
verpacken sind; 

e) die gültigen Stimmzettel, die, je nach den Gruppen­
listen, den Stimmzetteln ohne und mit Reihungsver­
merken geordnet, in abgesonderten Umschlägen 
mit entsprechenden Aufschriften zu verpacken 
sind; 

f) die nicht zur Ausgabe gelangten amtlichen Stimm­
zettel, die ebenfalls in abgesonderten Umschlägen 
mit entsprechenden Aufschriften zu verpacken 
sind; 

g) die von den Wahlkartenwählern abgegebenen gel­
ben Wahlkuverts in dem besonders gekennzeich­
neten und verschlossenen Umschlag. 

(3) Die Niederschrift ist hierauf von den Mitgliedern 
der Wahlbehörde zu unterfertigen. Wird sie nicht von 
allen Mitgliedern unterschrieben, ist der Grund hiefür 
anzugeben. 

(4) Damit ist die Wahlhandlung beendet. 

(5) Die Niederschrift samt ihren Beilagen büdet den 
Wahlakt der Sprengelwahlbehörde. 

§ 68 
Übermittlung des Wahlaktes an die Stadtwahlbehörde 

Die Wahlakten der Sprengelwahlbehörden sind 
sodann der Stadtwahlbehörde in verschlossenen 
Umschlägen in der von ihr vorgeschriebenen Weise zu 
übermitteln. 

§69 
Besondere Maßnahmen bei 

außergewöhnlichen Ereignissen 

(1) Treten Umstände ein, welche den Anfang, die 
Fortsetzung oder Beendigung der Wahlhandlung ver­
hindern, so kann die Sprengelwahlbehörde kurzfristig 
den Beginn der Wahlhandlung verschieben oder die 
begonnene Wahlhandlung unterbrechen, muß aber 
von diesen Umständen die Stadtwahlbehörde sofort 
verständigen und deren Entscheidung einholen. 

(2) Jede von der Stadtwahlbehörde getroffene Ent­
scheidung über eine Verlängerung oder Verschiebung 
der Wahlhandlung ist von dieser sofort auf bestmög­
liche Weise zu verlautbaren. 

(3) Hat die Abgabe der Stimmen bereits begonnen, 
so sind die Wahlakten und die Wahlurnen mit den 
darin enthaltenen Wahlkuverts und Stimmzetteln von 
der Wahlbehörde bis zur Fortsetzung der Wahlhand­
lung unter Verschluß zu legen und sicher zu ver­
wahren. 

14. A b s c h n i t t 

Ermittlungsverfahren 

§ 70 
Vorläufige Ermittlung des Wahlergebnisses 

(1) Die Stadtwahlbehörde hat die ihr von den Spren­
gelwahlbehörden in verschlossenen Umschlägen über-
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mittelten gelben Wahlkuverts der Wahlkartenwähler 
zu mischen und nach dem öffnen der Wahlkuverts die 
Feststellungen im Sinne des Abs. 2 lit. a bis d zu treffen. 

(2) Für die Wahl in den Gemeinderat hat die Stadt­
wahlbehörde auf Grund der ihr von den Sprengelwahl­
behörden gemäß § 64 Abs. 5 bekanntgegebenen 
Sprengelwahlergebnisse und auf Grund des von ihr 
nach Abs. 1 ermittelten Ergebnisses das vorläufige 
Wahlergebnis für den gesamten Gemeindebereich 
nach den Vorschriften des § 71 Abs. 2 bis 4 zu 
ermitteln. Sie stellt fest: 

a) die Gesamtsumme der abgegebenen gültigen und 
ungültigen Stimmen; 

b) die Summe der ungültigen Stimmen! 

c) die Summe der gültigen Stimmen; 

d) die auf die einzelnen wahlwerbenden Gruppen 
entfallenden gültigen Stimmen; 

e) die Wahlzahl; 

f) die Zahl der auf jede wahlwerbende Gruppe entfal­
lenden Gemeinderatsmandate. 

§ 7 1 

Endgültiges Ergebnis, 
Ermittlung der Gemeinderatsmandate 

(1) Hierauf überprüft die Stadtwahlbehörde auf 
Grund der ihr von den Sprengelwahlbehörden gemäß 
§ 68 übermittelten Wahlakten die Sprengelwahlergeb­
nisse, berichtigt etwaige Irrtümer in den zahlenmäßi­
gen Ergebnissen und ermittelt die von ihr gemäß § 70 
nur vorläufig getroffenen Feststellungen nunmehr end­
gültig. 

(2) Die zu vergebenden Gemeinderatsmandate wer­
den auf die Listen der wahlwerbenden Gruppen mit­
tels der Wahlzahl verteilt. 

(3) Die Wahlzahl wird wie folgt berechnet. Die für die 
wahlwerbenden Gruppen abgegebenen Stimmen wer­
den, nach ihrer Größe geordnet, nebeneinander 
geschrieben, unter jede Summe wird die Hälfte 
geschrieben, darunter das Drittel, das Viertel und nach 
Bedarf die weiterfolgenden Teilzahlen. Die sechsund­
fünf ziggrößte der nach ihrer Größe so angeschriebenen 
Zahlen ist die Wahlzahl. 

(4) Jede wahlwerbende Gruppe erhält so viele 
Gemeinderatsmandate, als die Wahlzahl in ihrer Grup­
pensumme enthalten ist. 

(5) Wenn nach dieser Berechnung mehrere wahlwer­
bende Gruppen auf ein oder mehrere noch zu verge­
bende Gemeinderatsmandate den gleichen Anspruch 
haben, so entscheidet zwischen ihnen das Los. 

(6) Das Los ist von dem an Jahren jüngsten Mitglied 
der Stadtwahlbehörde zu ziehen. 

§ 72 

Ermittlung der Wahlpunkte 

(1) Wenn bei einer wahlwerbenden Gruppe die 
Anzahl der gültigen Stimmzettel mit Reihungen und 
Streichungen mehr als 30 % der auf die betreffende 
wahlwerbende Gruppe im Gemeindebereich entfallen­
den gültigen Stimmzettelbeträgt, hat die Stadtwahl­

behörde auf Grund der von ihr gemäß § 71 Abs. 1 
überprüften Wahlakten die Gesamtsumme der Wahl­
punkte, die jeder Wahlwerber der gewählten Grup­
penlisten im Gemeindebereich erreicht hat, in fol­
gender Weise zu ermitteln: 

1. Für jeden Stimmzettel ohne Reihungsvermerk (§ 66 
Abs. 2) erhält der an 1. Stelle der veröffentlichten 
Gruppenliste (§ 39) stehende Wahlwerber so viele 
Wahlpunkte, als Wahlwerber in der veröffentlichten 
Gruppenliste angeführt sind; der an 2., 3., 4. usw. 
Steile s tehende Wahlwerber erhält Wahlpunkte in 
der der Reihe nach nächstniedrigeren Anzahl 
(Grundzahl). Jeder Wahlwerber erhält demnach bei 
Stimmzetteln ohne Reihungsvermerke insgesamt so 
viele Wahlpunkte, als. das Produkt aus der Zahl 
dieser Stimmzettel und der Grundzahl des betref­
fenden Wahlwerbers ergibt. 

2. a) Für jeden Stimmzettel mit Reihungsvermerk 
(§ 66 Abs. 3) erhält der vom Wähler an 1. SteUe 
gereihte Wahlwerber so viele Wahlpunkte, als 
Wahlwerber in der veröffentlichten Gruppenliste 
angeführt sind. Der vom Wähler an 2., 3., 4. usw. 
Stelle gereihte Wahlwerber erhält Wahlpunkte 
in der der Reihe nach nächstniedrigeren Anzahl. 

b) Sind auf einem Stimmzettel nicht,alle Bewerber 
einer Gruppenliste mit dem Reihungsvermerk 
des Wählers versehen, so erhalten nur die vom 
Wähler gereihten Bewerber Wahlpunkte gemäß 
Z. 2 lit. a. Die übrigen erhalten, im Anschluß 
daran, Wahlpunkte in der der Reihe nach nächst­
niedrigeren Anzahl, wobei die Reihung in der 
veröffentlichten Gruppenliste zugrunde zu legen 
ist. 

c) Ist auf einem Stimmzettel ohne oder mit Rei­
hungsvermerk der Name eines oder mehrerer, 
jedoch nicht aller Wahlwerber eines Wahlvor­
schlages gestrichen, so erhält der gestrichene 
Bewerber für diesen Stimmzettel keinen Wahl­
punkt. Die Ermittlung der Wahlpunkte der übri­
gen Bewerber geht so vor sich, als ob der 
gestrichene Bewerber im veröffentlichten Wahl­
vorschlag nicht enthalten wäre. 

d) Sind auf einem Stimmzettel zwei oder mehrere 
Bewerber mit gleich hohen Reihungsziffern 
neben andersgereihten Bewerbern angeführt, so 
sind diese Bewerber bei der Ermittlung der 
Wahlpunkte zwischen den Bewerbern zu reihen, 
welche die nächsthöhere oder die nächstniedri­
gere Reihung aufweisen. Sie erhalten gleich 
hohe Wahlpunkte (z. B. 5 a, 5 b, 5 c usw.). Im 
übrigen ist sinngemäß nach lit. a oder b vorzu­
gehen. 

3. Die Summe der Wahlpunkte gemäß Z. 1 und 2 üt. a 
bis d ergibt die Anzahl der auf die Bewerber 
entfallenden Wahlpunkte. 

(2) Treten Umstände ein, welche die Ermittlung der 
Wahlpunkte an Hand der Stimmzettel unmöglich 
machen, so ist die Ermittlung der Wahlpunkte so 
vorzunehmen, als ob die gültigen Stimmen ohne Rei­
hungsvermerke und Streichungen der Wähler abge­
geben worden wären. 
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§ 73 
Zuweisung der Mandate an die Bewerber der Listen 
der zum Gemeinderat wahlwerbenden Gruppen, 

Reihung der Ersatzmänner 

(1) Wenn nach § 72 Wahlpunkte ermittelt wurden, 
sind die auf eine wahlwerbende Gruppe gemäß § 71 
Abs. 4 entfallenden Mandate der Reihe nach jenen 
Wahlwerbern zuzuweisen, die die höchste, die nächst­
niedrigere usw. Zahl von Wahlpunkten erzielt haben. 
Weisen zwei oder mehrere Bewerber die gleiche 
Anzahl von Wahlpunkten auf, so entscheidet zwischen 
ihnen das Los, wenn es sich um die Zuweisung des 
einzigen der betreffenden wahlwerbenden Gruppe 
zufallenden Mandates oder um die Zuweisung des 
letzten zu vergebenden Mandates handelt. Andernfalls 
erhält jeder der Bewerber, die die gleiche Anzahl von 
Wahlpunkten erzielt haben, je ein Mandat. 

(2) Entfällt die Ermittlung der Wahlpunkte gemäß 
§ 72, so sind die auf die betreffende wahlwerbende 
Gruppe entfallenden Mandate den einzelnen Wahl­
werbern in der Reihenfolge, wie sie im Wahlvorschlag 
angeführt sind, zuzuweisen. 

(3) Nichtgewählte Wahlwerber sind Ersatzmänner 
für den Fall, daß ein Mandat ihrer Liste erledigt wird. 
Hiebei bestimmt sich die Reihenfolge ihrer Berufung 
nach der Anzahl ihrer Wahlpunkte bzw., wenn Wahl­
punkte gemäß § 72 nicht ermittelt wurden, nach der 
Reihenfolge im Wahlvorschlag. 

§74 

Feststellung der Streichungen und Reihungen 
des Listenführers der Mehrheitspartei 

Nach Feststellung der Ersatzmänner hat die Stadt­
wahlbehörde für jene wahlwerbende Gruppe, die die 
absolute Mehrheit im Gemeinderat hat, zu ermitteln, 
ob der an erster Stelle stehende Wahlwerber von mehr 
als der Hälfte der Wähler gestrichen oder zurückge­
reiht wurde. Das Ergebnis dieser Ermittlung ist in der 
Niederschrift nach § 75 zu beurkunden. 

§ 75 

Niederschrift 

(1) Die Stadtwahlbehörde hat das Wahlergebnis in , 
einer Niederschrift zu verzeichnen. 

(2) Die Niederschrift hat mindestens zu enthalten: 

a) Ort und Zeit der Amtshandlung; 

b) die Namen der an- und abwesenden Mitglieder der 
Stadtwahlbehörde sowie der Vertrauenspersonen; 

c) die allfälligen Feststellungen gemäß § 71 Abs. 1; 

d) das endgültig ermittelte Wahlergebnis im Ge­
meindebereich in der nach § 70 gegliederten Form; 

e) die Namen der von jeder Gruppenliste gewählten 
Bewerber für den Gemeinderat in der Reihenfolge 
ihrer im Gemeindebereich erzielten Wahlpunkte 

' unter Beifügung der Anzahl der Wahlpunkte; ent­
fällt gemäß § 72 die Ermittlung der Wahlpunkte, so 
sind nur die Namen der gewählten Bewerber anzu­
führen; 

f) die Namen der zugehörigen Ersatzmänner für den 
Gemeinderat in der im § 79 Abs. 1 bezeichneten 

Reihenfolge unter Beifügung der Anzahl der Wahl­
punkte; entfällt gemäß § 72 die Ermittlung der 
Wahlpunkte, so sind nur die Namen der Ersatz­
männer anzuführen; 

g) die allfällige Feststellung gemäß § 74. 

(3) Der Niederschrift der Stadtwahlbehörde sind die 
Niederschriften der Sprengelwahlbehörden sowie die 
gemäß § 39 veröffentlichten Wahlvorschläge anzu­
schließen. Sie büdet samt ihren Beüagen den Wahlakt 
der Stadtwahlbehörde. 

(4) Die Niederschrift ist von den Mitgliedern der 
Stadtwahlbehörde zu unterfertigen. Wird sie nicht von 
allen Mitgliedern unterschrieben, ist der Grund hiefür 
anzugeben. 

(5) Eine Gleichschrift der Niederschrift ist sofort der 
Landesregierung einzusenden. 

§ 76 

Verlautbarung des Wahlergebnisses 

Die Stadtwahlbehörde hat sodann die endgültigen 
Wahlergebnisse (§ 71 Abs. 1) sowie die Namen der 
gewählten Bewerber und der Ersatzmänner für den 
Gemeinderat unter Hinweis auf die Möglichkeit der 
Einbringung von Einwendungen nach § 77 sobald als 
möglich durch öffentlichen Anschlag ortsüblich kund­
zumachen und auf die Dauer einer Woche zu verlaut­
baren. Die Verlautbarung hat auch den Zeitpunkt 
anzugeben, an dem sie angeschlagen wurde. 

§77 

Einsprüche gegen ziffernmäßige Ermittlungen 

(1) Binnen drei Tagen, gerechnet vom Ablauf des 
ersten Tages der Verlautbarung des Wahlergebnisses 
(§ 76), können von den an der Wahlwerbung beteiligt 
gewesenen wahlwerbenden Gruppen durch ihre 
zustellungsbevollmächtigten Vertreter bei der Stadt­
wahlbehörde gegen die ziffernmäßigen Ermittlungen 
schriftlich Einsprüche erhoben werden. 

(2) In den Einsprüchen ist glaubhaft zu machen, 
warum und inwiefern die ziffernmäßigen Ermittlungen 
nicht den Bestimmungen dieses Gesetzes entsprechen. 
Fehlt diese Begründung, können solche Einsprüche 
ohne weitere Überprüfung zurückgewiesen werden. 

(3) Werden begründete Einsprüche erhoben, so 
überprüft die Stadtwahlbehörde auf Grund der ihr 
vorliegenden Wahlakten das Wahlergebnis. Ergibt sich 
aus diesen Schriftstücken die Unrichtigkeit der Ermitt­
lung, so hat die Stadtwahlbehörde sofort das Ergebnis 
der Ermittlung richtigzustellen, die Verlautbarung 
nach § 76 zu widerrufen und das richtige Ergebnis zu 
verlautbaren. 

(4) Gibt die Überprüfung keinen Anlaß zur Richtig­
stellung der Ermittlungen, so hat die Stadtwahl­
behörde die Einsprüche abzuweisen. 

(5) Andere als die in den Abs. 2 bis 4 genannten 
Überprüfungen und Richtigstellungen stehen der 
Wahlbehörde nicht zu. 

§ 78 
Verständigung der Gewählten 

Nach Abschluß des Ermittlungsverfahrens bzw. im 
Falle der Einbringung von Einwendungen gegen ein 
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Wahlergebnis nach erfolgter Entscheidung setzt die 
Stadtwahlbehörde die Gewählten von ihrer Wahl in 
Kenntnis. 

15. A b s c h n i t t 

Ersatzmänner 

§79 

Berufung, Ablehnung, Streichung 

(1) Wahlwerber, die nicht gewählt wurden oder eine 
auf sie gefallene Wahl nicht angenommen haben, 
sowie -solche, die ihr Mandat angenommen, in der 
Folge aber zurückgelegt haben, bleiben für den Fall, 
daß ein Mandat ihrer Liste erledigt wird, Ersatz­
männer, solange sie nicht ausdrücklich ihre Streichung 
aus der Liste der Ersatzmänner verlangt haben. Hiebei 
bestimmt sich die Reihenfolge ihrer Berufung nach der 
Anzahl ihrer Wahlpunkte bzw., wenn Wahlpunkte 
gemäß § 72 nicht ermittelt wurden, nach der Reihen­
folge im Wahlvorschlag. 

(2) Ersatzmänner auf Wahlvorschlägen zur Ge-
meinderatswahl werden vom Stadtwahlleiter auf das 
freigewordene Gemeinderatsmandat berufen. Hiebei 
bestimmt sich die Reihenfolge ihrer Berufung nach 
Abs. 1. Der Name des einberufenen Ersatzmannes ist 
zu verlautbaren. 

(3) Lehnt ein Ersatzmann, der auf ein freigewordenes 
Gemeinderatsmandat berufen wird, diese Berufung ab, 
so bleibt er dennoch in der Reihe auf der Liste der 
Ersatzmänner, in diesem Fall hat der Stadtwahlleiter 
den nächstgereihten Ersatzmann einzuberufen. 

(4) Ein Ersatzmann auf einem Wahlvorschlag kann 
jederzeit von der Stadtwahlbehörde seine Streichung 
verlangen. Die erfolgte Streichung ist von der Stadt­
wahlbehörde zu verlautbaren. 

IL TEIL 

Wahl der Bezirksräte 

§80 

Allgemeines 

(1) Die Wahl der Bezirksräte ist gleichzeitig mit der 
Gemeinderatswahl und für dieselbe Wahlperiode 
durchzuführen. Soweit im folgenden nichts anderes 
bestimmt ist, sind die Bestimmungen des I. Teiles auf 
die Wahl der Bezirksräte sinngemäß anzuwenden. 

(2) Die Wahl der Bezirksräte ist vom Bürgermeister 
gleichzeitig mit der Wahl des Gemeinderates orts­
üblich kundzumachen. Die Wahlausschreibung hat die 
Zahl der zu wählenden Mitglieder der Bezirksräte im 
jeweiligen Stadtbezirk zu enthalten. Als Stichtag für 
die Wahl der Bezirksräte gilt der Stichtag für die Wahl 
des Gemeinderates. 

§ 81 

Anzahl der Bezirksräte 

(1) Die Bezirksräte sind für jeden Stadtbezirk zu 
wählen. Der Bezirksrat besteht in Stadtbezirken bis zu 
10.500 Gemeindeeinwohnern aus 7 Mitgliedern. Diese 
Zahl erhöht sich je weitere 1500 Gemeindeeinwohner 

um ein Mitglied, wobei die Höchstzahl 19 beträgt. 
Ergibt sich bei der Ermittlung der Zahl der in den 
einzelnen Stadtbezirken zu wählenden Mitglieder des 
Bezirksrates ein Überhang von mehr als 750 Ge­
meindeeinwohnern, ist die Zahl der Bezirksräte um 
eine zu erhöhen, doch darf auch in diesem Fall die 
Höchstzahl von 19 nicht überschritten werden. 

(2) Die Zahl der Mitglieder der einzelnen Bezirksräte 
ist vom Bürgermeister durch Verordnung unmittelbar 
nach endgültiger Feststellung der Ergebnisse der 
jeweils letzten ordentlichen oder außerordentlichen 
Volkszählung festzustellen. Diese Verordnung ist allen 
Wahlen in die Bezirksräte zugrunde zu legen, die vom 
Wirksamkeitsbeginn dieser Verordnung an bis zur 
Verlautbarung der Verordnung auf Grund der jeweils 
nächsten ordentlichen oder außerordentlichen Volks­
zählung stattfinden. 

§82 

Wahlrecht 

(1) Das Wahlrecht zu den Bezirksräten steht den zum 
Gemeinderat wahlberechtigten Gemeindeeinwohnern 
nur hinsichtlich jenes Stadtbezirkes zu, in dem sie 
ihren ordentlichen Wohnsitz haben und auch im Wäh­
lerverzeichnis für die Gemeinderatswahl eingetragen 
sind. 

(2) Jeder Wahlberechtigte hat für die Wahl des 
Bezirksrates seines Wohnsitzbezirkes nur eine Stimme. 

§ 83 

Wählbarkeit 

Für die Wahl in den Bezirksrat sind, außer den im § 34 
genannten Voraussetzungen, 

a) der ordentliche Wohnsitz im Bezirk oder 

b) die Berufsausübung im Bezirk 

erforderlich. 

§84 

Wahlvorschläge 

(1) Die Einbringung von Wahlvorschlägen ist für 
einen, mehrere oder alle Stadtbezirke möglich. 

(2) Wahlwerbende Gruppen, die sowohl für den 
Gemeinderat als auch für die Bezirksräte kandidieren, 
haben ihre Wahlvorschläge gesondert vorzulegen. 

(3) Der Wahlvorschlag für einen Bezirksrat bedarf 
der Unterstützung jener Wahlberechtigten der 
Gemeinde, die im jeweiligen Stadtbezirk ihren ordent­
üchen Wohnsitz haben und dort in der Wählerevidenz 
eingetragen sind. Der Wahlvorschlag muß von 
10 Wahlberechtigten je zur Besetzung gelangendem 
Bezirksratssitz unterstützt werden. 

(4) Der Wahlvorschlag muß enthalten: 
1. die unterscheidende Bezeichnung der wahlwerben­

den Gruppe in Worten und eine allfällige Kurzbe­
zeichnung in Buchstaben sowie den Stadtbezirk, für 
welchen der Wahlvorschlag gilt; 

2. die Liste von höchstens doppelt so vielen Bewer­
bern, wie Bezirksratssitze in diesem Bezirk zur 
Besetzung gelangen, in der beantragten, mit arabi­
schen Ziffern bezeichneten Reihenfolge, unter 
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Angabe des Familien- und Vornamens, Geburtsjah­
res, Berufes und im Fall des § 83 lit. a der Wohn­
adresse jedes Bewerbers und im Fall § 83 lit. b der 
Wohn- und Berufsadresse jedes Bewerbers; 

3. die Bezeichnung des zustellungsbevollmächtigten 
Vertreters (Familien- und Vorname, Beruf, Adresse) 
und seines Ersatzmannes. 

(5) Das gleichzeitige Kandidieren desselben Wahl­
werbers auf je einem Wahlvorschlag für die Wahl des 
Gemeinderates und für die Wahl der Bezirksräte ist 
zulässig. 

(6) Im übrigen gelten die den Gemeinderat betref­
fenden Bestimmungen über Wahlvorschläge (§ 35 ff.) 
sinngemäß. 

§85 

Stimmenabgabe 

(1) Neben dem vom Wahlleiter übergebenen leeren 
Wahlkuvert und dem amtlichen Stimmzettel für die 
Wahl des Gemeinderates, erhält der Wähler einen 
Stimmzettel für die Wahl des Bezirksrates. 

(2) Handelt es sich um einen Wahlkartenwähler und 
hat er einen Stimmzettel für die Wahl des Bezirksrates 
nicht zur Verfügung, so ist ihm für die Wahl des 
Bezirksrates ein Stimmzettel für jenen Stadtbezirk 
auszuhändigen, in dem er im Wählerverzeichnis einge­
tragen ist. 

(3) Der Stimmzettel für die Wahl des Gemeinderates 
und der Stimmzettel für die Wahl des Bezirksrates sind 
jedenfalls in ein Wahlkuvert zu geben. 

§ 86 

Amtlicher Stimmzettel 

(1) Der amtliche Stimmzettel für die Wahl der 
Bezirksräte (Muster Anlage 6) hat neben den Form­
erfordernissen des § 60 überdies die Bezirksbezeich­
nung zu enthalten. 

(2) Für die Wahl in den Gemeinderat und für die 
Wahl in die Bezirksräte sind verschiedenfarbige 
Stimmzettel zu verwenden. 

§ 87 
Stimmzettelprüfung, Stimmenzählung, Vorbereitung 

der Wahlpunkteermittlung, Niederschrift 

Die Stimmzettelprüfung, Stimmenzählung sowie die 
Vorbereitung der Wahlpunkteermittlung und das Aus­
füllen der Niederschrift hat unter Berücksichtigung der 
§§ 64, 65 und 67 getrennt für die Wahl des Gemeinde­
rates und die Wahl der Bezirksräte zu erfolgen. 

§ 88 

Ergebnisermittlung 

Die Ermittlung des vorläufigen Wahlergebnisses 
sowie des endgültigen Ergebnisses, die Ermittlung der 
Mandate und der Wahlpunkte, die Zuweisung der 
Mandate an die Bewerber und das Ausfüllen der 
Niederschrift der Stadtwahlbehörde sind unter Beach­
tung der Bestimmungen der § § 7 0 bis 73 und 75 
getrennt nach der Wahl des Gemeinderates und der 
Wahl der Bezirksräte durchzuführen. 

III. TEIL 

Gemeinsame Bestimmungen 

1. Ab s chn i t t 
Sonderbestimmungen bei gleichzeitiger 

Durchführung der Wahlen des Gemeinderates 
und der Bezirksräte mit Nationalrats­

oder Landtagswahlen 

§89 

Allgemeines 

Für die gleichzeitige Durchführung der Wahlen des 
Gemeinderates und der Bezirksräte mit Nationalrats­
oder Landtagswahlen finden die Bestimmungen dieses 
Gesetzes insoweit Anwendung, als in den §§90 bis 97 
nicht anderes angeordnet ist. 

§ 90 
Stichtag 

Der in der Ausschreibung zur Nationalratswahl 
(Landtagswahl) festgesetzte Stichtag gilt auch als 
Stichtag für die Wahlen des Gemeinderates und der 
Bezirksräte. 

§ 91 

Wahlsprengel 

(1) Die für die Nationalratswahl (Landtagswahl) 
gebildeten Wahlsprengel gelten auch als Wahlspren­
gel für die Wahlen des Gemeinderates und der Bezirks­
räte für jene Wahlberechtigten, die für die National­
ratswahl (Landtagswahl) und die Wahlen des Ge­
meinderates und der Bezirksräte wahlberechtigt sind. 
Die Wahllokale, Wahlzellen und Wahlzeiten für die 
Wahl des Gemeinderates und der Bezirksräte sind in 
diesen Wahlsprengeln dieselben wie für die Wahl in 
den Nationalrat (Landtag). 

(2) Für Personen, die nur für die Wahlen des Ge­
meinderates und der Bezirksräte wahlberechtigt sind, 
sind eigene Wahlsprengel in ausreichender Anzahl 
einzurichten. Für diese Wahlsprengel finden die 
Bestimmungen der §§ 41 bis 45 sinngemäß Anwen­
dung. Die Wahlzeit ist auch für diese Wahlsprengel 
dieselbe wie für die Wahl in den Nationalrat (Landtag). 

§92 

Wahlbehörden 

(1) Für die Wahlsprengel nach § 91 Abs. 1 sind zu 
Sprengelwahlleitern und deren Stellvertretern die für 
die Durchführung der Nationalratswahl (Landtags­
wahl) ernannten Sprengelwahlleiter und deren Stell­
vertreter zu bestellen. Stadtwahlleiter und dessen 
Stellvertreter sind der Gemeindewahlleiter für die 
Durchführung der Nationalratswahl (Landtagswahl) 
und dessen Stellvertreter. 

(2) Für die Wahlsprengel nach § 91 Abs. 1 sind von 
den wahlwerbenden Gruppen als Beisitzer und Ersatz­
männer der Sprengelwahlbehörden die Beisitzer und 
Ersatzmänner der für die Durchführung der National­
ratswahl (Landtagswahl) zuständigen Sprengelwahl­
behörden und als Beisitzer und Ersatzmänner der 
Stadtwahlbehörde die Beisitzer und Ersatzmänner der 
für die Durchführung der Nationalratswahl (Landtags­
wahl) zuständigen Gemeindewahlbehörde namhaft zu 
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mächen und vom Bürgermeister zu bestellen. Diese 
Wahlbehörden sind jedoch, wenn ihre Zusammenset­
zung nicht den Bestimmungen des § 9 Abs. 1 ent­
spricht, durch die erforderliche Anzahl von Beisitzern 
und Ersatzmännern auf das Stärkeverhältnis der wahl-
werbenden Gruppen nach dem Ergebnis der letzten 
Gemeinderatswahl zu ergänzen, auch wenn hiedurch, 
die in den § § 5 und 6 vorgeschriebene Höchstanzahl 
von Beisitzern und Ersatzmännern überschritten wird. 

(3) In die Stadtwahlbehörde und in die Sprengel­
wahlbehörden nach § 91 Abs. 1 sind als Vertrauensper­
sonen die für die Durchführung der Nationalratswahl 
(Landtagswahl) entsendeten Vertrauenspersonen der 
wahlwerbenden Gruppen zu berufen, sofern hierauf 
gemäß § 9 Abs. 3 ein Anspruch besteht. Wahlwerbende 
Gruppen, die sich nur an den Wahlen des Gemeinde­
rates und der Bezirksräte beteiligen, können in diese 
Wahlbehörden ebenfalls Vertrauenspersonen gemäß 
§ 9 Abs. 3 entsenden. 

(4) Für die Wahlsprengel nach § 91 Abs. 2 sind 
Sprengelwahlbehörden nach den Bestimmungen der 
§§ 5, 7, 8 und 9 zu bestellen. 

§ 93 
Wählerverzeichnis, Ausübung des Wahlrechtes 

hinsichtlich des Gemeinderates und der Bezirksräte, 
Abstimmungsverzeichnis 

(1) Für die Wahlsprengel nach § 91 Abs. 1 entfällt die 
Anlegung besonderer Wählerverzeichnisse für die 
Wahlen des Gemeinderates und der Bezirksräte. In 
diesen Wahlsprengeln ist die Wahl des Gemeinderates 
und der Bezirksräte unter Zugrundelegung der für die 
Nationalratswahl (Landtagswahl) abgeschlossenen 
Wählerverzeichnisse durchzuführen. Eine gesonderte 
Auflegung dieses Wählerverzeichnisses sowie ein 
gesondertes Einspruchs- und Berufungsverfahren für 
die Wahlen des Gemeinderates und der Bezirksräte 
findet nicht statt. In diesen Wahlsprengeln entfällt 
auch die Führung eines gesonderten Abstimmungsver­
zeichnisses für die Wahlen des Gemeinderates und der 
Bezirksräte. 

(2) Personen, die nur für die Wahlen des Gemeinde­
rates und der Bezirksräte wahlberechtigt sind und ihr 
Wahlrecht in den Wahlsprengeln nach § 91 Abs. 2 
auszuüben haben, sind in eigene Wählerverzeichnisse 
einzutragen. Für die Erfassung dieser Wahlberechtig­
ten, die Auflegung der Wählerverzeichnisse sowie die 
Durchführung des Einspruchs- und Berufungsverfah­
rens gelten die Bestimmungen der §§ 17 bis 28. 

§ 94 
Abstimmungs- und Ermittlungsverfahren 

(1) Personen, die zum Gemeinderat und zum Natio­
nalrat (Landtag) wahlberechtigt sind und ihr Wahlrecht 
in den Wahlsprengeln nach § 91 Abs. 1 auszuüben 
haben, ist, wenn sie von diesem Wahlrecht Gebrauch 
machen, neben dem amtlichen Stimmzettel für die 
Nationalratswahl (Landtagswahl) auch je ein amtlicher 
Stimmzettel für die Wahl des .Gemeinderates und für 
die Wahl der Bezirksräte auszufolgen. Die Vereinigung 
des amtlichen Stimmzettels für die Nationalratswahl 
(Landtagswahl) mit den Stimmzetteln für die Wahlen 

des Gemeinderates und der Bezirksräte ist nicht zuläs­
sig. Personen, die nur für die Wahlen des Gemeinde­
rates und der Bezirksräte wahlberechtigt sind und ihr 
Wahlrecht in den Wahlsprengeln nach § 91 Abs. 2 
auszuüben haben, sind, wenn sie von ihrem Wahlrecht 
Gebrauch machen, nur amtliche Stimmzettel für die 
Wahlen des Gemeinderates und der Bezirksräte auszu­
folgen. 

(2) Bei gleichzeitiger Durchführung der Wahlen des 
Gemeinderates und der Bezirksräte mit einer National­
ratswahl oder mit Nationalrats- und Landtagswahlen 
hat die Reihung der wahlwerbenden Gruppen bei der 
Veröffentlichung der Wahlvorschläge und auf den 
Stimmzetteln nach der Stärke der wahlwerbenden 
Gruppen im Nationalrat gemäß den Bestimmungen der 
Nationalrats-Wahlordnung und nur, soweit hiedurch 
an der Wahlwerbung bei Wahlen des Gemeinderates 
und der Bezirksräte beteiligt gewesene wahlwerbende 
Gruppen nicht gereiht sind, nach der im § 39 vorge­
sehenen Reihenfolge zu erfolgen. Finden Wahlen des 
Gemeinderates und der Bezirksräte gleichzeitig mit 
einer Landtagswahl statt, so ist für die Reihung der 
wahlwerbenden Gruppen die Reihung gemäß den 
Bestimmungen der Landtags-Wahlordnung maßge­
bend, wobei auch in diesem Fall die Bestimmungen 
des § 39 über die Reihung der wahlwerbenden Grup­
pen subsidiär anzuwenden sind. 

(3) Die Stimmzettel für die Wahlen des Gemeinde­
rates und der Bezirksräte müssen die Aufschriften 
(Aufdrucke) „Gemeinderatswahl" bzw. „Bezirksräte­
wahl" oder eine sonstige diesbezügliche deutliche 
Bezeichnung tragen. 

(4) Die Gültigkeit oder Ungültigkeit der für die 
Nationalratswahl (Landtagswahl) und die Wahlen des 
Gemeinderates und der Bezirksräte abgegebenen 
Stimmzettel ist gesondert nach den bezüglichen Wahl­
ordnungen zu beurteilen. 

(5) Für jeden Wähler ist nur ein Wahlkuvert auszuge­
ben, welches zur Aufnahme aller in Betracht kommen­
den Stimmzettel zu dienen hat. 

(6) Die Sprengelwahlbehörden in den Wahlspren­
geln nach § 91 Abs. 1 haben das im § 64 Abs. 2 bis 5 
und im § 67 vorgeschriebene Verfahren für die Wahlen 
des Gemeinderates und der Bezirksräte gesondert von 
jenem für die Nationalratswahl- (Landtagswahl) durch­
zuführen. 

(7) Die Niederschriften der Sprengelwahlbehörden 
für die Wahlen des Gemeinderates und der Bezirksräte 
sind zur deutlichen Unterscheidung von den Nieder­
schriften für die Nationalratswahl (Landtagswahl) in 
andersfarbigem Papier aufzulegen. Sie sind mit den im 
§ 67 Abs. 2 lit. d bis g bezeichneten Beilagen im Sinne 
des § 68 der Stadtwahlbehörde vorzulegen. Die Spren­
gelwahlbehörden in den Wahlsprengeln nach § 91 
Abs. 2 haben mit der Niederschrift auch das Wähler­
verzeichnis und das Ab Stimmungsverzeichnis für die 
Wahlen des Gemeinderates und der Bezirksräte der 
Stadtwahlbehörde vorzulegen. Der Stadtwahlbehörde 
obliegt das Ermittlungsverfahren nach den Bestim­
mungen der §§70 bis 79. 

(8) Nach der Durchführung des Stimmenzählungs­
verfahrens ist für die Wahlen des Gemeinderates und 
der Bezirksräte ein besonderer Wahlakt anzulegen, der 
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aus den für diese Wahl bestimmten Niederschriften 
und Stimmzetteln besteht. Die Wählerverzeichnisse, 
Abstimmungsverzeichnisse, Stimmzettel usw. für die 
Nationalratswahl (Landtagswahl) bleiben beim Wahl­
akt für die Nationalratswahl bzw. Landtagswahl. 

§ 95 
Wahlzeugen 

Die von einer wahlwerbenden Gruppe für die Natio­
nalratswahl (Landtagswahl) entsendeten Wahlzeugen 
sind im jeweiligen Wahllokal auch Wahlzeugen für die 
Gemeinderatswahl und die Wahl der Bezirksräte. 

§ 9 6 

Wahlkartenwähler 

(1) Für die Wahlen des Gemeinderates und der 
Bezirksräte werden keine eigenen Wahlkarten ausge­
stellt, sondern die für die Nationalratswahl tLandtags-
wähl) von der Gemeinde Graz ausgestellten Wahl­
karten berechtigen auch zur Teilnahme an den Wahlen 
des Gemeinderates und der Bezirksräte. 

(2) Wahlkarten, die von einer steiermärkischen 
Gemeinde außer Graz ausgestellt worden sind, berech­
tigen nur zur Teilnahme an der Nationalratswahl und 
an der Landtagswahl. 

(3) Wahlkarten, die von einer Gemeinde außerhalb 
der Steiermark ausgestellt worden sind, berechtigen 
nur zur Teinahme an der Nationalratswahl. 

(4) In den für Wahlkartenwähler bestimmten Wahl­
lokalen sind zusätzlich eine bzw. zwei weitere Urnen 
mit folgender Beschriftung aufzustellen: „Nur für 
Nationalratswähler" bzw. „Nur für Nationalrats- und 
Landtagswähler" bzw. „Nur für Landtagswähler". 

§ 97 

Termine 

Die in der Nationalrats-Wahlordnung 1971, BGBl. 
Nr. 194/71, in der Fassung BGBl. Nr. 148/90, (Land­
tags-Wahlordnung) vorgesehenen Termine und Fristen 
gelten auch für die Wahlen des Gemeinderates und der 
Bezirksräte. 

2. A b s c h n i t t 

Schlußbestimmungen 

§ 98 
Fristen 

(1) Der Beginn und Lauf einer in diesem Gesetz 
vorgesehenen Frist wird durch Sonn- oder andere 
öffentliche Ruhetage nicht behindert. Fällt das Ende 
einer Frist auf einen Sonn- oder anderen öffentlichen 

Ruhetag, so gilt er als letzter Tag der Frist. Die mit dem 
Wahlverfahren befaßten Stellen haben vorzusorgen, 
daß ihnen die befristeten Handlungen auch an diesen 
Tagen zur Kenntnis gelangen können. 

(2) Die Tage des Postlaufes werden außer bei der im 
§ 77 Abs. 1 vorgesehenen Frist für Einsprüche gegen 
die ziffernmäßige Ermittlung des Wahlergebnisses ein­
gerechnet. 

§ 99 

Notmaßnahmen 

Wenn die Wahlen des Gemeinderates und der 
Bezirksräte infolge Störungen des Verkehrs, Unruhen 
oder aus anderen Gründen nicht gemäß den Vorschrif­
ten dieses Gesetzes durchgeführt werden können, so 
kann der Bürgermeister die unmittelbare Einsendung 
der Stimmzettel an die Stadtwahlbehörde verfügen 
und alle sonstigen Anordnungen treffen, die zur Aus­
übung des Wahlrechtes unabweislich geboten er­
scheinen. 

§ 100 
Eigener Wirkungsbereich der Stadt 

Die in diesem Gesetz geregelten Aufgaben der 
Stadt, ausgenommen die Handhabung der Strafbestim­
mungen im § 23 Abs. 4, § 45 Abs. 3, § 48 Abs. 3, § 50 
Abs. 2, § 52 Abs. 5 und § 60 Abs. 5 und 6, sind solche 
des eigenen Wirkungsbereiches. 

§ 101 
Geschlechtsspezifische Personen-

und Funktionsbezeichnungen 

Alle Personen- und Funktionsbezeichnungen, die in 
diesem Gesetz sprachlich in der männlichen Form 
abgefaßt sind, sind sinngemäß auch in der weiblichen 
Form zu verstehen. 

§ 102 
Inkrafttreten, Übergangsbestimmung 

(1) Dieses Gesetz tritt mit dem der Kundmachung 
folgenden Tag in Kraft. Gleichzeitig wird die Ge­
meindewahlordnung Graz 1986, LGB1. Nr. 91/1986, 
unbeschadet der Bestimmungen des Abs. 2, aufge­
hoben. 

(2) Eine allfällige Berufung von Ersatzmännern in 
den vor dem Inkrafttreten dieses Landesgesetzes 
gewählten Gemeinderat oder auf die Stelle als Bezirks­
vorsteher erfolgt nach den Bestimmungen der Gemein­
dewahlordnung Graz 1986. Mit Konstituierung des 
nach diesem Landesgesetz gewählten Gemeinderates 
und der Bezirksräte tritt diese Bestimmung außer Kraft. 



MAGISTRAT GRAZ 

Spr.-Nr 

Anlage 1 

zur Gemeindewahlordnung Graz 

WÄHLERVERZEICHNIS 

Fortl. 
Nr. 

Wohnungsanschrift Haus-Nr. 

Familien- und Vorname Geburtsjahr 

. 

Abgegebene 
Stimmen 

m w 

— 

An­
merkung 

... 
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MAGISTRAT GRAZ Anlage 2 

zur Gemeindewahlordnung Graz 

Wahlsprengel-Nr.: 

Gemeinde, Bezirk: 

Hausnummer: 

Straße 
Gasse 
Platz 

WAHLKARTE 

ausgestellt auf Grund der Eintragungen im Wählerverzeichnis (fortlaufende Zahl: ) für 

Familien- und Vorname: Geburtsjahr: 

Obige Person ist berechtigt, ihr Wahlrecht auch außerhalb des Sprengeis, in dem sie im Wählerverzeichnis 
eingetragen ist, auszuüben. Bei Ausübung der Wahl ist neben der Wahlkarte auch noch eine Urkunde oder 
amtliche Bescheinigung vorzulegen, aus der sich die Identität mit der auf der Wahlkarte bezeichneten Person 
ergibt. Die Wahlkarte ist vor Stimmabgabe der Wahlbehörde ungeöffnet zu übergeben. Duplikate für abhanden­
gekommene oder unbrauchbare Wahlkarten werden in keinem Fall ausgefolgt. 

Graz, am Für den Bürgermeister: 

STADTWAHLBEHÖRDE GRAZ Anlage 3 

zur Gemeindewahlordnung Graz 

EINTRITTSSCHEIN 

für den Wahlzeugen: gültig für den Wahlsprengel: 

Familien- und Vorname: 

Wohnanschrift: 

Dieser Eintrittsschein ermächtigt den Wahlzeugen zum Eintritt in das Wahllokal. Der Wahlzeuge hat diesen 
Eintrittsschein der Wahlbehörde beim Betreten des Wahllokales vorzuweisen. Die Wahlzeugen haben lediglich 
als Vertrauensmänner der wahlwerbenden Gruppen zu fungieren; ein Einfluß auf den Gang der Wahlhandlung 
steht ihnen nicht zu. 

Graz, am' Der Stadtwahlleiter: 
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Anlage 4 

zur Gemeindewahlordnung Graz 

ABSTIMMUNGSVERZEICHNIS 

Fortl. 
Nr. 

Famüien- und Vorname des Wählers 

Fortlaufende 
Zahl des 
Wähler­

verzeichnisses 

An­
merkung 
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Anlage 5 

zur Gemeindewahlordnung Graz 

AMTLICHER STIMMZETTEL 
für die 

Gemeinderatswahl Graz, am 

Liste 
Nr. 

1 

2 

3 

4 

5 

6 

7 

8 
usw. 

Für die gewählte 
wahlwerbende 

Gruppe 
im Kreis ein 

X 
einsetzen! 

o 
o 
o 
o 
o 
o 
o 
o 

Kurz­
bezeichnung Bezeichnung der wahlwerbenden Gruppe 

' 
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Anlage 6 

zur Gemeindewahlordnung Graz 

AMTLICHER STIMMZETTEL 
für die 

Bezirksrätewahl Graz, am 

Bezirk 

Liste 
Nr. 

1 

2 

3 

4 

5 

6 

7 

8 
usw. 

Für die gewählte 
wahlwerbende 

Gruppe 
im Kreis ein 

X 
einsetzen! 

o 
o 
o 
o 
o 
o 
o 
o 

Kurz­
bezeichnung Bezeichnung der wahlwerbenden Gruppe 

-
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LANDESHAUPTSTADT GRAZ Anlage 7 

zur Gemeindewahlordnung Graz 

Fortlaufende Nr.: 

UNTERSTÜTZUNGSERKLÄRUNG 

Der/Die Gefertigte , geb. am 
(Familien- und Vornamen) 

wohnhaft '. 

unterstützt hiermit den Wahlvorschlag der 

(Name der wahlwerbenden Gruppe) 

für die Wahl des Gemeinderates Graz, am 

Eigenhändige Unterschrift 
(mit Angabe von Familien- und Vornamen) 

Vermerk der Stadtwahlbehörde: 

Der/Die Obgenannte ist im Sprengel als wahlberechtigt eingetragen. 
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LANDESHAUPTSTADT GRAZ Anlage 8 

zur Gemeindewahlordnung Graz 

Fortlaufende Nr.: 

UNTERSTÜTZUNGSERKLÄRUNG 

Der/Die Gefertigte , geb. am 
(Familien- und Vornamen) 

wohnhaft 

unterstützt hiermit den Wahlvorschlag der 

(Name der wahlwerbenden Gruppe) 

für die Grazer Bezirksrätewahl für den Bezirk am 

Eigenhändige Unterschrift 
(mit Angabe von Familien- und Vornamen) 

Vermerk der Stadtwahlbehörde: 

Der/Die Obgenannte ist im Sprengel als wahlberechtigt eingetragen. 
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Liegenschaftsverkehr, 
Übertragung 
der Kompetenzen an 
die Länder. 
(Einl.-Zahl 89/4) 
(8-61 A 49/2-1992) 

130. 
Der Bericht der Steiermärkischen Landesregierung 

zum Antrag der Abgeordneten Dr. Hirschmann, 
Dr. Frizberg, Dr. Maitz und Purr, betreffend die Über­
tragung der Kompetenzen für Liegenschaftsverkehr 
an die Länder, wird zur Kenntnis genommen. 

Land- und forstwirt­
schaftliche Berufs­
und Fachschulen, 
Begutachtung von 
Schulbüchern. 
(Einl.-Zahl 223/1) . 
(Präs-33.00-13/91-6) 

131. 
Die Vereinbarung gemäß Art. 15 a B-VG über die 

Einrichtung einer gemeinsamen Kommission zur 
Begutachtung von Schulbüchern für land- und forst­
wirtschaftliche Berufs- und Fachschulen wird zur 
Kenntnis genommen. 

Mülldeponie Jöß, 
Sicherung des 
Grundwassers. 
(Einl.-Zahl 165/3) 
(03-33 Le 65-92/51) 

132. 
Der Bericht der Steiermärkischen Landesregierung 

zum Antrag der Abgeordneten Heibl, Trampusch, 
Schleich, Dr. Wabl und Günther Prutsch, betreffend 
die Sicherung des Grundwassers von aussickernden 
Schadstoffen in der Mülldeponie „Jöß" (Rösslergrube), 
wird zur Kenntnis genommen. 

Landesstraßentausch im 
Marktgemeindegebiet 
Bad Waltersdorf. 
(Einl.-Zahl 221/1) 
(LBD-IIa 38 Ge 37-91/2) 

133. 
Gemäß § 8 Abs. 1 Landes-Straßenverwaltungs-

gesetz 1964 wird die Landesstraße L 460, Leitersdorfer 
Straße, von km 0,000 bis km 0,508 in einer Länge von 
0,508 km aufgelassen und der Marktgemeinde Bad 
Waltersdorf übergeben. Gleichzeitig wird die Ther­
menstraße (Gemeindestraße) von der Kreuzung L 401 
bis Wagerberg in einer Gesamtlänge von 1,990 km als 
Landesstraße übernommen. Der Straßentausch tritt mit 
dem Tag der Beschlußfassung in Kraft. 

Wissenschaftsbericht 1990. 
(Einl.-Zahl 222/1) 
(AAW-10W 3-91/31) 134. 

Der Bericht der Steiermärkischen Landesregierung 
für das Kalenderjahr 1990 über die Wissenschafts- und 
Forschungsförderung des Landes Steiermark unter 
besonderer Berücksichtigung der Energieforschung 
wird zur Kenntnis genommen. 

EWR-Vertrag, 
Novellierung von 
Landesgesetzen. 
(Einl.-Zahl 212/1) 
(Mündl. Bericht Nr. 6) 
(Präs-41.00-6/91-43) 

135. 
Die Steiermärkische Landesregierung wird aufge­
fordert, sicherzustellen, daß die aus -dem Beitritt 
Österreichs zum EWR erforderlichen Regierungs­
vorlagen zur Novellierung von Landesgesetzen so 
rechtzeitig dem Landtag vorgelegt werden, daß 
eine Kundmachung im Landesgesetzblatt vor dem 
Inkrafttreten des EWR-Vertrages möglich ist. 
Schon vor diesem Zeitpunkt soll dem Landtag ein 
Bericht vorgelegt werden, welche Gesetzesmate­
rien einer Novellierung unterzogen werden müs­
sen. 
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Europäische Integration, 
stärkere Mitwirkung. 
(Beschlußantrag zu 
Einl.-Zahl 212/1) 
(Präs-41.00-6/91-44) 

Landesrechnungshofbericht 
Nr. 9, 
Prüfung der Kraftfahrzeug-
an- und -abmeldung bei 
den steirischen Bezirks­
verwaltungsbehörden . 
(Einl.-Zahl 316/1) 
(Mündl. Bericht Nr. 7) 
(LRH-10K 1-90/24) 

Landesrechnungshofbericht 
Nr. 7, 
Prüfung des Rech­
nungswesens der GWS-
Heimstätte Graz. 
(Einl.-Zahl 317/1) 
(Mündl. Bericht Nr. 8) 
(LRH-24 G 8-89/7) 

136. 
Der Steiermärkische Landtag betont ausdrücklich 

seine Absicht, in allen Phasen der Europäischen Inte­
gration ausdrücklich mitwirken zu wollen. Er stellt 
fest, daß die Europäische Gemeinschaft in ihrer derzei­
tigen Form eine zu starke Ausprägung des Einflusses 
der Regierungen und eine zu schwache Ausbildung 
des parlamentarischen Einflusses zeigt. 

Tätigkeitsbericht des 
Rechnungshofes für 
das Jahr 1990. 
(Einl.-Zahl 177/1) 
(Mündl. Bericht Nr. 9) 

Bauordnungsnovelle 1992. 
(Einl.-Zahl 175/2, 
Beilage Nr. 13) 
(03-12 Ba 17/92-839) 

137. 
Der Bericht des Landesrechnungshofes Nr. 9, betref­

fend die Prüfung der Organisation der Kraftfahrzeug-
an- und -abmeldung bei den steirischen Bezirksver­
waltungsbehörden, wird zur Kenntnis genommen. 

138. 
Der Bericht des Landesrechnungshofes Nr. 7, betref­

fend die stichprobenweise Prüfung des Rechnungswe­
sens der GWS-Heimstätte, Gemeinnützige Gesell­
schaft für Wohnungsbau- und Siedlungswesen m. b. 
FL, 8010 Graz, Steyrergasse 5, wird zur Kenntnis 
genommen. 

139. 
Der Tätigkeitsbericht des Rechnungshofes in bezug 

auf das Bundesland Steiermark, Verwaltungsjahr 
1990, wird zur Kenntnis genommen. 

140. 
Gesetz vom , mit dem die 
Steiermärkische Bauordnung 1968 geändert 
wird (Steiermärkische Bauordnungsnovelle 

1992) 

Der Steiermärkische Landtag hat beschlossen: 

Das Gesetz vom 25. Oktober 1968, LGB1. Nr. 149, mit 
dem eine Bauordnung für das Land Steiermark erlas­
sen wird (Steiermärkische Bauordnung 1968), i. d. F. 
der Gesetze LGB1. Nr. 130/1974, 61/1976, 55/1977, 
9/1983, 12/1985, 80/1985, 67/1987, 14/1989, 68/1990 
und 42/1991, wird wie folgt geändert: 

Artikel I 

Nach § 3 Abs. 3 wird folgender § 3 a angefügt: 

„ § 3 a 

Auf die Ausschöpfung der für Baugebiete im 
Flächenwidmungsplan festgesetzten höchstzulässigen 
Bebauungsdichte besteht, sofern ein Bebauungsplan 
oder Bebauungsrichtlinien nichts Näheres bestimmen, 
ein Rechtsanspruch. Stehen der Ausschöpfung der 
höchstzulässigen Bebauungsdichte andere baurecht­
liche Bestimmungen entgegen^ so besteht der Rechts­
anspruch auf die Ausschöpfung der höchstmöglichen 
Dichte innerhalb der im Flächenwidmungsplan ausge­
wiesenen Werte, bei der diesen Bestimmungen ent­
sprochen wird." 

Artikel II 

Dieses Gesetz tritt mit dem seiner Kundmachung 
folgenden Tag in Kraft. 

Steierm. Landesdruckerei, Graz. - 2259-92 
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Gesetz vom über die Bestattung 
von Leichen (Steiermärkisches Leichenbestat­

tungsgesetz 1992) 

Der Steiermärkische Landtag hat beschlossen: 

§ 1 
ne Leiche im Sinne dieses Gesetzes ist der Körper 

l.es toten Menschen sowie eine tot- bzw. fehl­
geborene menschliche Frucht. Teile von Leichen, wie 
insbesondere Körperteile, Skelette oder Aschenreste 
verbrannter Leichen, sind wie Leichen zu behandeln, 
sofern dieses Gesetz nicht etwas anderes bestimmt. 

Totenbeschau 
§2 

Zur Feststellung des e ingetretenen Todes und der 
Todesursache ist jede Leiche vor der Bestattung der 
Beschau durch den zuständigen Totenbeschauer zu 
unterziehen. 

§3 

(1) Die Totenbeschau obliegt, soweit Abs. 4 nichts 
mderes bestimmt, den zur sachlichen Besorgung 
des Gemeindesanitätsdienstes heranzuziehenden 
Distriktsärzten bzw. den hiezu von der Landeshaupt­
stadt Graz und den Gemeinden bestellten Ärzten. 

2) Der zuständige Totenbeschauer hat die Toten-
hau durchzuführen. Ein gesondertes Entgelt hie-

iteht ihm nicht zu. Er hat Anspruch auf die Weg-
ebühren in der jeweils für die Landesbeamten festge-
etzten Höhe. Die Weggebühren hat jene Gemeinde 

zu zahlen, in der der Todesfall eingetreten ist oder die 
Leiche aufgefunden wurde. 

3) Im Falle seiner Verhinderung hat der Toten-
jeschauer auf seine Kosten kurzfristig einen in Öster-
eich zur selbständigen Berufsausübung berechtigten 
Arzt als Vertreter zu stellen. Die Vertretung ist der 
Gemeinde, für die der Totenbeschauer bestellt ist, 
sofort anzuzeigen. Ist eine mehr als vier Wochen dau-
srnde Vertretung erforderlich, bedarf die Bestellung 
les Vertreters der Zustimmung der Gemeinde. Der 
/ertreter hat Anspruch auf Weggebühren im gleichen 
\usmaß wie der vertretene Totenbeschauer. 

(4) In öffentlichen und nicht öffentlichen privaten 
jemeinnützigen Krankenanstalten obliegt die Toten-
)eschau dem ärztlichen Leiter bzw. den von diesem 
nezu bestellten Ärzten, die nach den Bestimmungen 
les Ärztegesetzes 1984, BGBl. Nr. 373, zuletzt ge-
indert durch das Bundesgesetz BGBl. Nr. 138/1989, 
ur selbständigen Berufsausübung berechtigt sein 
aussen. Die Namen der bestellten Totenbeschauer 

sind der Standortgemeinde binnen drei Tagen 
bekanntzugeben. 

§4 

(1) Jeder Todesfall ist unverzüglich der Gemeinde 
anzuzeigen, in der sich der Todesfall ereignet hat oder 
die Leiche aufgefunden worden ist. Diese hat den 
zuständigen Totenbeschauer sofort zu verständigen. 
Die Todesfallsanzeige kann auch beim Totenbe­
schauer und im Falle des Auffindens einer Leiche oder 
von Leichenteilen beim nächsten Sicherheitsorgan 
(Gendarmerie, Polizei) erstattet werden, das den 
Totenbeschauer sofort zu verständigen hat. 

(2) Die Todesfallsanzeige kann entweder unmittel­
bar oder im Wege eines konzessionierten Leichen­
bestattungsunternehmens erfolgen, welches verpflich­
tet ist, die Anzeige sofort weiterzuleiten. 

(3) Zur Anzeige des Todesfalles sind verpflichtet: 
a) wenn der Tod am Wohnsitz oder gewöhnlichen 

Aufenthaltsort des Verstorbenen eingetreten ist, 
die Familienangehörigen des Verstorbenen, die mit 
ihm im gemeinsamen Haushalt gelebt haben, 
andere Wohnungsgenossen oder Pflegepersonen 
des Verstorbenen, der Wohnungsinhaber, der 
Hausbesitzer bzw. Hausverwalter; die Anzeige­
pflicht besteht für jede dieser Personen nur inso­
weit, als eine in der Reihenfolge früher genannte 
Person nicht vorhanden ist oder zur unverzüglichen 
Anzeigeerstattung nicht in der Lage ist; 

b) wenn der Tod in einer Anstalt (Krankenanstalt, 
Kuranstalt, Erziehungsanstalt, Strafvollzugsanstalt 
usw.) erfolgte, der Anstaltsleiter; 

c) in allen übrigen Fällen derjenige, der zuerst den 
Todesfall bemerkt oder die Leiche auffindet. 

(4) Bei Totgeburten und Fehlgeburten obliegt die 
Anzeige dem beigezogenen Arzt bzw. der beigezoge­
nen Hebamme ohne Rücksicht darauf, ob die Anzeige 
bereits von einer anderen Person erstattet wurde oder 
hätte erstattet werden sollen. 

(1) Der Arzt, der einen Verstorbenen zuletzt behan­
delt hat bzw. bei Tot- oder Fehlgeburten herangezo­
gen worden ist, ist verpflichtet, unentgeltlich und 
unverzügüch einen Behandlungsschein auszustellen, 
der alle für die Feststellung der Todesursache erfor­
derlichen Angaben, insbesondere die Angabe der 
Grundkrankheit samt Behandlungsverlauf und der 
vom behandelnden Arzt angenommenen unmittel­
baren Todesursache, enthalten muß. Dieser Behand­
lungsschein ist von der zur Todesfallsanzeige ver­
pflichteten Person dem Totenbeschauer spätestens 
anläßlich der Totenbeschau zu übergeben. 
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(2) Jedermann ist verpflichtet, den Totenbeschauer 
durch wahrheitsgetreue Auskünfte in der Ausübung 
seines Amtes zu unterstützen. 

§6 

(1) Bis zur Durchführung der Totenbeschau ist die 
Leiche am Sterbeort zu belassen. Hievon darf nur mit 
Zustimmung des Totenbeschauers Abstand genom­
men werden, wenn für ihn keinerlei Zweifel an der 
Todesursache bestehen und das Belassen der Leiche 
am Sterbeort unzweckmäßig erscheint. 

(2) In Fällen eines gewaltsam herbeigeführten 
Todes oder bei Verdacht auf fremdes Verschulden hat 
die Leiche bis zur Durchführung der behördlichen 
Erhebungen in unveränderter Lage am Sterbeort zu 
verbleiben, sofern nicht die Vornahme von Wiederbe­
lebungsversuchen notwendig oder die Veränderung 
der Lage der Leiche aus sonstigen Gründen zwingend 
geboten erscheint. 

(3) Die Leiche darf erst nach Feststellung der Todes­
ursache mit Zustimmung des Totenbeschauers aufge­
bahrt oder eingesargt werden. 

(4) Ist der Tod in einer Anstalt (Kranken- oder Kur­
anstalt, Erziehungsanstalt, Strafvollzugsanstalt usw.) 
oder durch einen Unfall eingetreten, ist die Leiche mit 
einem festangebrachten Vermerk (z. B. Fußzettel) zu 
versehen, aus dem der Vor- und Zuname sowie die 
Geburts- und Sterbedaten des Verstorbenen ersicht­
lich sind. 

(1) Der Totenbeschauer hat die Totenbeschau 
unverzüglich nach Erhalt der Todesfallsanzeige vorzu­
nehmen. 

(2) Die Totenbeschau hat an der entkleideten Leiche 
zu erfolgen. Hievon kann nur dann abgesehen wer­
den, wenn keinerlei Zweifel am Eintritt des Todes und 
an der Todesursache bestehen. 

(3) Der Totenbeschauer hat entsprechend den medi­
zinisch-wissenschaftlichen Erkenntnissen festzustel­
len, ob die Merkmale des eingetretenen Todes an der 
Leiche vorhanden sind, ob die von ihm erhobenen 
Befunde mit den Angaben des Behandlungsscheines 
des behandelnden Arztes und jenen der Angehörigen 
übereinstimmen und ob fremdes Verschulden am Ein­
tritt des Todes ausgeschlossen werden kann. 

(4) Bei Verstorbenen mit einem Herzschrittmacher 
hat der Totenbeschauer im Zuge der Totenbeschau 
diesen zu entnehmen und der Gemeinde des Sterbe­
ortes zu übergeben. 

§8 

(1) Wenn der Verdacht besteht, daß der Tod durch 
fremdes Verschulden herbeigeführt oder mitver­
ursacht wurde, hat der Totenbeschauer unverzüglich 
und auf dem kürzesten Wege die Anzeige an die 
zuständige Staatsanwaltschaft zu erstatten. Diese 
Anzeige kann auch über die nächsten Sicherheits­
organe (Gendarmerie bzw. Polizei) erfolgen. 

(2) Wenn die Voraussetzungen des Abs. 1 nicht vor­
liegen, aber die Todesursache nicht einwandfrei fest­
steht oder der Todesfall auf eine anzeigepflichtige 
übertragbare Krankheit zurückgeht, hat der Toten­
beschauer die Anzeige sogleich unmittelbar an die 
zuständige Bezirksverwaltungsbehörde zu erstatten. 

(3) Bei Todesfällen nach einer anzeigepflichtigen 
übertragbaren Krankheit hat der Totenbeschauer bis 
zum Eintreffen von Anordnungen der Bezirksverwal­
tungsbehörde die unaufschiebbaren Hygienemaßnah­
men selbst zu treffen und den beauftragten Bestatter 
hinsichtlich hygienischer Maßnahmen zu beraten. 

§9 

(1) Nach der Totenbeschau hat der Totenbeschauer 
den Totenbeschauschein auf dem amtlichen Formblatt 
in zweifacher Ausfertigung auszustellen. Die erste 
Ausfertigung ist für das zuständige Standesamt und 
die zweite für die Verwaltung des Friedhofes, auf 
welchem die Leiche beigesetzt werden wird, bzw. für 
die Verwaltung der Feuerbestattungsanstalt, in wel­
cher die Leiche eingeäschert werden soll, bestimmt. 

(2) In den Fällen des § 8 darf der Totenbeschau­
schein erst ausgestellt werden, wenn das Gericht bzw. 
die Bezirksverwaltungsbehörde die Leiche zur Bestat­
tung freigegeben hat. 

§10 

(1) Der Totenbeschauer hat die Daten des Toten­
beschauscheines sogleich in das Totenbeschauproto-
koll einzutragen. Im Falle der Entnahme von Organen 
oder Organteilen Verstorbener zum Zwecke der 
Transplantation ist dies im Totenbeschauprotokoll zu 
vermerken. 

(2) Totenbeschauprotokolle sind für jede Gemeinde 
gesondert mittels amtlichen Formblattes zu führen. Die 
Totenbeschauprotokolle sind nach Abschluß der 
Gemeinde zur Aufbewahrung zu übergeben und von 
dieser durch mindestens zehn Jahre hindurch aufzu­
bewahren. 

(3) Die Kosten aller vom Totenbeschauer benötigten 
Drucksorten hat die Gemeinde des Sterbeortes bzw. 
Auffindungsortes der Leiche zu tragen. 

§11 
Die Form der für die Totenbeschau zu verwen­

denden amtlichen Formblätter (Totenbeschauschein, 
Totenbeschauprotokoll) ist durch Verordnung der Lan­
desregierung festzusetzen. 

Obduktionen 
§12 

(1) Obduktionen von Leichen werden von den 
Gerichten oder den Bezirksverwaltungsbehörden 
angeordnet. Alle mit der Obduktion zusammenhän­
genden Kosten sind außer im Falle des § 13 Abs. 2 von 
der anordnenden Stelle zu tragen. 

(2) Eine Obduktion darf nur von einem zur selbstän­
digen Berufsausübung berechtigten Arzt und. soweit 
es sich nicht um behördlich angeordnete oder in 
öffentlichen Krankenanstalten vorgenommene Ob­
duktionen handelt, nur dann durchgeführt werden, 
wenn eine diesbezügliche schriftliche Willenserklä­
rung des Verstorbenen vorliegt oder seine nächsten 
Angehörigen auf Grund schriftlicher Zustimmung 
damit einverstanden sind. Von der Vornahme der 
Obduktion sind der zuständige Totenbeschauer und 
der Arzt, der den Behandlungsschein ausgestellt hat, 
in Kenntnis zu setzen; diese sind berechtigt, bei der 
Obduktion anwesend zu sein. Der Arzt, der den Ver-
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1 storbenen unmittelbar vor dessen Tod behandelt hat, 
I darf die Obduktion nicht durchführen. 

I (3) Die Bezirksverwaltungsbehörde hat die Obduk­
tion einer Leiche anzuordnen, wenn dies zur Feststel-

] lung der Ursache des Todes und der Krankheit des 
I Verstorbenen aus Gründen der öffentlichen Gesund­
heitsvorsorge notwendig ist und diese Feststellung auf 

j andere Weise nicht erreicht werden kann. 

§13 

(1) Obduktionen dürfen nur nach den Erkenntnissen 
der medizinischen Wissenschaften unter Beachtung 

1 der sanitären Rücksichten in hiezu geeigneten 
Räumen vorgenommen werden; diese müssen aus-

. reichend belichtet, belüftet, temperiert und mit Kalt-

. und Warmwasser versorgt sowie dem Stand der Tech-
: nik entsprechend ausgestattet sein. 

(2) Bei einer behördlich angeordneten Obduktion 
hat die Gemeinde, in der sich der Todesfall ereignet 

, hat, den Obduktionsraum und eine geeignete Hilfs-
1 kraft für den Obduzenten unentgeltlich beizustellen. 
* t im Gemeindegeöiet ein geeigneter Obduktions-
# . m n nicht vorhanden, so hat sie die Kosten der Über­
f üh rung der Leiche m den gemäß § 39 Abs. 3 bereit-
i gestellten Obduktionsraum zu tragen. 

I (3) Über jede Obduktion ist eine Niederschrift auf­
zunehmen, aus welcher die Identität des Obduzierten, 
Ider erhobene Befund, die Krankheitsdiagnose und die 
|Todesursache zu ersehen sein müssen. Die Nieder­
schrift ist vom Obduzenten zu fertigen. Nach gericht­
l ichen Obduktionen ist die festgestellte Todesursache 
vom Kommissionsleiter, nach sanitätspolizeüichen 

[ Obduktionen vom Obduzenten dem zuständigen 
äTotenbeschauer bekanntzugeben. In allen übrigen 
^Fällen ist dem Totenbeschauer eine Abschrift (Durch­
schrift, Kopie) der Niederschrift auszufolgen. Erst 
/danach ist der Totenbeschauschein auszustellen. 

1 (4) Nach beendigter Obduktion sind die Haut­
schnitte der Leiche zu vernähen. Danach ist die Leiche 
zu reinigen. 

§ 14 

. Wenn während der Obduktion Feststellungen 
% macht werden, die eine gerichtliche oder sanitätspo-
«izeiiiche Obduktion geboten erscheinen lassen (§ 8), 
st die Obduktion zu unterbrechen und die zuständige 
Behörde unverzüglich auf dem kürzesten Wege zu 
verständigen. 

§ 15 

Die Bestimmungen über Obduktionen gelten auch 
iann, wenn keine vollständige Obduktion vorgenom-
nen wird, sondern nur einzelne Körperhöhlen eröffnet 
,)der operative Eingriffe an der Leiche durchgeführt 
verden. 

Leichenbestattung 

§ 16 

(1) Jede Leiche muß bestattet werden. Bestattungs-
irten sind die Erdbestattung, die Beisetzung in einer 
prüft und die Feuerbestattung. 

| (2) Bestattungspmcht besteht ferner auch für 
Leichenteile und tot- bzw. fehlgeborene menschliche 
rrüchte, die nicht im Rahmen einer ärztlichen Ordina-
ion oder des Betriebes einer Krankenanstalt in hygie-
lisch einwandfreier Weise entsorgt werden können. 

Zur Obsorge für die Bestattung ist der behandelnde 
Arzt bzw. die Leitung der Krankenanstalt verpflichtet. 
Im übrigen gelten die Bestimmungen des § 17. 

§17 

(1) Die Bestattungsart richtet sich nach dem Willen 
des Verstorbenen. Liegt eine ausdrückliche Willens­
erklärung des Verstorbenen nicht vor und ist sein 
Wille auch sonst nicht eindeutig erkennbar, steht dem 
Ehegatten, den volljährigen Kindern dem Alter nach 
und den Eltern des Verstorbenen bzw. einer sonstigen 
dem Verstorbenen nahes tehenden Person, die mit ihm 
bis zu seinem Tode in Haushaltsgemeinschaft gelebt 
hat, in dieser Reihenfolge das Recht zu, die Bestat­
tungsart zu bestimmen. Ist keine dieser Personen vor­
handen oder können sich diese über die Bestattungsart 
nicht einigen, ist die Leiche der Erdbestattung zuzu­
führen. 

(2) Wenn von den im Abs. 1 genannten Personen für 
die Bestattung der Leiche keine Vorsorge getroffen 
wird, so ist das Anatomische Institut der Universität 
Graz zu verständigen, das die Abholung der Leiche für 
Forschungs- bzw. Lehrzwecke auf eigene Kosten ver­
anlassen kann. Macht dieses Institut hievon binnen 
72 Stunden nach Eintritt des Todes keinen Gebrauch, 
so ist die Gemeinde, in der der Tod erfolgte bzw. die 
Leiche oder Leichenteile aufgefunden wurden, ver­
pflichtet, die Bestattung zu besorgen. 

(3) Das Anatomische Institut der Universität Graz 
hat für die Bestattung der von ihm übernommenen 
Leiche bzw. Leichenteile zu sorgen und die dadurch 
erwachsenden Kosten zu tragen. 

§18 

Nach durchgeführter Totenbeschau ist die Leiche in 
eine Aufbahrungshalle (Leichenkammer) zu über­
führen. Außerhalb der Aufbahrungshalle (Leichen­
kammer) darf eine Leiche ausnahmsweise und nur mit 
Zustimmung des Totenbeschauers aufgebahrt werden, 
wenn dies dem örtlichen Brauchtum entspricht und 
keine sanitätspolizeilichen Bedenken bestehen. Haus-
aufbahrungen in geschlossenen Siedlungsgebieten 
sind unzulässig. 

§ 19 

fl) Die Einsargung der Leiche hat so zu erfolgen, 
daß die Pietät und Würde des Toten gewahrt wird. 

(2) Für die Beerdigung sind dichtschließende Särge 
aus Holz oder gleichwertigem und nachweislich zur 
Gänze verrottbarem Material zu verwenden, die den 
Zerfall der Leiche nicht behindern. In ausgemauerten 
Grabstellen (Grüften) dürfen nur Metallsärge, mit 
Metall ausgelegte Holzsärge oder Holzsärge mit dicht­
schließenden Metallsärgen als Übersärge verwendet 
werden. 

(3) Für die Feuerbestattung müssen Särge aus 
Massivholz verwendet werden, die frei von Metall­
beschlägen und Lacken sind. 

§20 

(1) Unter Einbalsamierung ist die Behandlung (Kon­
servierung) der Leiche mit Mitteln zu verstehen, die 
geeignet sind, den Zerfall des toten Körpers zu ver­
zögern. Sie darf nur mit Bewilligung der Gemeinde 
bzw. auf Grund internationaler Bestimmungen über 
Leichentransporte erfolgen. 
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(2) Diese Bewilligung ist über Antrag des im § 17 
bezeichneten Personenkreises zu erteüen, wenn vom 
sanitätspolizeilichen Standpunkt keine Bedenken 
bestehen und die Beisetzung in einer Gruft erfolgt. 

§21 
(1) Die Beerdigung und die Beisetzung in einer 

Gruft haben auf einem behördlich genehmigten Fried­
hof zu erfolgen. Im Falle der Beerdigung hat die Erd­
deckung mindestens 1,20 m ohne Grabhügel zu betra­
gen. 

(2) Die Friedhofsverwaltung darf die Beerdigung 
oder die Beisetzung in einer Gruft nur zulassen, wenn 
der amtliche Totenbeschauschein vorher beigebracht 
wurde. 

(3) Eine Leiche ist frühestens nach Ablauf von 
48 Stunden und spätestens vor Ablauf von fünf Tagen 
nach dem Eintritt des Todes zu beerdigen bzw. in einer 
Gruft beizusetzen. Ausnahmen hievon sind von der für 
den Aufbahrungs- bzw. Aufbewahrungsort zuständi­
gen Gemeinde zu bewilligen, wenn sanitätspolizei­
liche Bedenken nicht dagegenstehen bzw. wenn durch 
geeignete Konservierungsmaßnahmen (Einbalsamie­
rung oder Kühlung) eine ausreichende Verzögerung 
des Zerfalles der Leiche gewährleistet ist. 

(4) Außerhalb von Friedhöfen dürfen Leichen nur 
ausnahmsweise beigesetzt werden, wenn eine von der 
Landesregierung bewilligte Begräbnisstätte vorhan­
den ist. Diese Bewilligung kann nur erteüt werden, 
wenn die Pietät gewahrt wird, gesundheitliche 
Gefährdungen sowie nachteilige optische Auswirkun­
gen auf Nachbargrundstücke ausgeschlossen sind und 
öffentliche Interessen nicht entgegenstehen. Die 
Bestimmungen des § 32 Abs. 1 bis 5 sind mit Aus­
nahme der Bedarfserfordernisse sinngemäß anzuwen­
den, wobei dem Antrag zusätzüch ein Verzeichnis der 
Eigentümer der Nachbargrundstücke anzuschüeßen 
ist. 

(5) Die Auflassung einer privaten Begräbnisstätte 
bedarf ebenfalls einer Bewilligung der Landesregie­
rung; § 34 gilt sinngemäß. 

(6) Soll eine Leiche in einer nach Abs. 4 bewilligten 
Begräbnisstätte beigesetzt werden, ist dies der 
Bezirksverwaltungsbehörde anzuzeigen. Diese hat vor 
der Beisetzung die Begräbnisstätte zu überprüfen und 
bei nicht bescheidgemäßem Zustand die Bestattung in 
dieser zu untersagen. 

§22 

(1) Die Einäscherung von Leichen darf nur in einer 
behördlich bewilligten Anlage (Feuerbestattungs­
anstalt) erfolgen. 

(2) Die Feuerbestattungsanstalt darf eine Leiche nur 
einäschern, wenn der amtliche Totenbeschauschein 
vorher beigebracht wurde. Die Leiche ist nach Ablauf 
von 48 Stunden und vor Ablauf von fünf Tagen nach 
dem Eintritt des Todes einzuäschern. Ausnahmen hie-

' von sind von der für den Sitz der Feuerbestattungs­
anstalt zuständigen Gemeinde zu bewilligen, wenn 
sanitätspolizeiliche Bedenken nicht dagegenstehen. 

§23 

(1) Die Aschenreste einer eingeäscherten Leiche 
sind in einem den sanitätspolizeilichen Erfordernissen 
entsprechenden Behältnis (Urne) zu verwahren. 
Dieses ist so zu kennzeichnen, daß jederzeit festge­

stellt werden kann, von welcher Leiche die Aschen­
reste stammen. Das Vermischen der Aschenreste 
mehrerer eingeäscherter Leichen ist verboten. 

(2) Die Bestimmungen des Abs. 1 gelten nicht für 
Aschenreste von Leichenteilen und abgetrennten 
menschlichen Körperteilen. Solche Aschenreste dür­
fen jedoch nicht mit Aschenresten eingeäscherter 
Leichen vermischt werden. 

(3) Urnen sind auf einem Friedhof, in einem Urnen­
hain oder in einer Urnenhalle beizusetzen. Eine Urne 
darf von der Feuerbestattungsanstalt nur der Bei­
setzungsstelle bzw. Friedhofsverwaltung oder an den 
Inhaber einer Bewilligung nach Abs. 4 zur Bestattung 
übergeben werden. 

(4) Mit Bewüligung der Gemeinde des Ortes, an 
dem die Urne beigesetzt bzw. verwahrt werden soll, 
können die Aschenreste (Urne) auch außerhalb eines 
Friedhofes, eines Urnenhaines oder einer Urnenhalle 
beigesetzt bzw. verwahrt werden. Diese Bewüligung 
ist zu erteüen, wenn mit Sicherheit erwartet werden 
kann, daß sie nicht mißbraucht wird und die beabsich­
tigte Beisetzungs- bzw. Verwahrungsart nicht gegen 
Anstand und gute Sitten verstößt. 

Überführung und Enterdigung von Leichen 
§24 

(1) Die Überführung einer Leiche auf einen anderen 
als den zum Sterbeort oder Auffindungsort gehören­
den Friedhof, in eine außerhalb des Sterbeortes gele­
gene Feuerbestattungsanstalt oder aus sonstigen 
Gründen in eine andere Gemeinde ist nur mit Bewilli­
gung der Gemeinde zulässig, in deren Gebiet der Ster­
beort oder der Auffindungsort der Leiche liegt. Diese 
Bewilligung kann gleichzeitig auch für den Weiter­
oder Rücktransport erteüt werden, sofern die Trans­
portziele bei Antrag feststehen. Die Überführung einer 
Leiche ins Ausland bedarf darüber hinaus der Zustim­
mung der örtlich zuständigen Bezirksverwaltungs­
behörde. 

(2) Die Bewilligung nach Abs. 1 ist zu erteilen, wenn 
sanitätspolizeiliche Bedenken nicht entgegenstehen. 
Wird eine Überführungsbewilligung nicht erteilt oder 
können die vorgeschriebenen sanitätspolizeilichen 
Bedingungen und Auflagen (§ 25 Abs. 2) nicht erfüllt 
werden, ist die Leiche auf einem Friedhof des Sterbe­
ortes oder Auffindungsortes zu bestatten. 

(3) Ausgenommen von der Bewilligungspflicht 
(Abs. 1) sind: 
a) die Überführung im Zusammenhang mit einer 

behördlich angeordneten Obduktion, 
b) die Überführung innerhalb des Gebietes einer 

Ortsgemeinde oder in die Nachbargemeinde des 
Sterbeortes, 

c) die Überführung innerhalb des Pfarrsprengels einer 
gesetzlich anerkannten Kirche, 

d) die Überführung von Leichen in ein anatomisches 
Universitätsinstitut, die von diesem selbst besorgt 
wird. 

Die unter lit. a bis d angeführten Überführungen sind 
der gemäß Abs. 1 zuständigen Gemeinde anzuzeigen. 

(4) Die Überführung der Urne sowie die Überfüh­
rung von Gebeinen, die frei von organischen Ver­
wesungsprodukten sind, bedarf keiner Bewilligung. 
Falls es sich um die Überführung einer bereits beige­
setzten Urne handelt, gelten sinngemäß die Bestim­
mungen des § 23 Abs. 1 bis 4. 
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? (5) Die Überführung einer Leiche aus einem ande-
j ren Bundesland in die Steiermark bedarf keiner neuer -
1 liehen Bewilligung, wenn nach den Bestimmungen 

~] des betreffenden Bundeslandes eine Überführungs-
1 bewilligung bereits erteilt worden ist. 

| (6) Die für die Überführung einer Leiche aus dem 
Ausland und in das Ausland geltenden Bestimmungen 
des Internationalen Übereinkommens über die Lei-

~i chenbeförderung und die bundesgesetzlichen Vor­
schriften über den Transport von Leichen mit Eisen­
bahn, Schiff oder Flugzeug sowie über die Über­
führung von Infektionsleichen werden durch die 
Bestimmungen dieses Gesetzes nicht berührt. 

§25 

(1) Die Überführung einer Leiche darf nur in e inem 
' luftdicht verschlossenen Metallsarg oder in einem 

Holzsarg mit einer undurchlässigen verrottbaren Ein-
, läge erfolgen. Der Holzsarg ist zu verschrauben. 

! (2) Wenn bei längeren Transporten mit der Gefahr 
; stärkerer Verwesung gerechnet werden muß oder 
itorenn es die Umstände des Falles vom sanitätspolizei­
i i e h e n Standpunkt erfordern, hat die Gemeinde nach 
I Anhörung des Totenbeschauers weitere Auflagen für 
1 die Art der Versargung festzusetzen, allenfalls auch 
I die Kühlung, Konservierung bzw. Einbalsamierung 
1 der Leiche vorzuschreiben. 

1 §26 
I (1) Leichen dürfen nur von gewerberechtlich befug-
| ten Leichenbestattungsuntemehrnungen und nur mit 
I Fahrzeugen überführt werden, die den durch Verord-
1 nung der Landesregierung aus sanitätspolizeilichen 
j Gründen und zur Wahrung der Pietät und Würde 
l näher festzulegenden Anforderungen entsprechen. 
| Diese Unternehmungen sind für die Einhaltung der 
J gesetzlichen Vorschriften und für die Erfüllung der im 

Einzelfall von der Gemeinde gestellten Auflagen ver-
| antwortlich. 

(2) Die Gemeinde hat auch die Überführung durch 
' andere Personen und mit anderen Transportmitteln 
' zuzulassen, wenn folgende Voraussetzungen erfüllt 
jSind: 
~§t) Die Leiche darf nicht weiter als 10 km überführt 
j werden. 
b) Die Leichenüberführung darf nicht gewerbsmäßig, 

sondern nur unentgeltlich durch Angehörige oder 
im Rahmen der Nachbarschaftshilfe erfolgen. 

c) Es muß Gewähr gegeben sein, daß die gesetzlichen 
Vorschriften und die von der Gemeinde verfügten 
Auflagen hinsichtlich der Versargung und des 
Transportmittels eingehalten werden. 

§27 

(1) Dem Ansuchen um Bewilligung zur Überführung 
einer Leiche ist der Totenbeschauschein beizulegen, 
der für die Verwaltung des Friedhofes, auf welchem 
die Leiche beigesetzt bzw. für die Feuerbestattungs­
anstalt, in welcher die Leiche eingeäschert werden 
soll, bestimmt ist. 

(2) Bei Erteilung der Bewilligung hat die Gemeinde 
die sanitätspolizeiiiehen Auflagen festzusetzen, unter 
denen die Überführung der Leiche zulässig ist. Mit der 
Überführungsbewüiigung ist auch der Totenbeschau­
schein dem ansuchenden Leichenbestattungsunter-

nehmen, im Falle des § 26 Abs. 2 der ansuchenden 
Partei, auszufolgen. 

(3) Das die Überführung besorgende Leichenbestat­
tungsunternehmen hat die Friedhofsverwaltung bzw. 
die Feuerbestattungsanstalt, wohin die Leiche über­
führt wird, rechtzeitig vom Eintreffen der Leiche zu 
verständigen und der Gemeinde des Bestimmungs­
ortes eine Ausfertigung der Überführungsbewilligung 
auszufolgen. Diese Verpflichtung trifft in den Fällen 
des § 26 Abs. 2 die Gemeinde, welche die Über­
führungsbewilligung erteilt hat. Die Kosten hiefür hat 
die ansuchende Partei zu tragen. 

(4) Unmittelbar nach der Ankunft am Bestimmungs­
ort ist die Leiche einem Beauftragten der Friedhofsver­
waltung bzw. Feuerbestattungsanstalt zu übergeben. 
Die Übernahme ist auf der Überführungsbewilligung 
zu bestätigen. 

§28 

(1) Die Enterdigung einer bereits beigesetzten 
Leiche zum Zwecke der Umbettung oder Überführung 
bedarf einer Bewilligung der für den Friedhof zustän­
digen Gemeinde, auf welchem die Leiche bestattet ist; 
ausgenommen hievon sind behördlich angeordnete 
Enterdigungen. 

(2) Die Gemeinde darf die Enterdigung einer Leiche 
nur bewilligen, wenn sanitätspolizeüiche Bedenken 
nicht entgegenstehen. 

(3) Wenn die Bewilligung zur Enterdigung erteilt 
wird, sind die vom sanitätspolizeiiiehen Standpunkt 
notwendig erscheinenden Auflagen vorzuschreiben. 

§29 

(1) Enterdigungen dürfen nur von befugten 
Leichenbestattungsunternehmen vorgenommen wer­
den. Grabarbeiten bis zum Sarg dürfen durch von der 
Gemeinde beauftragte Personen durchgeführt wer­
den. 

(2) Die Überführung enterdigter Leichen darf nur 
von befugten Leichenbestattungsunternehmen durch­
geführt werden. 

§30 

Soll eine enterdigte Leiche überführt werden, ist 
zugleich mit der Bewilligung zur Enterdigung auch die 
Bewilligung zur Überführung zu erteilen. Die Bestim­
mungen der §§ 24 bis 27, ausgenommen § 26 Abs. 2, 
gelten sinngemäß; insbesondere ist ein diesen Bestim­
mungen entsprechender Sarg bereitzuhalten, in den 
die enterdigte Leiche bzw. Leichenreste sofort aufzu­
nehmen sind. 

Errichtung und Betrieb von Friedhöfen, 
Feuerbestattungsanstalten und sonstigen 

Bestattungsanlagen 
§31 

(1) Bestattungsanlagen (Friedhöfe, Feuerbestat­
tungsanstalten, Urnenhallen und Urnenhaine) samt 
Nebeneinrichtungen, wie Aufbahrungshallen oder 
Leichenkammern, können von einer Gemeinde oder 
von einer gesetzlich anerkannten Kirche oder Reli-
gionsgesellschaft errichtet und betrieben werden. 

(2) Die Gemeinde ist zur Errichtung und zum Betrieb 
eines Friedhofes verpflichtet, wenn für das Gemeinde­
gebiet nicht bereits durch eine gesetzlich anerkannte 
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Kirche oder Religionsgesellschaft oder durch eine 
Nachbargemeinde ein Friedhof zur Verfügung gestellt 
ist, auf dem für die Bestattung der im Gemeindegebiet 
Verstorbenen in ausreichendem Maße Vorsorge 
getroffen ist. 

(3) Wenn bestehende Friedhöfe, Urnenhallen bzw. 
Urnenhaine keine ausreichende Versorgung mehr für 
die Bestattung der im Gemeindegebiet Verstorbenen 
gewährleisten, hat die Gemeinde, sofern nicht eine 
zusätzliche Bestattungsanlage errichtet wird, die für 
die erforderliche Erweiterung notwendigen Grund­
stücke zur Verfügung zu stellen, wobei nach Möglich­
keit bzw. nach Maßgabe der Flächenwidmungspläne 
unmittelbar an den bes tehenden Friedhof angren­
zende Grundstücke heranzuziehen sind. Die funktio­
nelle Gestaltung und Verwaltung der Erweiterungs­
flächen obliegen dem bisherigen Rechtsträger. 

§ 3 2 

(1) Die Errichtung, Erweiterung oder die gänzliche 
bzw. teüweise Auflassung eines Friedhofes, einer 
Feuerbestattungsanstalt, einer Urnenhalle oder eines 
Urnenhaines bedarf der sanitätsbehördlichen Bewüli-
gung. Im Bewilligungsverfahren hat eine örtüche 
Erhebuna und mündliche Verhandlung im Sinne der 
Bestimmungen der §§ 40 bis 44 AVG 1991 stattzufin­
den. 

(2) Für die Erteilung dieser Bewilligung ist hinsicht­
lich einer Feuerbestattungsanstalt die Landesregie­
rung, in den übrigen Fällen die Bezirksverwaltungs-
behörde zuständig. 

(3) Der Bewerber hat dem Ansuchen um Errichtung 
oder Erweiterung maßstabgerechte Grundriß- und 
Aufrißpläne sowie eine Projektbeschreibung eines 
befugten Bausachverständigen je in zweifacher Aus­
fertigung anzuschließen. Außerdem sind der Bewilli­
gungsbehörde ein Eigentumsnachweis und bei Fried­
höfen ein Gutachten über die Boden- und Grund-
wasserverr.altnisse vorzulegen. 

(4) Die Bewilligung zur Errichtung oder zur Erweite­
rung ist zu erteilen, wenn nach der geplanten Bestat-
tungsaniace ein Bedarf besteht und keine sanitätspoii-
zeüichen Bedenken dagegenstehen. Zur Sicherung 
der zuletzt genannten Voraussetzung hat die Behörde 
die erforderlichen Bedingungen und Auflagen vorzu­
schreiben. Im Bewilligungsbescheid ist festzuhalten, 
ob, in weicnem Umfang und unter welchen Auflagen 
die Errichtung von Grüften zulässig ist. Dem Bewilli-
gungsbescneid ist als Bestandteil des Bescheides je 
eine Ausfertigung des Grundriß- und Aufrißplanes 
und der Pro^ektbeschreibung (Abs. 3) anzuschließen. 

(5) In der Bewilligung zur Auflassung einer Bestat­
tungsanlage hat die Behörde jene Bedingungen und 
Auflagen vorzuschreiben, die eine sanitätspolizeilich 
unbedenkliche Auflassung der Anlage gewährleisten. 

§33 

(1) Die Bezirksverwaltungsbehörde kann Grund­
stücke gegen angemessene Entschädigung enteignen, 
wenn dies zur Errichtung oder Erweiterung einer 
Bestattungsanlage unbedingt erforderlich ist. 

(2) Über die Notwendigkeit, den Gegenstand und 
den Umfang der Enteignung entscheidet die Bezirks-
verwaltuncsbehörde. 

(3) Der Enteignungsbescheid hat zugleich eine 
Bestimmung über die Höhe der Entschädigung zu ent­

halten, die nach Anhörung wenigstens eines beeide­
ten Sachverständigen zu ermitteln ist. 

(4) Die Parteien des Enteignungsverfahrens können, 
wenn sie sich durch den Bescheid über die Höhe der 
Entschädigung benachteiligt erachten, innerhalb von 
acht Wochen nach Rechtskraft des Enteignungsbe­
scheides die Feststellung des Betrages der Entschädi­
gung bei j enem Bezirksgericht begehren, in dessen 
Sprengel sich der Gegenstand der Enteignung befin­
det. In diesem Fall t reten die Bestimmungen des 
Bescheides über die Höhe der zu leistenden Entschä­
digung mit dem Zeitpunkt der Anrufung des Gerichtes 
außer Kraft. Sie werden wieder voll wirksam, wenn 
das Begehren bei Gericht zurückgezogen wird. 

(5) Im übrigen findet auf das Enteignungsverfahren, 
das Ausmaß des Entschädigungsanspruches und die 
Kosten des Verfahrens das Eisenbahnenteignungs­
gesetz, BGBl. Nr. 71/1954, in der Fassung des Gesetzes 
BGBl. Nr. 137/1975, Anwendung. 

(6) Die Einleitung des Enteignungsverfahrens, das 
sich auf verbücherte Liegenschaften oder verbücherte 
Rechte bezieht, ist durch die Behörde dem zuständi­
gen Grundbuchgericht zur Anmerkung bekanntzuge­
ben. Diese Anmerkung hat zur Wirkung, daß jeder, der 
eine ihr im Range nachgehende Eintragung erwirkt, 
die Ergebnisse des Enteignungsverfahrens gegen sich 
gelten lassen muß. In gleicher Weise hat die Behörde 
das Grundbuchgericht von der Einstellung des Ent­
eignungsverfahrens zu verständigen. 

§34 

(1) Bestattungsanlagen sind regelmäßig, längstens 
jedoch in dreijährigen Intervallen, von der Bezirksver­
waltungsbehörde auf ihren bescheidgemäßen Betrieb 
zu überprüfen. 

(2) Befindet sich eine Bestattungsanlage in einem 
derartigen Zustand, daß die Weiterbenützung sanitäts­
polizeilich bedenklich erscheint, so ist diese nach 
Anhören des Rechtsträgers durch die Bezirksverwal­
tungsbehörde bis zur Behebung der Mängel zu sper­
ren oder bei nicht behebbaren Mängeln endgültig zu 
schließen. 

(3) Im Bescheid, mit dem die Sperre oder Schließung 
einer Bestattungsanlage verfügt wird, sind Auflagen 
vorzuschreiben, die gewährleisten, daß nach der 
Sperre oder Schließung vom Standpunkt der Sanitäts­
polizei keine Mißstände auftreten bzw. bestehende 
Mißstände behoben werden. 

§35 

(1) Für jeden Friedhof ist vom Rechtsträger eine 
Friedhofsordnung zu erlassen, die, ausgenommen 
Friedhofsordnungen von Gemeindefriedhöfen, der 
Bewilligung durch die Bezirksverwaltungsbehörde 
bedarf. Die Bewilligung ist zu erteilen, wenn die im 
Abs. 3, erster Satz, angeführten Voraussetzungen 
erfüllt sind und keine sanitätspolizeilichen Bedenken 
bestehen. 

(2) Für den Friedhof einer Gemeinde ist die Fried­
hofsordnung mit Verordnung der Gemeinde zu erlas­
sen. 

(3) Die Friedhofsordnung hat nähere Bestimmungen 
über Friedhofsareal, Abfallbeseitigung, Einteilung, Art 
und Beschaffenheit der Gräber (Reihengräber. Fami­
liengräber, Urnengräber, Grüfte etc.), Benützungs­
rechte an Grabstätten, Turnus der Wiederbelegung 
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der Gräber, Vorschriften über das Verhalten auf dem 
Friedhof sowie Bestimmungen über die Verwaltung 
des Friedhofes zu enthalten. Weiters kann sie auch 
Regelungen bezügüch der würdigen gärtnerischen 
und künstlerischen Gestaltung des Friedhofes vor­
sehen. 

(4) Die Friedhofsordnung ist an jedem Eingang des 
• Friedhofes und an den Eingängen der Aufbahrungs-

halle oder der Leichenkammer anzuschlagen. 

§ 3 6 

Die Friedhofsordnung für einen von einer gesetzlich 
anerkannten Kirche oder Religionsgesellschaft betrie­
benen Friedhof muß die Bestimmung enthalten, daß 
auch die Bestattung von Leichen Andersgläubiger 
zugelassen ist, wenn es sich um die Beisetzung in 
einem Familiengrab handelt oder wenn sich am 
Sterbeort kein Friedhof der Kirche oder der Religions­
gesellschaft des Verstorbenen und kein Gemeinde­
friedhof befindet. Die Beisetzung Andersgläubiger hat 
auf einem würdigen Platz zu erfolgen. 

§37 

(1) Der Rechtsträger des Friedhofes hat über die 
Gräber und deren Belag ein Verzeichnis zu führen, aus 
dem die Identität der Bestatteten einwandfrei hervor­
geht. In Verbindung mit dem Gräberverzeichnis ist ein 
Ubersichtsplan über die Lage der Gräber, Grüfte und 
Urnen zu führen. 

(2) Gräberverzeichnis und Übersichtsplan sind in 
dauerhafter Form anzulegen und zu verwahren. 

(3) Bei Auflassung eines Friedhofes ist das Gräber­
verzeichnis samt Ubersichtsplan vom Rechtsträger 
bzw. dessen Rechtsnachfolger entweder selbst durch 
mindestens 30 Jahre weiter zu verwahren oder der ört­
lich zuständigen Bezirksverwaltungsbehörde zur Ver­
wahrung zu übergeben. 

§38 

Die Bestimmungen der §§ 35. 36 und 37 sind sinn­
gemäß auch auf Feuerbestattungsanstalten, Urnen­

h a i n e und Urnenhallen anzuwenden. 

f 
39 

(1) Im Zusammenhang mit jedem Friedhof und jeder 
Feuerbestattungsanstait muß eine Aufbahrungshalle 
oder Leichenkammer vorhanden sein. Diese muß nach 
Maßgabe der örtlichen Verhältnisse möglichst nahe 
bei der Bestattungsanlage liegen. 

(2) Zur Errichtung und Erhaltung der Aufbahrungs­
halle (Leichenkammer) ist der Rechtsträger des Fried­
hofes oder der Feuerbestattungsanstait verpflichtet. 
Diese Verpflichtung entfällt, wenn eine den Voraus­
setzungen des Abs. 3 entsprechende Einrichtung in 
der Gemeinde bereits betrieben wird. 

(3) Die Aufbahrungshalle muß so gestaltet sein, daß 
sie zur Aufbahrung von Leichen in einer den orts­
üblichen Verhältnissen entsprechenden Zahl ausreicht 
und in ihr die Abhaltung von Trauerfeierlichkeiten 
möglich ist. Eine Leichenkammer muß so gehalten 
sein, daß sie zur Aufbewahrung von Leichen entspre­
chend den örtlichen Verhältnissen ausreicht. Außer­
dem hat die Gemeinde für die Vornahme behördlicher 
Obduktionen einen geeigneten Raum vorzusehen 

(§13 Abs. 1 und 2). Von der Errichtung dieses Raumes 
kann Abstand genommen werden, wenn die Bereit­
stellung eines anderen geeigneten Obduktionsraumes 
vertraglich gesichert ist. 

(4) Die Errichtung einer Auf bahrungshalle (Leichen­
kammer) bedarf unbeschadet sonstiger gesetzlicher 
Erfordernisse der sanitätsbehördlichen Genehmigung 
durch die Bezirksverwaltungsbehörde. 

§40 

Die in diesem Gesetz in den §§3 Abs. 1, 2 und 3, 4 
Abs. 1, 6 Abs. 1 und 3, 7, 9, 10, 13 Abs. 2, 17 Abs. 2, 18, 
20, 21 Abs. 3, 22 Abs. 2, 23 Abs. 4, 31, 35 Abs. 2 und 39 
Abs. 3 geregelten Aufgaben der Gemeinde sind solche 
des e igenen Wirkungsbereiches. Ebenso sind die Auf­
gaben der Friedhofsverwaltung eines Gemeindefried­
hofes im eigenen Wirkungsbereich der Gemeinde zu 
besorgen. 

Strafbestimmungen 
§41 

(1) Sofern die Tat nicht den Tatbestand einer in die 
Zuständigkeit der Gerichte fallenden strafbaren Hand­
lung bildet, begeht eine Verwaltungsübertretung und 
ist mit Geldstrafe bis zu 50.000 Schilling, im Falle von 
deren Uneinbringlichkeit mit Ersatzfreiheitsstrafe bis 
zu vier Wochen, zu bestrafen, wer 

1. die im § 4 vorgeschriebene Todesfallsanzeige 
unterläßt; 

2. seiner Verpflichtung nach § 5 Abs. 1 und 2 nicht 
nachkommt; 

3. den Bestimmungen des § 6 Abs. 1, 2, 3 und 4 zu­
widerhandelt; 

4. entgegen der Vorschrift des § 12 Abs. 2 die 
Obduktion durchführt; 

5. den Bestimmungen des § 16 zuwiderhandelt; 
6. entgegen der Vorschrift des § 18 eine Leiche im 

Sterbehaus oder überhaupt außerhalb der Auf­
bahrungshalle (Leichenkammeri aufbahrt; 

7. den Bestimmungen nach § 19 und § 25 Abs. 2 zu­
widerhandelt; 

8. eine Bestattung außerhalb eines Friedhofes vor­
nimmt, ohne die nach § 21 Abs. 4 erforderliche 
Bewilligung erwirkt zu haben; 

9. den Vorschriften des § 22 zuwiderhandelt; 
den Vorschriften des § 23 Abs. 1 und 2 zuwider­
handelt; 

ohne die im § 23 Abs. 4 vorgesehene Bewilligung 
eine Urne außerhalb eines Friedhofes, eines 
Urnenhaines oder einer Urnenhalle beisetzt; 

ohne die im § 24 Abs. 1 vorgeschriebene Bewilli­
gung eine Leiche auf einen nicht zum Sterbeort 
(Auffindungsort) gehörenden Friedhof überführt; 
den Einsargungsvorschriften des § 19 und § 25 
zuwiderhandelt; 

26 und § 27 Abs. 3 zu-

10. 

11. 

12. 

13. 

14. den Bestimmungen des 
widerhandelt; 

15. ohne Bewilligung nach § 28 Abs. 1 eine Enterdi-
gung vornimmt; 

16. den Vorschriften des § 29 Abs. 1 und 2 zuwider­
handelt; 

17. den auf Grund dieses Gesetzes erlassenen 
bescheidmäßigen Anordnungen zuwiderhandelt. 
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(2) Die Strafe befreit nicht von der Verpflichtung zur 
Erfüllung der in Bescheiden nach diesem Gesetz ver­
fügten Bedingungen und Auflagen. 

(3) Rechtskräftig abgeschlossene Verwaltungsstraf­
verfahren sind von der Bezirksverwaltungsbehörde 
der Landesregierung bekanntzugeben. 

Übergangs- und Schlußbestimmungen 

§42 

Zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Gesetzes 
bestehende Rechte zur Führung von Bestattungsanla­
gen und Bewilligungen auf Grund der bisher gelten­
den Vorschriften bleiben weiter aufrecht. Bestattungs­

anlagen unterüegen aber hinsichtüch der weiteren 
Betriebsführung den Bestimmungen dieses Gesetzes. 

§ 43 

(1) Dieses Gesetz tritt mit 1. November 1992 in Kraft. 

(2) Gleichzeitig tritt das Gesetz vom 16. Februar 
1952 betreffend die Bestattung von Leichen (Steier-
märkisches Leichenbestattungsgesetz), LGB1. Nr. 32, 
in der Fassung des Gesetzes LGB1. Nr. 215/1969. außer 
Kraft. 

(3) Bis zur Erlassung der Verordnung der Landesre­
gierung nach § 11 dieses Gesetzes (amtüche Formblät­
ter) sind die bisherigen Formblätter weiter zu verwen­
den. 

Landesrechnungsabschluß, 
Abweichung der 
Voranschlagsstelle 
gegenüber dem 
Landesvoranschlag. 
(Einl.-Zahl 197/3) 
(10-21.R 91-1/7) 

142. 

Der Bericht der Steiermärkischen Landesregierung 
zum Antrag der Abgeordneten Dr. Karisch, Ing. Kauf­
mann, Dr. Maitz und Schützenhöfer, betreffend die 
Angabe einer Begründung in der Spalte 12 „Bemer­
kungen", wenn bei einer Voranschlagsstelle der Lan­
desrechnungsabschluß gegenüber dem Landesvoran­
schlag um mehr als S 500.000,- abweicht, wird zur 
Kenntnis genommen. 

Firma Kapsch AG., Wien, 
Liegenschaftsverkauf. 
(Einl.-Zahl 308/1) 
(WF-12 Ka 73/1028) 

143. 

Der Verkauf der landeseigenen Liegenschaften 
EZ. 2094 und 2110, je KG. Fürstenfeld, im unverbürg­
ten Gesamtflächenausmaß von 8979 m" um einen 
Kaufpreis von S 5 ,000.000- (in Worten: Schilüng fünf 
MiUionen), zahlbar in fünf Jahresraten, beginnend mit 
1992, an die Firma Kapsch AG., 1121 Wien, Wagen­
seilgasse 1, wird genehmigt. Der Kaufpreis ist bücher­
lich erstrangig sicherzustellen. 

Die Käuferin ist verpflichtet, auf die Dauer von drei 
Jahren 60 Arbeitnehmer in Fürstenfeld zu beschäf­
tigen. Bei Nichteinhaltung dieser Verpflichtung wird 
pro nicht beschäftigten Arbeitnehmer pro Jahr ein 
Pönale von S 20.000,- verrechnet. 

Bauvorhaben „Zuckerhut­
graben" der L 104, 
Grund- sowie Objekts­
einlösungen. 
(Einl.-Zahl 309/1) 
(LBD-IIa 87/104 
Z 1-80/21) 

144. 

Die Grund- sowie Objektseinlösungen Buchberger, 
Jansenberger bzw. Gissing für das BV. „Zuckerhut­
graben" der L 104, Breitenauer Straße, im Betrag von 
S 4 ,140.350- zu Lasten 1/611203-0020 werden ge­
nehmigt. 

Stadtgemeinde Hartberg, 
G rundstücksankauf. 
(Einl.-Zahl 310/1) 
(Mündl. Bericht Nr. 10) 
(12-80 HK 1/41-1992) 

145. 

Der Ankauf des Grundstückes Nr. 94/1 der KG. Gra-
zervorstadt, Stadtgemeinde Hartberg, im Ausmaß von 
3094 m2 zum Kaufpreis von S 2,270.000,- wird geneh­
migt. 
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Gendarmeneposten und 
Bezirksgerichte, 
Abstandnahme von 
Schüeßungen. 
(Einl.-Zahlen 36/3 
und 230/4) 
(Präs-03.30-67-91-12) 

146. 

Die Berichte der Steiermärkischen Landesregierung 
zum 
1. Antrag der Abgeordneten Trampusch, Dr. Bach-

maier-Geltewa, Dörflinger, Mag. Erlitz, Dr. Flecker, 
Gennaro, Dipl.-Ing. Getzinger, Glaser, Dipl.-
Ing. Grabner, Heibl, Kanape, Kaufmann, Dr. Klau­
ser, Minder, Günther Prutsch, Schleich, Schritt-
wieser, Tilzer, Ussar, Vollmann und Dr. Wabl, 
betreffend die Aufrechterhaltung aller Grenzüber­
gänge und Dienstposten bei der Zollwache und der 
Gendarmerie in der Steiermark, Einl.-Zahl 36/3, 
und 

2. zum Beschluß Nr. 56 des Steiermärkischen Land­
tages vom 10. April 1992 über den Antrag der 
Abgeordneten Dr. Lopatka, Dr. Frizberg, Günther 
Prutsch, Ussar und Schinnerl, betreffend die Ab­
standnahme von weiteren Schließungen von Gen­
darmerieposten sowie der Schließung von Bezirks­
gerichten in der Steiermark, Einl.-Zahl 230/4, 

werden als Zwischenberichte zur Kenntnis genom­
men. 

Mindestlohn. 
Einführung per 
1. Jänner 1992. 
(Einl.-Zahl 94/31 
(5-222 La 54/7-1992) 

147. 

Der Bericht der Steiermärkischen Landesregierung 
zum Antrag der Abgeordneten Schützenhöfer, Beutl, 
Dr. Hirschmann und Dr. Karisch, betreffend die Ein­
führung eines Mindestlohnes von S 12.000,- brutto per 
1. Jänner 1992, wird zur Kenntnis genommen. 

Landesfremdenverkehrs-
Investitionsfonds 
für 1990. 
lEinl.-Zahl 311/1) 
IWF-40 Fe 1/8-1992) 

148. 

Der Bericht über die Gebarung des Landesfremden-
verkehrs-investitionsfonds für das Jahr 1990 wird zur 
Kenntnis genommen. 

^urostar, 
Aufnahme von 
zusätzlichen Darlehen. 
lEinl.-Zahl 350/1) 
(10-21.V 92-27/26) 

149. 

Zur Sicherstellung der Finanzierung der vorgezoge­
nen Phase III der Investitionen beim Projekt Eurostar 
wird die Aufnahme zusätzlicher Darlehen von 
S 56,500.000- genehmigt. 

Theaterbetnebe und Grazer 
Philharmonisches 
Orchester, 
Änderung des 
Übereinkommens. 
(Einl.-Zahl 354/1) 
(10-21.V 92-32/18) 

150. 

Der Hohe Landtag wolle beschließen: 
Der Bericht der Steiermärkischen Landesregierung 

wird zur Kenntnis genommen. 
Die Änderung des § 3 Abs. 1 des Übereinkommens 

zwischen dem Land Steiermark und der Stadt Graz zur 
gemeinsamen Führung der Theaterbetriebe und des 
Grazer Philharmonischen Orchesters hinsichtlich des 
darin enthaltenen Aufteilungsverhältnisses zwischen 
dem Land Steiermark und der Stadt Graz von 
ursprünglich 54 % : 46 % auf 55 % : 45 % mit Wirk­
samkeit vom 1. Jänner 1992 wird genehmigt. 
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Der Punkt 3 des Landtagsbeschlusses vom 30. April 
1991, Beschluß Nr. 952, wird aufgehoben. 

Das Übereinkommen zwischen dem Land Steier­
mark und der Stadt Graz zur gemeinsamen Führung 
der Theaterbetriebe und des Grazer Philharmonischen 
Orchesters vom 16. April 1985, i. d. g. F., wird mit Wir­
kung vom 1. Jänner 1992 wie folgt geändert (2. Ergän­
zung): 

1. Der § 3 Abs. 1 hat zu lauten: 

„ § 3 

(1) Das Land Steiermark und die Stadt Graz tragen 
den finanziellen Abgang aus dem gemeinsamen Thea­
terbetrieb der Vereinigten Bühnen und den finanziel­
len Abgang des Grazer Philharmonischen Orchesters 
im Verhältnis 55 % : 45 %. Nach außen haften die 
Gebietskörperschaften zur ungeteilten Hand." 

2. Im § 19 Abs. 1 ist die Berechnungsbasis für das 
Jahr 1992 und die Folgejahre für die Schaffung erfor­
derlicher Dienstposten im Bereich der Technik und zur 
Verbesserung der Gehaltssituation der Bühnentechnik 
um 4,5 Millionen Schilling zu erhöhen, wobei sich der 
Aufteilungsschlüssel zwischen den Gebietskörper­
schaften nach § 3 Abs. 1 richtet. 

3. Dem § 19 ist folgender Abs. 7 anzufügen: 

„(7) Der Zuschuß nach Abs. 3 erhöht sich ferner bei 
finanziellen. Mehrbelastungen der Vereinigten Büh­
nen oder des Grazer Philharmonischen Orchesters auf 
Grund von Gesetzesänderungen oder gerichtlichen 
Entscheidungen, mit dauernden generellen Auswir­
kungen auf die Personalkosten, in der Höhe der jewei­
ligen tatsächlichen jährlichen Kosten. Die im Jahr der 
Gesetzesänderung oder gerichtlichen Entscheidung 
erforderliche Zuschußerhöhung wird im nächstjähri­
gen Kalenderjahr zur Verfügung gestellt. In den 
Folgejahren erhöht sich der Zuschuß um den tatsäch­
lichen Bedarf gegen nachträgliche Verrechnung der 
konkreten Ausgaben." 

14. Krankenanstaltengesetz -
Noveile. 
(Einl.-Zahl 352/1, 
Beilaqe Nr. 15) 
(12-82 Ka 13/20-1992) 

Gesetz v om , mit d em das 
S te iermärkische Krankenanstaltengesetz neuer ­

l ich geändert w ird (14. KALG-Novel le) 

Der Steiermärkische Landtag hat in Ausführung der 
Grundsatzbestimmungen des Krankenanstaltengeset­
zes, BGBl. Nr. 1/1957, in der Fassung des Art. II, BGBl. 
Nr. 745/1988, zuletzt geändert durch das Bundes­
gesetz, BGBl. Nr. 701/1991, beschlossen: 

Artikel I 

Das Steiermärkische Krankenanstaltengesetz 
(KALG), LGBl. Nr. 78/1957, in der Fassung der 
Gesetze LGBl. Nr. 16/1968, LGBl. Nr. 14/1969, LGBl. 
Nr.177/1969, LGBl. Nr. 112/1981, LGBl. Nr. 30/1982, 
LGBl. Nr. 25/1985, LGBl. Nr. 45/1985, LGBl. Nr. II 
1986, LGBl. Nr. 77/1987, LGBl. Nr. 40/1988, LGBl. 
Nr. 38/1989, LGBl. Nr. 15/1990 und LGBl. Nr. 43/1991, 
wird geändert wie folgt: 

1. § 6 Abs. 3 ist folgender Satz anzufügen: 

„Bei Änderung der funktionell-organisatorischen Glie­
derung bereits bewilligter Funktionsbereiche der 
Krankenanstalt (Abteilung, Department, Institut, 
Anstaltsambulatorium) entfällt die Bedarfsprüfung 
sowie die Einholung von Gutachten nach § 4 Abs. 4: 
einem Antrag auf eine derartige Bewilligung sind 
jedoch eine Funktionsbeschreibung samt Raumzuord­
nung sowie Übersichtspläne in jeweils 3facher Ausfer­
tigung vorzulegen." 

2. Nach § 11 Abs. 3 werden folgende Abs. 4 und 5 
angefügt: 

„ (4) In Abteilungen und sonstigen Organisationsein­
heiten von Krankenanstalten, die als Universitätsklini­
ken oder als Klinische Institute in Klinische Abteüun-
gen untergliedert sind, kommt die Verantwortung für 
die zu erfüllenden ärztlichen Aufgaben nicht dem 
gemäß § 10 Abs. 4 mit der Führung der Abteilung bzw. 
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sonstigen Organisationseinheit betrauten Arzt, son­
dern dem Leiter der Klinischen Abteilung zu. 

(5) In Gemeinsamen Einrichtungen (§ 56 UOG) von 
Universitätskliniken und Klinischen Instituten sowie in 
besonderen Universitätseinrichtungen (§ 83 UOG), 
Großgeräteabteilungen (§ 92 UOG) und Forschungs­
instituten (§ 93 UOG), zu deren Aufgaben auch die 
Erbringung ärztlicher Leistungen gehört, kommt die 
Verantwortung für diese ärztlichen Aufgaben dem 
Vorstand der Gemeinsamen Einrichtung bzw. sonsti-

f gen universitären Organisationseinheit zu." 

3. § 42 lautet: 

„§42 

(1) Soweit Pflegegebühren, Kostenbeiträge, Sonder-
| gebühren und Sonderaufwendungen nicht im vorhin­
ein entrichtet wurden, sind sie mit dem letzten Tag 
eines jeden Pflegemonats beziehungsweise mit dem 
Tag der Entlassung aus der Anstaltspflege abzurech­
nen und ohne Verzug zur Zahlung vorzuschreiben. Sie 
,sind mit dem Tage der Vorschreibung fällig und inner-
*taib von zwei Wochen zu bezahlen. Nach Ablauf von 
%chs Wochen ab dem Fälligkeitstag sind die gesetz­
lichen Verzugszinsen zu verrechnen. Aus berücksich­
tigungswürdigen Gründen kann über Antrag des Ver­
pflichteten die Abstattung vorgeschriebener Pflege­
gebühren. Kostenbeiträge, Sondergebühren und Son­
deraufwendungen in Teilbeträgen gestattet bzw. 
gestundet werden. Die Sondergebührenrechnung für 
die Blutabnahme nach straßenpolizeilichen Vorschrif­
ten (§ 34 Abs. 1 lit. f) ist der Bezirksverwaltungs-(Bun-
despolizei-jbehörde zu übermitteln, deren Organ der 
Straßenaufsicht die Blutuntersuchung veranlaßt hat, 
sofern die Blutabnahme nicht auf Verlangen des 
Untersuchten erfolgt ist. 

(2) Zur Einbringung fälliger Pflegegebühren, 
Kostenbeiträge, Sondergebühren und Sonderaufwen­
dungen ist dem Verpflichteten eine Gebührenrech­
nung zuzustellen; diese hat zu enthalten: 
a) die Dauer der Krankenanstaltspflege, 
b) die Höhe der täglichen Pflegegebühr, 
c) die Höhe der aulgelaufenen Pflegegebühren, 
*) die Höhe der autgelaufenen Kostenbeiträge, 
J) die Höhe der aufgelaufenen Sondergebühren und 

Sonderaufwendungen, 
f) die geleisteten Teilzahlungen, 
g) die Höhe des aushaftenden Rückstandes, 
h) einen Hinweis auf die Fälligkeit der Forderung 

(Abs. 1) und auf allfällige Verzugszinsen, 
i) einen Hinweis auf die Regelung der Abs. 3 und 4. 

(3) Gegen die Gebührenrechnung kann der Ver­
pflichtete binnen zwei Wochen nach Zustellung 
schriftlich bei der Stelle einen begründeten Einspruch 
erheben, welche die Gebührenrechnung ausgestellt 
hat. Wird innerhalb dieser Frist kein begründeter Ein­
spruch erhoben, so gilt die in der Gebührenrechnung 
ausgewiesene Zahlungsverpflichtung als endgültig. 
Ansuchen um Gewährung eines Zahlungsaufschubes 
oder von Teilzahlung gelten nicht als Einspruch. Falls 
dem Einspruch vom Rechtsträger der Krankenanstalt 
glicht voll Rechnung getragen wird, ist er vom Rechts-
jträger der nach dem Sitz der öffentlichen Kranken­
anstalt zuständigen Bezirksverwaltungsbehörde vor­
zulegen. Diese hat darüber mit Bescheid zu entschei­
den. 

(4) Die Gebührenrechnung ist vollstreckbar und gilt 
als Rückstandsausweis entweder 
a) nach Ablauf der zweiwöchigen Zahlungsfrist 

(Abs. 1) oder 
b) nach Ablauf von zwei Wochen, gerechnet vom 

Tage des Ablaufes der erstreckten Zahlungsfrist 
(Abs. 1), oder 

c) bei Nichtbezahlung von Teilbeträgen bezügüch 
des gesamten aushaftenden Betrages nach Ablauf 
von zwei Wochen nach Fälligkeit eines Teilbetra­
ges oder 

d) nach Ablauf von zwei Wochen nach rechtskräftiger 
Entscheidung im behördlichen Verfahren. 

(5) Auf Grund von Rückstandsausweisen ist die Ein­
bringung offener Forderungen öffentlicher Kranken­
anstalten entweder im Verwaltungswege oder im 
gerichtlichen Wege zulässig, wenn die Vollstreckbar­
keit von der Bezirksverwaltungsbehörde bestätigt 
wurde." 

Artikel II 

Während der Geltungsdauer der zwischen dem 
Bund und den Ländern abgeschlossenen Verein­
barung gemäß Artikel 15 a B-VG über die Kranken­
anstaltenfinanzierung für die Jahre 1991 bis ein­
schließlich 1994 sind die Bestimmungen über die 
Beziehungen der Krankenversicherungsträger zu den 
öffentlichen Krankenanstalten und privaten, gemein­
nützigen Krankenanstalten sowie über die Beiträge 
zur Deckung von Betriebsabgängen und zur Errich­
tung, Umgestaltung oder Erweiterung dieser Kranken­
anstalten mit folgender Maßgabe anzuwenden: 

(1) Die von den Trägern der Sozialversicherung an 
die Träger der Krankenanstalten zu entrichtenden 
Pflegegebühren 
1. sind in den Fällen der Befundung oder Begutach­

tung gemäß § 29 Abs. 3 zweiter Halbsatz in voller 
Höhe zu entrichten; 

2. werden ansonsten hinsichtlich des Ausmaßes 
- unter Berücksichtigung der Abgeltung für thera­
peutische Behelfe - ebenso wie allfällige Sonder­
gebühren und die Dauer, für weiche die Pflege­
gebühren zu zahlen sind, abgesehen von den 
Fällen des Abs. 9, ausschließlich durch privatrecht­
liche Verträge geregelt. Solche Verträge sind zwi­
schen dem Hauptverband der Österreichischen 
Sozialversicherungsträger (Hauptverband) im Ein­
vernehmen mit den in Betracht kommenden Kran­
kenversicherungsträgern einerseits und dem Trä­
ger der Krankenanstalt andererseits abzuschließen. 
Die Verträge bedürfen zu ihrer Rechtswirksamkeit 
der schriftlichen Form der Abfassung; 

3. nach Z. 2 erhöhen sich für Personen, die auf Grund 
zwischenstaatlicher Übereinkommen über soziale 
Sicherheit einer Gebietskrankenkasse zur Be­
treuung zugewiesen werden und in einer Kran­
kenanstalt betreut werden, deren Rechtsträger 
im Sinne des § 1 des Bundesgesetzes über die 
Errichtung eines Krankenanstalten-Zusammen­
arbeitsfonds, BGBl. Nr. 700/1991, zuschußberech­
tigt ist, im selben Verhältnis, das sich für einen Ver-
pflegstag eines Versicherten bei Berücksichtigung 
aller zusätzlichen Kosten der Gebietskrankenkasse 
für Anstaltspflege ergibt, die aus der gesetzlichen 
Verpflichtung über die finanzielle Beteiligung der 
Träger der sozialen Krankenversicherung am Kran­
kenanstalten-Zusammenarbeitsfonds entstehen. 
Der Hauptverband hat den Hundertsatz dieser 
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Erhöhung für jede Gebietskrankenkasse und für 
jedes Geschäftsjahr auf Grund der Verpflegstage in 
zuschußberechtigten Krankenanstalten zu errech­
nen. Bei der Berechnung der erhöhten Pflegege­
bühren sind für ein Jahr zunächst die Hundertsätze 
der Erhöhung des zweitvorangegangenen 
Geschäftsjahres als vorläufige Hundertsätze heran­
zuziehen. Die endgültige Berechnung und Abrech­
nung ist im zweitfolgenden Jahr auf Grund der für 
das Geschäftsjahr festgestellten Hundertsätze der 
Erhöhung vorzunehmen. 

(2) Die für die Sozialversicherungsträger geltenden 
Pflegegebührenersätze sind mit jedem 1. Jänner im 
prozentuellen Ausmaß der Erhöhung der Beitragsein­
nahmen aller Krankenversicherungsträger vom Vor­
jahr auf das laufende Jahr zu erhöhen. Die jeweüs neu 
berechneten Pflegegebührenersätze sind auf volle 
Schilling zu runden. 

(3) Von den Beitragseinnahmen eines Kalenderjah­
res sind vor der Errechnung des prozentuellen Bei­
tragszuwachses abzuziehen: 
1. die Zusatzbeiträge in der Krankenversicherung 

gemäß § 51b ASVG, § 27 a GSVG, § 24 a BSVG 
und§20aB-KUVG: 

2. jene Beträge, die die Krankenversichemngsträger 
gemäß § 447 f Abs. 2 Z. 1 und 2 ASVG zur Finan­
zierung der Krankenanstalten bereitstellen; 

3. jene Beitragseinnahmen, die sich ab 1. Jänner 1991 
aus Änderungen des Beitragsrechts ergeben, sofern 
der daraus erfließende Ertrag gesetzüch zweck­
gebunden ist; weiters haben bei der Errechnung 
des prozentuellen Beitragszuwachses nach Abs. 2 
die auf Grund der 50. Novelle zum ASVG, der 
18. Novelle zum GSVG, der 16. Novelle zum BSVG 
und der 21. Novelle zum B-KUVG vorgesehenen 
Beitragsveränderungen außer Betracht zu bleiben. 

(4) Die Beitragseinnahmen des laufenden Kalender­
jahres aller dem Hauptverband angehörenden Kran­
kenversicherungsträger sind den Beitragseinnahmen 
des zuletzt vorangegangenen Kalenderjahres unter 
Berücksichtigung des Abs. 3 gegenüberzustellen. Als 
Beitragseinnahmen gelten alle Beiträge für Pflichtver­
sicherte und für freiwillig Versicherte, die nach den 
Weisungen des Bundesministers für Arbeit und Sozia­
les über die Rechnungslegung als Beitragseinnahmen 
in Betracht kommen, in der Krankenversicherung der 
Bauern einschließlich des Bundesbeitrages; maß­
gebend sind die in den Erfolgsrechnungen der Kran­
kenversicherungsträger ausgewiesenen Beträge. Der 
Erhöhungsprozentsatz ist vom Hauptverband auf zwei 
Dezimalstellen zu runden und bedarf der Zustimmung 
des Bundesministers für Arbeit und Soziales. 

(5) Der Hauptverband hat jeweils spätestens bis 
15. Dezember für das nächstfolgende Kalenderjahr 
einen provisorischen Hundertsatz zu errechnen, der 
nach Zustimmung durch den Bundesminister für 
Arbeit und Soziales für die Erhöhung der Pflege­
gebührenersätze ab dem nachfolgenden 1. Jänner 
maßgeblich ist. Die neuen Pflegegebührenersätze sind 
auf volle Schilling zu runden. Den Trägern der Kran­
kenanstalten sind die erhöhten Pflegegebührenersätze 
so rechtzeitig bekanntzugeben, daß sie ab 1. Jänner 
der Verrechnung zugrundegelegt werden können. 

(6) Weicht der provisorische Hundertsatz vom end­
gültigen Hundertsatz ab, hat zwischen den Kranken­
versicherungsträgern und den Krankenanstalten ein 
finanzieller Ausgleich durch Nachzahlung oder Gut­
schrift im laufenden Kalenderjahr zu erfolgen. Bei der 

Erhöhung der Pflegegebührenersätze ab dem näch­
sten 1. J änner sind sodann für das Vorjahr fiktiv j ene 
Pflegegebühren zu errechnen, die sich bei Anwen­
dung des endgült igen Hundertsatzes ergeben hätten. 
Diese fiktiven Pflegegebührenersätze sind sodann um 
den in Betracht kommenden provisorischen Hundert­
satz zu erhöhen. 

(7) Alle von den Krankenversicherungsträgern und 
vom Hauptverband zur Durchführung der Regelung 
gemäß Abs. 2 bis 6 erstellten Unterlagen und Berech­
nungen unterüegen der Überprüfung durch den Bun­
desminister für Arbeit und Soziales. 

(8) Über Streitigkeiten, die sich zwischen dem 
Träger einer Krankenanstalt einerseits und e inem 
Krankenversicherungsträger oder dem Hauptverband 
andererseits aus einem gemäß Abs. 1 geschlossenen 
Vertrag ergeben, entscheidet eine Schiedskommission 
(§ 48a). Der Antrag auf Entscheidung kann von jedem 
der Streitteüe gestellt werden. 

(9) Wenn innerhalb von zwei Monaten nach der Auf­
kündigung eines Vertrages ein neuer Vertrag zwi­
schen dem Träger der Krankenanstalt und dem Haupt­
verband nicht zustande kommt, entscheidet die 
Schiedskommission auf Antrag mit Wirksamkeit ab 
der ansonsten bewirkten Vertragsauflösung über die 
gemäß Abs. 1 zu regelnden Angelegenheiten. Das 
gleiche gilt für den Fall, daß der Träger der Kranken­
anstalt oder der Hauptverband zum Abschluß eines 
Vertrages aufgefordert hat, jedoch innerhalb von zwei 
Monaten ein solcher Vertrag nicht zustande gekom­
men ist. Der Antrag auf Entscheidung kann vom Trä­
ger der Krankenanstalt, von der Landesregierung oder 
vom Hauptverband gestellt werden. 

(10) Wenn ein Antrag nach Abs. 9 vor dem Zeit­
punkt gestellt wird, zu dem der Vertrag aufgelöst 
würde, bleibt der Vertrag bis zur rechtskräftigen Ent­
scheidung vorläufig in Kraft. 

(11) Bei der Festsetzung der Höhe der Pflege­
gebührenersätze nach Abs. 9 ist die Schiedskommis­
sion an die mit Zustimmung des Bundesministers für 
Arbeit und Soziales festgesetzten Erhöhungssätze 
gemäß Abs. 2 bis 7 gebunden. 

(12) Entscheidungen der Landesregierung gemäß 
§ 38 Abs. 5 KALG über die Gleichartigkeit oder 
annähernde Gleichwertigkeit dürfen von der Schieds­
kommission nicht berücksichtigt werden, wenn die 
Feststellung der Gleichartigkeit oder annähernden 
Gleichwertigkeit 
1. Krankenanstalten betrifft, die nach dem Kranken­

anstaltenplan nicht ausdrücklich als gleichartig 
oder annähernd gleichwertig bezeichnet sind, oder 

2. Krankenanstalten betrifft, deren Ausstattung hin­
sichtlich der Zahl der Abteilungen, der Bettenzahl, 
des Personalstandes oder der medizinisch-tech­
nischen Geräte wesentliche Unterschiede aufweist, 
oder 

3. dazu führen würde, daß Krankenanstalten, die für 
Gebiete mit deutlich unterschiedlicher Größe und 
Bevölkerungszahl bestimmt sind, als gleichartig 
oder annähernd gleichwertig bezeichnet werden. 

(13) In den Fällen des Abs. 12 hat die Schiedskom­
mission nach den von ihr angenommenen sachlichen 
Kriterien zu entscheiden. 

Artikel III 

Im Landes-Krankenanstaltenplan (§ 24 Abs. 2) ist 
auf eine Verringerung der Zahl der Akutbetten - aus-



11. Sitzung am 23. Juni 1992, Beschlüsse Nr. 151 bis 154 13 

genommen die Betten von Abteilungen für Psychiatrie 
und Neurologie - in 
1. öffentlichen Krankenanstalten gemäß § 1 Abs. 3 

Z. 1 und 2, 
privaten Krankenanstalten gemäß § 1 Abs. 3 Z. 1 
und 2, die gemäß § 22 gemeinnützig geführte Kran­
kenanstalten sind, ausgenommen Krankenanstal­
ten des Bundes und der Träger der Sozialversiche­
rung, 
privaten, nicht gemeinnützig geführten Kranken­
anstalten gemäß § 1 Abs. 3 Z. 1, 2 und 6 

sowie auf einen entsprechenden Abbau der personel­
len und apparativen Kapazitäten sowie der tatsächlich 
aufgestellten Akutbetten zu achten. 

2. 

3. 

Artikel IV 

(1) Dieses Gesetz, ausgenommen Artikel II und III, 
tritt mit dem auf die Kundmachung folgenden Monats-
ersten in Kraft. 

(2) Artikel II und III treten mit 1. 
Kraft. 

Jänner 1991 in 

(3) Artikel II und III treten gleichzeitig mit 
dem Außerkrafttreten der zwischen dem Bund und 
den Ländern geschlossenen Vereinbarung gemäß 
Art. 15 a B-VG über die Krankenanstaltenfinanzie­
rung für die Jahre 1991 bis einschließlich 1994 außer 
Kraft. 

EG-Verhandlungen, 
Mitwirkung der Länder. 
(Einl.-Zahl 74/3) 
(Präs-41.00-6/91-60) 

152. 
Der Bericht der Steiermärkischen Landesregierung 

zum Antrag der Abgeordneten Dr. Hirschmann, 
Dr. Frizberg, Ing. Kaufmann und Dr. Maitz, betreffend 
die Mitwirkung der Länder bei EG-Verhandlungen, 
wird zur Kenntnis genommen. 

Europäische Integration, 
Mitwirkungsrechte der 
Länder und 
Gemeinden. 
(Einl.-Zahl 236/1) 
(Mündl. Bericht Nr. 11) 
(Präs-20.00-18/91-89) 

Landes-Verfassunasgesetz 
1960. 
Änderung. 
(Einl.-Zahlen 263/3 
und 318/2. 
Beilage Nr. 16i 

153. 
Die Vereinbarungen 

1. zwischen dem Bund und den Ländern über die Mit­
wirkungsrechte der Länder und Gemeinden in 
Angelegenheiten der Europäischen Integration und 

2. der Länder über die gemeinsame Willensbildung in 
Angelegenheiten der Europäischen Integration 

werden genehmigt. 

154. 
Landesverfassungsgesetz vom 
mit dem das Landes-Verfassungsgesetz 1960 

geändert wird 

Der Steiermärkische Landtag hat beschlossen: 

Das Landes-Verfassungsgesetz 1960, LGB1. Nr. 1, 
zuletzt in der Fassung LGB1. Nr. 57/1991, wird wie 
folgt geändert: 

Artikel I 

Dem § 18 wird folgender Abs. 9 angefügt: 

„(9) Der Landtag wählt einen Ausschuß für Euro­
päische Integration. Diesem obliegt es, an die Landes­
regierung die Stellungnahme des Landtages in allen 
jenen Angelegenheiten abzugeben, in denen das Land 
ein Recht zur Stellungnahme zu einem Vorhaben im 
Rahmen der Europäischen Integration hat, das Ange­
legenheiten betrifft, in denen die Gesetzgebung 
Landessache ist. Weiters obliegt diesem Ausschuß die 
Wahrnehmung aller Aufgaben, die ihm in Angelegen­
heiten der Europäischen Integration vom Landtag 
übertragen werden. Die näheren Bestimmungen wer­
den durch Landesverfassungsgesetz getroffen." 

Artikel II 

Dieses Gesetz tritt mit dem seiner Kundmachung 
folgenden Tag in Kraft. 
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Landesveriassungsgesetz 
über den Ausschuß 
für Europäische 
Integration. 
(Einl.-Zahlen 263/3 
und 318/2 i e 
Beilage N'r. 16) 1 3 

Landesveriassungsgesetz v o m 
über den Ausschuß für Europä i sche Integration 

Der Steiermärkische Landtag hat beschlossen: 

§ 1 
Aufgaben des Ausschusses 
für Europäische Integration 

Der Ausschuß für Europäische Integration ist das 
Organ des Landtages gemäß § 18 Abs. 9 des Landes-
Verfassungsgesetzes 1960 zur Besorgung von Auf­
gaben, die der Landtag in Angelegenheiten der Euro­
päischen Integration wahrzunehmen hat. 

§ 2 
Zusammensetzung 

(1) Der Ausschuß für Europäische Integration setzt 
sich aus Vertretern aller Landtagsparteien zusammen. 
Die Zahl der Mitglieder und ihre Wahl regelt die Ge­
schäftsordnung des Landtages. 

(2) Die Präsidenten des Landtages und die Obmän­
ner jener Ausschüsse des Landtages, denen der 
Gegenstand der Beratung im Regelfall zugewiesen 
würde, sind berechtigt, an der betreffenden Sitzung 
teilzunehmen. Im Zweifelsfall bestimmt der Präsident, 
welche Ausschußobmänner zu welchen Gegenstän­
den einzuladen sind. 

(3) Die Mitglieder der Landesregierung sind berech­
tigt, an den Sitzungen des Ausschusses teilzunehmen. 
Jene Mitgüeder der Landesregierung, in deren 
Zuständigkeitsbereich der jeweilige Gegenstand einer 
Beratung fällt, sind zur Teilnahme an der betreffenden 
Sitzung verpflichtet. 

§ 3 
Befassung des Ausschusses, Stellungnahme 

(1) Die Landesregierung hat den Ausschuß im Wege 
des Präsidenten des Landtages umgehend von allen 
ihr von der Bundesregierung mitgeteilten Vorhaben 
im Rahmen der Europäischen Integration, die Angele­
genheiten betreffen, in denen die Gesetzgebung Lan­
dessache ist. in Kenntnis zu setzen. Dabei ist bekannt­
zugeben, weiche Frist den Ländern für die Abgabe 
einer Stellungnahme offensteht. 

(2) Der Präsident des Landtages kann den Vor­
sitzenden des Ausschusses ermächtigen, unmittelbar 
mit der Landesregierung zu verkehren. Alle Stellung­

nahmen des Ausschusses sind dem Präsidenten des 
Landtages zur Kenntnis zu bringen. 

(3) Gibt der Ausschuß fristgerecht eine Stellung­
nahme gemäß Abs. 1 ab, so ist die Landesregierung an 
diese bei Abgabe einer Stellungnahme an den Bund 
grundsätzlich gebunden. Weicht die Stellungnahme 
der Landesregierung von jener des Ausschusses ab, 
hat die Landesregierung die für die Abweichung maß­
geblichen Gründe in ihrem Bericht gemäß § 5 darzu­
legen. Die abgegebenen Stellungnahmen sind um­
gehend dem Ausschuß zur Kenntnis zu bringen. 

(4) Die Landesregierung hat überdies dem Ausschuß 
über alle Vorhaben im Rahmen der Europäischen Inte­
gration, die den selbständigen Wirkungsbereich oder 
sonstige wichtige Interessen des Landes berühren, zu 
berichten. 

(5) Der Ausschuß ist berechtigt, von sich aus in 
Angelegenheiten der Europäischen Integration 
Stellungnahmen an die Landesregierung und an den 
Präsidenten des Landtages abzugeben. 

(6) Der Präsident des Landtages kann den Ausschuß 
zur Abgabe einer Stellungnahme auffordern. 

§4 

Bericht des Ausschusses an den Landtag 

(1) Der Ausschuß hat dem Landtag jährlich einen 
Bericht über die an die Landesregierung abgegebenen 
Stellungnahmen zu erstatten. 

(2) Der Ausschuß kann darüber hinaus den Landtag 
jederzeit mit Angelegenheiten der Europäischen Inte­
gration, die den selbständigen Wirkungsbereich oder 
sonstige wesentliche Interessen des Landes berühren, 
befassen. 

§ 5 

Bericht der Landesregierung an den Landtag 

Die Landesregierung hat dem Landtag vierteljähr­
lich einen Bericht über den Stand der Europäischen 
Integration zu erstatten. 

§ 6 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt mit dem seiner Kundmachung 
folgenden Tag in Kraft. 
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Landesrechnungshof-
bericht Nr. 15, 
Prüfung der 
Vorschreibung und 
Einbringung der 
Mieten im Bereich der 
Abteilung für 
landwirtschaftliches 
Schulwesen. 
(Einl.-Zahl 351/1) 
(Mündl. Bericht Nr. 12) 
(LRH-54 M 2-1990/19) 

155. 
Die Steiermärkische Landesregierung wird auf­

gefordert, die im Landesrechnungshofbericht Nr. 15, 
GZ.: LRH 54 M 2-1990/13, „Prüfung der Vorschrei­
bung und Einbringung der Mieten im Bereich der 
Abteilung für landwirtschaftliches Schulwesen" fest­
gestellten Vermietungen als Wochenend- und Ferien­
häuser zu prüfen. Die verrechneten Betriebskosten 
sind für alle Wohnungen den tatsächlichen Kosten 
anzugleichen und die nicht benötigten Objekte nach 
der Erstellung einer Kosten-Nutzen-Rechnung markt­
gerecht abzuverkaufen. 

j Wahlen in die Landtags-
', Ausschüsse. 
i (LT-Präs W 1/7-1992) 156. 

Es wurden folgende Wahlen in die Landtags-
Ausschüsse durchgeführt: 
in den Ausschuß für Europäische Integration und 
Föderalismus: 

Abg. Mag. Ludwig R a d e r 
als Mitglied anstelle des Abg. Engelbert Weilharter; 

Abg. Engelbert W e i l h a r t e r 
als Ersatzmitglied anstelle der Abg. Magda Bleck­
mann; 

in den Ausschuß für Verkehr und Infrastruktur: 
Abg. Engelbert W e i 1 h a r t e r 

als Mitglied anstelle des Abg. Mag. Ludwig Rader; 
Abg. Magda B l e c k m a n n 

als Ersatzmitglied anstelle des Abg. Engelbert Weil­
harter. 
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12. Sitzung am 20. Oktober 1992 
(Beschlüsse Nr. 157 bis 164) 

157. 

Der Bericht der Steiermärkischen Landesregierung 
zum Antrag der Abgeordneten Dr. Maitz, Dr. Hirsch­
mann, Dr. Fri-zberg, Ing. Locker und Purr, betreffend 
Finanzausgleichsverhandlungen, wird zur Kenntnis 
genommen. 

158. 

Der Bericht der Steiermärkischen Landesregierung, 
betreffend die Gewährung eines Förderungsbeitrages 
von 25 Millionen Schilling für die Errichtung eines 
Zweigbetriebes der „Geschützten Werkstätte Steier­
mark" in der Gemeinde Spielberg, wird zur Kenntnis 
genommen. 

Der Steiermärkische Landtag stimmt trotz der im 
Landesvoranschlag 1992 für die gegenständliche Maß­
nahme nicht vorhandenen Kreditmittel der Beitrags­
gewährung von 20 Millionen Schilling für 1992 zu 
und nimmt weiters zur Kenntnis, daß hiefür im laufen­
den Budgetjahr zusätzliche Mittel bereitzustellen sind. 

Außerdem wird zur Kenntnis genommen, daß für 
das gegenständliche Vorhaben im Rahmen der Vor­
anschlagserstellung für 1993 der Restbetrag von 5 Mil­
lionen Schilling vorzusehen sein wird. 

159. 
(LBD-IIa 87/613 N1-90/36) ^ . „ , . _ _ , , 

Die Grund- sowie Objektseinlosung Teltscher Josef 
und Floriana, 8463 Glanz, Fötschach 118, für das 
BV. „Neigerbrücke" der L 613, Grenzland-Weinstraße, 
im Betrag von S 2,140.229- zu Lasten 1/611203-0020 
wird genehmigt. 

Landesrechnungshof-
Verfassungsgesetz, 
Novellierung. 1 6 0 . 
(Einl.-Zahl 131/2) 
(Präs-25.01-2/89-13) 

Der Bericht der Steiermärkischen Landesregierung 
zum Antrag der Abgeordneten Dr. Flecker, Dr. Bach-
maier-Geltewa, Dörflinger, Mag. Erlitz, Gennaro, 
Dipl.-Ing. Getzinger, Glaser, Dipl.-Ing. Grabner, Heibl, 
Kanape, Kaufmann, Dr. Klauser, Minder, Günther 
Prutsch, Schleich, Schrittwieser, Tilzer, Trampusch, 
Ussar, Vollmann und Dr. Wabl, betreffend eine Novel­
lierung des Landesrechnungshof-Verfassungsgeset­
zes, wird zur Kenntnis genommen. 

Finanzausgleichs­
verhandlungen. 
(Einl.-Zahl 266/3) 
(10-21.V 92-100/65) 

Spielberg, 
Errichtung eines 
Zweigbetriebes der 
Geschützten 
Werkstätte. 
(Einl.-Zahl 347/1) 
(9-04 Si 8/2-1992) 

Grund- sowie Objekts-
einlösung Teltscher 
Josef und Floriana. 
(Einl.-Zahl 348/1) 
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Hochwasserschutz, 
Sicherstellung durch 
Rückhaltebecken. 
(Einl.-Zahl 230/7) 
(LBD-IIIa 05 Ru 1-92/4) 

161. 

Der Bericht der Steiermärkischen Landesregierung 
zum Beschluß Nr. 103 des Steiermärkischen Landtages 
vom 10. April 1992 über den Antrag der Abgeordneten 
Schinnerl, Glössl, Riebenbauer, Trampusch und Kauf­
mann, betreffend die Sicherstellung des Hochwasser­
schutzes durch zusätzliche Errichtung von Rückhalte­
becken mit Mehrfachnutzung, wird zur Kenntnis 
genommen. 

Umweltschutzbericht 
- für 1991. 

(Einl.-Zahl 349/1) 
(3-07 U 1052-92/19) 

162. 

Der Bericht der Steiermärkischen Landesregierung 
über die Vorlage eines Umweltschutzbenehtes für das 
Jahr 1991 wird zur Kenntnis genommen. 

Rechnungshofbericht über 
die Gebarung des 
Bundeslandes 
Steiermark sowie der 
Steiermärkischen 
Krankenanstalten-
gesellschäft m. b. H. 
(Einl.-Zahl 302/1) 
(Mündl. Bericht Nr.13) 
(10-21.RHB-1/59) 

163. 

Der Bericht des Rechnungshofes über Wahr­
nehmungen, betreffend die Gebarung des Bundes­
landes Steiermark in den Jahren 1985 bis 1988 sowie 
der Steiermärkischen Krankenanstaltengesellschaft m. 
b. H. in den Jahren 1985"bis 1990, wird zur Kenntnis 
genommen. 

Landes-Hypothekenbank, 
Wahl eines Mitgliedes 
in den Aufsichtsrat. 
(LT-Präs W 1/8-1992) 
(10-29 Kl/109-1992) 

164. 

Als Mitglied in den Aufsichtsrat der Landes-Hypo­
thekenbank Steiermark wurde 

DDr. Horst W ü n s c h 
gewählt. 

Steierm. Landesdruckerei, Graz. - 3660-92 
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13. Sitzung am 10. November 1992 
(Beschlüsse Nr. 165 bis 197) 

Landesberufsschulen, 
Bereitstellung von 
LandesmitteJn für den 
Ausbau bzw. Instand­
setzung. 
(Einl.-Zahl 56/5) 
(ABS-86 Re 4/117-92) 

165. 
Der Bericht der Steiermärkischen Landesregierung 

zum Antrag der Abgeordneten Ing. Locker, Majcen, 
Pußwald und Tasch, betreffend die Bereitstellung von 
zuständigen Landesmitteln für den Ausbau bzw. die 
Instandsetzung von Landesberufsschulen, wird zur 
Kenntnis genommen. 

Rückzahlungs-
begünstigungsgesetz. 
(Einl.-Zahl 59/5) 
(14-05 L 2-1992) 166. 

Der Bericht der Steiermärkischen Landesregierung 
zum Antrag der Abgeordneten Dr. Hirschmann, 
Kanduth, Dr. Lopatka und Schützenhöfer, betreffend 
das Steiermärkische Rückzahlungsbegünstigungs-
gesetz, wird zur Kenntnis genommen. 

Pensionisten- und Senioren­
organisationen. 
(Einl.-Zahl 113/4) 
(9-03 La 10/75-1991) 167. 

Der Bericht der Steiermärkischen Landesregierung 
zum Antrag der Abgeordneten Dörflinger, Vollmann, 
Ussar, Monika Kaufmann, Gennaro, Minder, Kanape, 
Dr. Flecker, Glaser, Günther Prutsch, Heibl, Schleich, 
Mag. Erlitz, Schrittwieser und Dr. Bachmaier-Geltewa, 
betreffend die Förderung von Pensionisten- und 
Seniorenorganisationen, wird zur Kenntnis genom­
men. 

„Eisenerzer Ramsau", 
Finanzierung des 
Fremdenverkehrs­
projektes. 
(Eini.-Zahl 167/4) 
(WF-14 E 9/92-4) 

168. 
Der Bericht der Steiermärkischen Landesregierung 

zum Antrag der Abgeordneten Tilzer, Dr. Flecker, 
Vollmann, Schrittwieser und Gennaro, betreffend die 
Sicherstellung der Finanzierung des Fremdenver-
kehrsprojektes „Eisenerzer Ramsau", wird zur Kennt­
nis genommen. 

Koska Johann und Roswitha 
sowie Petscheng 
Werner und Ruth, 
Liegenschaftsabverkauf. 
(Einl.-Zahl 385/1) 
(9-13 L 1/33-1992) 

169. 
In Abänderung des Landtagsbeschlusses Nr. 732 

vom 26. Juni 1990, Landtags-EZ. 1122/1, wird der 
Verkauf der im außerbücherüchen Alleineigentum des 
Landes Steiermark s tehenden Liegenschaft EZ. 368, 
KG. 63238 Judendorf-Straßengel, Gerichtsbezirk Graz, 
an die Ehegat ten Johann und Roswitha Koska und die 
Ehegatten Werner und Ruth Petscheng um den Betrag 
von S 900 .000- gemäß § 15 Abs. 2 lit. c L-VG 1960 
genehmigt. 
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Bauvorhaben „Ortsumfah-
rung Mitterdorf", 
Grund- sowie Glas­
hauseinlösung. 
(Einl.-Zahl 393/1) 
(LBD-IIa 87/102 
M 1-91/42) 

170. 

Die Grund- sowie Glashauseinlösung für das 
BV. „Ortsumfahrung Mitterdorf" der L 102, Veitscher 
Straße, im Betrag von S 2,233.968,- zu Lasten 
1/611203-0020 wird genehmigt. 

Prassl Maria, 
stationäre Unterbrin­
gung in der Pflege­
anstalt Kainbach. 
(Einl.-Zahl 394/1) 
(10-27 Pa 85/74-92) 

171. 

Die Übereignung der Liegenschaft EZ. 18, Grund­
buch Ratschendorf, an das Land Steiermark wird zur 
Kenntnis genommen. 

Die Forderungen des Landes Steiermark aus der 
Anstaltsunterbringung der Maria Prassl, geboren am 
2. September 1927, werden storniert. 

Das Land Steiermark trägt im Sinne der Bestimmun­
gen des Steiermärkischen Sozialhilfegesetzes auch 
weiterhin die durch Eigenleistung nicht abgedeck­
ten Kosten der Anstaltsunterbringung (Pflegeheim 
Kainbach) für Maria Prassl. 

Ausfallshaftungen im 
Jahre 1991. 
(Einl.-Zahl 399/1) 
(WF-13 Ha 1/92-87) 

Über- und außerplanmäßige 
Ausgaben. 
Bedeckung 1992. 
(Einl.-Zahl 400/1) 
(10-21.LTG-1/33-92) 

172. 

Die zugesagte Übernahme von Ausfallshaftungen 
des Landes Steiermark im Jahre 1991 in Höhe von 
S 12,500.000- auf Grund der generellen Ermäch­
tigung durch den Steiermärkischen Landtag wird 
genehmigt. Diese Bürgschaften sind rechtskräftig 
zustande gekommen. 

173. 

Der 1. Bericht für das Rechnungsjahr 1992 der 
Steiermärkischen Landesregierung über die Be­
deckung der in der Übersicht angeführten über- und 
außerplanmäßigen Ausgaben gegenüber dem Lan­
desvoranschlag 1992 im Betrag von S 196,058.692,20 
wird gemäß § 32 Abs. 2 des L-VG 1960 zur Kenntnis 
genommen und genehmigt. 

Verfahrenskoordination 
und Verfahrens­
konzentration. 
(Einl.-Zahl 58/2) 
(Präs-36.01-4/91-6) 

174. 

Der Bericht der Steiermärkischen Landesregierung 
zum Antrag der Abgeordneten Glössl, Dr. Grabens-
berger, Schützenhöfer und Tasch, betreffend die Ver­
fahrenskoordination und Verfahrenskonzentration, 
wird zur Kenntnis genommen. 

Liegenschaftsverwaltung, 
Privatisierungs-
maßnahmen im Bereich 
des Landes Steiermark. 
(Einl.-Zahl 70/3) 
(LV-20 L 2/93-1992) 

175. 

Der Bericht der Steiermärkischen Landesregierung 
zum Antrag der Abgeordneten Dr. Hirschmann, Gril-
litsch, Purr und Schützenhöfer, betreffend Privatisie­
rungsmaßnahmen im Bereich des Landes Steiermark 
zur Konzentration der Liegenschaftsverwaltung, wird 
zur Kenntnis genommen. 
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Aufgabenreform. 
(Einl.-Zahl 91/7) 
(Präs-03.30-69/91) 176. 

Der Bericht der Steiermärkischen Landesregierung 
zum Antrag der Abgeordneten Dr. Hirschmann, 
Dr. Lopatka, Dr. Maitz und Schützenhöfer, betreffend 
die Aufgabenreform (Leistungsinventur), wird als 
Zwischenbericht zur Kenntnis genommen. 

Vereinbarung, betreffend 
den Landesgrenzen 
überschreitenden 
Berufsschulbesuch. 
(Einl.-Zahl 389/1) 
(Präs-33.00-20/92-7) 

177. 
Die Vereinbarung gemäß Artikel 15 a B-VG, mit der 

die Vereinbarung, betreffend den Landesgrenzen 
überschreitenden Berufsschulbesuch, geändert wird, 
wird zur Kenntnis genommen. 

EWR-Rechtsanpassung. 
(Einl.-Zahl 403/1) 
(Präs-41.00-6/90-70) 

Disziplinarordnung der 
Steirischen Landes­
jägerschaft. 
(Einl.-Zahl 389/1, 
Beilage Nr. 22) 
(8-40 Di 3/11-1992) 

178. 
Der Zwischenbericht, betreffend die Rechtsanpas­

sung in der Steiermark aus Anlaß des Abschlusses des 
EWR-Vertrages, wird zur Kenntnis genommen. 

179. 
Gesetz v om , mit d em e i n e 
Disz ip l inarordnung der Steirischen Landes­

jägerschaft er lassen wird 

Der Steiermärkische Landtag hat beschlossen: 

Disziplinarvergehen 
§ 1 

(1) Vergehen der Mitglieder der Steirischen Landes­
jägerschaft gegen Standespflichten werden vom Diszi­
plinarrat der Steirischen Landesjägerschaft als Diszi­
plinarvergehen durch Disziplinarstrafen geahndet. 

(2) Der Verfolgung durch den Disziplinarrat steht 
der Umstand, daß dieselbe Handlung oder Unter­
lassung auch von e inem Gericht oder einer Verwal­
tungsbehörde zu bestrafen ist, nicht entgegen. 

(3) Die Standespflichten werden verletzt, wenn ein 
Mitgüed der Steirischen Landesjägerschaft 
a) gegen Jagdvorschriften verstoßen hat oder 
b) auf andere Weise das Ansehen der Jägerschaft 

gröblich verletzt hat. 

Disziplinarstrafen 
§ 2 

Disziplinarstrafen sind 
a) die Rüge; 
b) die Geldbuße bis zu S 50.000,-; 
c) der zeitliche Ausschluß aus der Steirischen Landes­

jägerschaft für die Dauer von höchstens fünf Jah­
ren; 

d) der dauernde Ausschluß aus der Steirischen Lan­
desjägerschaft. 

Zusammentreffen von Disziplinarvergehen 
§ 3 

(1) Hat das Mitgüed der Steirischen Landesjäger­
schaft durch eine Tat oder durch mehrere selbstän­
dige Taten mehrere Disziplinarvergehen begangen 
und wird über diese Disziplinarvergehen gleichzeitig 
erkannt, so ist nur eine Strafe zu verhängen, die nach 
dem schwerwiegendsten Disziplinarvergehen zu be­
messen ist. Die weiteren Disziplinarvergehen sind als 
Erschwerungsgründe zu werten. 

(2) Sind an einem Disziplinarvergehen mehrere Mit­
glieder der Steirischen Landesjägerschaft beteiligt, so 
ist das Disziplinarverfahren vor d em Disziplinarrat für 
alle Beteiligten gemeinsam durchzuführen, sofern die 
getrennte Führung der Disziplinarverfahren nicht 
einer einfacheren und beschleunigten Erledigung 
dienüch ist. 

Verjährung 
§4 

(1) Die Verfolgung eines Mitgliedes der Steirischen 
Landesjägerschaft wegen eines Disziplinarvergehens 
ist unzulässig, wenn innerhalb von drei J ah ren nach 
Beendigung des Disziplinarvergehens vom Diszi­
plinarrat keine Verfolgungshandlung (Ladung, Ver­
nehmung, Ersuchen um Vernehmung, Ersuchen um 
Ausforschung u. dgl.) vorgenommen wurde. 

(2) Sind fünf Jahre seit der Beendigung des Diszi­
plinarvergehens verstrichen, dürfen Disziplinarver­
gehen nicht mehr bestraft werden. 

(3) Scheidet ein Mitglied der Steirischen Landes­
jägerschaft während der Verjährungsfristen nach den 
Abs. 1 und 2 aus der Steirischen Landesjägerschaft 
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aus, so wird die Verjährung so lange unterbrochen, bis 
ein Wiedereintritt in die Steirische Landesjägerschaft 
erfolgt. 

Disziplinarrat und Berufungssenat 
der Steirischen Landesjägerschaft 

§5 

(1) Über Disziplinarvergehen entscheidet in erster 
Instanz der Disziplinarrat, in zweiter Instanz der Be­
rufungssenat. 

(2) Mitglieder des Disziplinarrates und des Be­
rufungssenates müssen Mitglieder der Steirischen 
Landesjägerschaft sein. Der Disziplinarrat besteht aus 
einem rechtskundigen Vorsitzenden und zwei Bei­
sitzern, von denen einer dem Stande der Berufsjäger 
angehören muß. Der Berufungssenat besteht aus 
einem rechtskundigen Vorsitzenden und vier Bei­
sitzern, von denen zwei dem Stande der Berufsjäger 
angehören müssen. Im Falle einer Verhinderung eines 
Senatsmitgliedes hat das Ersatzmitglied an dessen 
Stelle zu treten. Die Mitglieder des Disziplinarrates 
und Berufungssenates sind in Ausübung ihres Amtes 
an keine Weisung gebunden. Die Mitgüeder des Diszi­
plinarrates, des Berufungssenates sowie der Diszi-
plinaranwalt sind nach den Bestimmungen der Jäger­
schaftswahlordnung zu wählen. 

(3) Der Disziplinarrat und Berufungssenat werden 
durch ihre Vorsitzenden einberufen. 

(4) Disziplinarrat und Berufungssenat haben mit 
Stimmenmehrheit zu entscheiden. Die Disziplinar­
strafe des dauernden Ausschlusses aus der Steirischen 
Landesjägerschaft kann nur emstimmig verhängt 
werden. Eine Stimmenthaltung ist unzulässig. Der 
Vorsitzende hat seine Stimme zuletzt abzugeben. 

(5) Die Mitglieder des Disziplinarrates und Be­
rufungssenates, deren Ersatzmitgüeder, der Diszi-
plinaranwalt sowie alle übrigen Funktionäre und 
Angestellte der Steirischen Landesjägerschaft sind 
verpflichtet, über die in Ausübung ihrer Funktion zu 
ihrer Kenntnis gelangenden Tatsachen im Disziplinar­
verfahren Stillschweigen zu bewahren, sofern nicht 
das Interesse der Steirischen Landesjägerschaft an der 
Offenlegung dieser Tatsachen das private Interesse an 
Geheimhaltung überwiegt. 

(6) Der Landesjägermeister und seine Stellvertreter 
sind nach rechtskräftigem Abschluß des Verfahrens 
berechtigt, in die Akten über das Disziplinarverfahren 
Einsicht zu nehmen. 

Parteien 
§6 

(1) Parteien im Disziplinarverfahren sind der 
Beschuldigte und der Disziplinaranwalt. 

(2) Der Disziplinaranwalt und sein Stellvertreter 
müssen Mitglieder der Steirischen Landes jägerschaft 
und rechtskundig sein. 

Disziplinaranwalt 
§7 

Der Disziplinaranwalt hat alle ihm zur Kenntnis 
gelangenden Verstöße gegen Jagdvorschriften und 
gröbliche Verletzungen des Ansehens der Jägerschaft 
durch Mitglieder der Steirischen Landesjägerschaft 
mit seinen Anträgen dem Vorsitzenden des Diszi­
plinarrates zu übermitteln. 

Verteidiger 
§8 

Verfahren vor dem Disziplinarrat 
und dem Berufungssenat {-

§10 [ 
Soweit nichts anderes bestimmt ist, sind auf das 

Disziplinarverfahren 
- das AVG 1991 mit Ausnahme der §§ 1 bis 6, 8, 10, 

12, 40 bis 42, 51 bis 53a, 55, 57, 63 Abs. 1, 64 Abs. 2, 
66 Abs. 2, 67 a bis 67 g, 68 und 73 bis 80, 

- das Zustellgesetz mit Ausnahme des § 25 und 
- die §§ 3, 5, 6, 7 und 19 des VStG 1991 anzuwenden. 

Einleitung des Disziplinarverfahrens 
§11 

(1) Der Vorsitzende des Disziplinarrates hat nach 
Einlangen der Disziplinaranzeige den Disziplinarrat 
zur Entscheidung darüber einzuberufen, ob ein Diszi­
plinarverfahren durchzuführen ist. Der Disziplinarrat 
kann die Durchführung von Vorerhebungen 
beschließen, die durch die Kanzlei der Steirischen 
Landesjägerschaft oder den Bezirksjägermeister vor- f 
zunehmen sind. j 

(2) Das Disziplinarverfahren ist mit Bescheid einzu- | 
stellen, wenn sich herausstellt, daß 
a) der Angezeigte die ihm angelastete Standespflicht-

verletzung nicht begangen hat oder 
b) die ihm zur Last gelegte Tat nicht erwiesen werden 

kann oder 
c) keine Standespflichtverletzung darstellt oder 
d) Umstände vorhegen, die die Strafbarkeit oder die 

Verfolgung ausschließen, oder 
e) die Voraussetzungen des Abs. 3 gegeben sind. 

(3) Der Disziplinarrat kann von der Durchführung 
eines Disziplinarverfahrens absehen, wenn 
a) das Verschulden des Angezeigten gering ist, j 
b) bedeutende Folgen aus der Tat nicht entstanden 

sind und 
c) anzunehmen ist, daß die Verhängung einer Diszi­

plinarstrafe nicht erforderlich ist, um das ange­
zeigte Mitglied oder andere Mitglieder der Stei­
rischen Landesjägerschaft von der Begehung wei­
terer Standespflichtverletzungen abzuhalten, oder 
wenn diese Zwecke bereits durch eine rechts­
kräftige gerichtliche oder verwaltungsbehördliche 
Verurteilung erreicht sind. 

(1) Der Beschuldigte kann sich selbst verteidigen 
oder sich durch einen Rechtsanwalt, einen Verteidiger 
in Strafsachen oder ein Mitglied der Steirischen Lan­
desjägerschaft verteidigen lassen. 

(2) Der Verteidiger ist über alle ihm in dieser Eigen­
schaft zur Kenntnis gelangenden Tatsachen zur Ver­
schwiegenheit verpflichtet. 

Zustellungen 
§9 

(1) Zustellungen an Parteien sowie an ihre Vertreter 
haben zu eigenen Händen zu erfolgen. 

(2) Sofern der Beschuldigte vertreten ist, sind sämt­
liche Schriftstücke auch dem Beschuldigten zuzustel­
len. 
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Verhandlung 
§12 

(1) Ist der Sachverhalt ausreichend geklärt, so hat 
der Disziplinarrat die mündliche Verhandlung anzu­
beraumen (Verhandlungsbeschluß) und zu dieser die 
Parteien sowie die in Betracht kommenden Zeugen 
und Sachverständigen zu laden. Die mündliche Ver­
handlung ist so anzuberaumen, daß zwischen ihr und 
der Zustellung des Beschlusses ein Zeitraum von 
mindestens zwei Wochen liegt. In der Ladung ist dem 
Beschuldigten das Vergehen, das ihm zur Last gelegt 
wird, kurz und deutlich zu bezeichnen. In der Ladung 
ist dem Beschuldigten ferner die Zusammensetzung 
des Disziplinarrates bekanntzugeben. Schließlich ist 
der Beschuldigte in der Ladung aufzufordern, die 
seiner Verteidigung dienlichen Beweismittel mitzu­
bringen oder der Behörde so rechtzeitig anzuzeigen, 
daß sie zur Vernehmung noch herbeigeschafft werden 
können. 

(2) Die mündliche Verhandlung ist nicht öffentlich. 
Der Beschuldigte kann jedoch die Durchführung einer 
öffentlichen Verhandlung verlangen. Außerdem kann 
der Beschuldigte ein Mitglied der Steirischen Landes­
jägerschaft als Vertrauensperson beiziehen. Beratun­
gen und Abstimmungen des Disziplinarrates sind 
jedoch vertraulich. 

(3) Die mündliche Verhandlung beginnt mit der 
Verlesung der dem Beschuldigten zur Last gelegten 
Tat, sodann ist der Beschuldigte zu vernehmen. Bei 
Beginn der ersten Vernehmung ist der Beschuldigte 
über Vor- und Familiennamen, Zeit und Ort der 
Geburt, Staatsbürgerschaft, Familienstand, Beschäfti­
gung und Wohnort sowie über die Vermögens-, Ein­
kommens- und Familienverhältnisse zu befragen. Sind 
die Angaben darüber schon in den Akten enthalten, so 
sind sie dem Beschuldigten zur Anerkennung oder 
Richtigstellung vorzuhalten. 

(4) Nach der Vernehmung des Beschuldigten sind 
die Beweise in der vom Vorsitzenden bestimmten 
Reihenfolge aufzunehmen. Die Parteien haben das 
Recht, Beweisanträge zu stellen. Über die Berücksich­
tigung dieser Anträge entscheidet der Vorsitzende. 

(5) Erfordert der Gang der Beweisaufnahme eine 
Unterbrechung der mündlichen Verhandlung, so hat 
darüber der Disziplinarrat nach Beratung zu 
beschließen. 

(6) Nach Aufnahme aller Beweise hat der Vor­
sitzende das Beweisverfahren zu schließen und dem 
Disziplinaranwalt das Wort zu erteüen. Der Diszi­
plinaranwalt hat hierauf die Ergebnisse des Beweis­
verfahrens zusammenzufassen sowie seine Anträge zu 
stellen und zu begründen. 

(7) Sodann ist dem Beschuldigten das Wort zu ertei­
len. Sofern der Disziplinaranwalt hierauf eine Erwide­
rung begehrt, hat der Beschuldigte jedenfalls das 
Schlußwort. 

(8) Nach Schluß der mündlichen Verhandlung zieht 
sich der Disziplinarrat zur vertraulichen Beratung 
zurück. 

(9) Unmittelbar nach dem Beschluß des Senates ist 
das Erkenntnis samt den wesentlichen Gründen 
mündlich zu verkünden und dem Beschuldigten 
Rechtsmittelbelehrung zu erteüen. 

(10) Über die mündliche Verhandlung ist eine vom 
Vorsitzenden und vom Schriftführer zu unterferti­
gende Verhandlungsschrift aufzunehmen. Sie ist vor 

der Beratung des Senates zu verlesen, wenn die 
Parteien nicht darauf verzichtet haben. Wird gegen 
die Aufnahme der Verhandlungsschrift in Kurzschrift 
oder auf Schallträger kein Einwand erhoben, so ist 
dies zulässig. Vor der Beratung des Senates ist die in 
Kurzschrift aufgenommene Verhandlungsschrift zu 
verlesen oder es ist die Aufnahme des Schallträgers 
wiederzugeben, wenn die Parteien nicht darauf ver­
zichtet haben. Aufnahmen in Kurzschrift oder auf 
Schallträger sind spätestens binnen einer Woche in 
Vollschrift zu übertragen. Der Schallträger ist minde­
stens drei Monate ab Übertragung aufzubewahren. 

(11) Einwendungen wegen behaupteter Unvoll-
ständigkeit oder Unrichtigkeit der Verhandlungs­
schrift s ind spätestens unmittelbar nach der Verlesung 
(Wiedergabe) zu erheben. Wenn den Einwendungen 
nicht Rechnung getragen wird, sind diese in die Ver­
handlungsschrift als Nachtrag aufzunehmen. Die Ver­
kündigung des Erkenntnisses gemäß Abs. 12 ist am 
Ende der Verhandlungsschrift zu protokollieren. 

(12) Über die Beratungen des Disziplinarrates ist e in 
Beratungsprotokoll aufzunehmen, das vom Vorsitzen­
den und vom Schriftführer zu unterfertigen ist. 

Vertagung und Unterbrechung 

§ 13 

Der Vorsitzende ist berechtigt, bei Vorliegen beson­
derer Gründe, insbesondere um den Ausgang eines 
gerichtlichen oder verwaltungsbehördlichen Verfah­
rens abzuwarten oder bei Ausscheiden des Beschul­
digten aus der Steirischen Landesjägerschaft, das Dis­
ziplinarverfahren zu unterbrechen oder die mündliche 
Verhandlung zu vertagen. Wurde eine mündliche Ver­
handlung vertagt, so hat der Vorsitzende bei Wieder­
aufnahme der Verhandlung die wesentlichen Ergeb­
nisse der vertagten Verhandlung nach dem Protokoll 
und den sonst zu berücksichtigenden Akten mündlich 
vorzutragen. 

Disziplinarerkenntnis 

§ 14 

(1) Der Disziplinarrat hat bei der Beschlußfassung 
über das Disziplinarerkenntnis nur auf das Rücksicht 
zu nehmen, was in der mündlichen Verhandlung vor­
gekommen ist. 

(2) Der Spruch eines Disziplinarerkenntnisses hat im 
Falle eines Schuldspruches die als erwiesen ange­
nommene Tat, die verhängte Strafe und die ange­
wendete Gesetzesbestimmung zu enthalten. Ferner 
ist im Spruch über allfällige Verfahrenskosten abzu­
sprechen. 

(3) Eine schriftliche Ausfertigung des Disziplinar­
erkenntnisses ist d en Parteien längstens innerhalb von 
vier Wochen zuzustellen. 

Berufung 

§15 

(1) Gegen den Schuldspruch und das Strafausmaß 
können der Beschuldigte und der Disziplinaranwalt, 
gegen die auferlegten Verfahrenskosten kann der 
Beschuldigte und gegen die Einstellung des Diszipli­
narverfahrens der Disziplinaranwalt Berufung an den 
Berufungssenat erheben. 
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(2) Die Berufung ist binnen zwei Wochen nach 
Zustellung des Erkenntnisses des Disziplinarrates 
beim Disziplinarrat der Steirischen Landesjägerschaft 
schriftlich oder telegrafisch einzubringen. 

Berufungsverfahren 
§16 

(1) Für das Verfahren vor dem Berufungssenat gel­
ten die Bestimmungen der §§ 10 bis 14 sinngemäß, 
soweit im folgenden nichts anderes bestimmt ist. Wenn 
die Berufung nicht zurückzuweisen ist oder bereits aus 
der Aktenlage ersichtlich ist, daß der angefochtene 
Bescheid aufzuheben ist, ist eine öffentliche münd­
liche Verhandlung anzuberaumen. Hat gegen die Ein­
stellung des Disziplinarverfahrens ohne vorherige 
mündliche Verhandlung der Disziplinaranwalt Beru­
fung erhoben, kann der Berufungssenat den Bescheid 
ohne Durchführung einer mündlichen Verhandlung 
beheben und die Angelegenheit zur neuerlichen Ent­
scheidung an den Disziplinarrat zurückverweisen. 

(2) Die Öffentlichkeit darf von der Verhandlung nur 
ausgeschlossen werden, wenn dies aus dem Grund der 
Wahrung von Geschäfts? und Betriebsgeheimnissen 
sowie im Interesse des Privatlebens einer Partei oder 
von Zeugen geboten ist. 

(3) Wenn in der Berufung ausdrücklich nur eine 
unrichtige rechtliche Beurteilung behauptet wird oder 
sich die Berufung nur gegen die Kosten oder die Höhe 
der Strafe richtet, ist eine Verhandlung nur dann anzu­
beraumen, wenn dies in der Berufung ausdrücklich 
verlangt wurde. 

(4) Von der Verhandlung kann abgesehen werden, 
wenn die Parteien ausdrücklich darauf verzichten. Ein 
solcher Verzicht kann bis zum Beginn der Verhand­
lung erfolgen. 

(5) Die Parteien sind so rechtzeitig zur Verhandlung 
zu laden, daß ihnen von der Zustellung der Ladung an 
mindestens zwei Wochen zur Vorbereitung zur Ver­
fügung stehen. 

(6) Auf Grund einer nur vom Beschuldigten erhobe­
nen Berufung darf das Disziplinarerkenntnis nicht zu 
seinen Ungunsten abgeändert werden. 

Wiederaufnahme des Verfahrens, 
Wiedereinsetzung in den vorigen Stand 

§17 

(1) § 69 Abs. 2 und 3 des Allgemeinen Verwaltungs­
verfahrensgesetzes 1991 - AVG - ist mit der Maßgabe 
anzuwenden, daß die mit drei Jahren festgesetzten 
Fristen im Disziplinarverfahren fünf Jahre betragen. 

(2) Durch die Verfügung der Wiederaufnahme des 
Verfahrens und die Bewilligung der Wiedereinsetzung 
in den vorigen Stand wird das frühere Erkenntnis nicht 
aufgehoben. 

Kosten 
§18 

(1) Die Kosten des Verfahrens einschließlich der 
Reisegebühren und der Gebühren für Dohnetscher, 
Sachverständige und Zeugen sind von der Steirischen 
Landesjägerschaft zu tragen, wenn das Verfahren ein­
gestellt wird. Die Kosten des Berufungsverfahrens 
sind dem Berufungswerber nicht aufzuerlegen, wenn 
der Berufung auch nur teilweise Folge gegeben wird. 

(2) Wird vom Disziplinarrat eine Disziplinarstrafe 
verhängt, so ist im Erkenntnis auszusprechen, ob und 
inwieweit er mit Rücksicht auf den von ihm verursach­
ten Verfahrensaufwand die Kosten des Verfahrens zu 
ersetzen hat. Die aus der Beiziehung eines Vertei­
digers erwachsenen Kosten hat in allen Fällen der 
Beschuldigte selbst zu tragen. 

(3) Die Verfahrenskosten sind vom Disziplinarrat 
bzw. dem Berufungssenat in der Form von Pauschal­
kosten festzusetzen, welche auch die anerlaufenen 
Zeugengebühren, die Sachverständigengebühren 
sowie die Kosten der Veröffentlichung rechtskräftiger 
Disziplinarerkenntnisse beinhalten. Diese Pauschal­
kosten dürfen S 10.000,- nicht übersteigen. 

(4) Hinsichtlich der Gebühren der Dolmetscher und 
Sachverständigen ist das Gebührenanspruchsgesetz 
1975, BGBl. Nr. 136, sinngemäß anzuwenden. 

(5) Wird dem Antrag des Verurteüten auf Wieder­
aufnahme des Verfahrens nicht stattgegeben, so 
gelten hinsichtlich der Verpflichtung zur Tragung der 
Verfahrenskosten sinngemäß die vorhergehenden 
Bestimmungen. 

(6) Bei der Bemessung der Pauschalkosten sind der 
Umfang des Disziplinarverfahrens, das Ausmaß der 
der Steirischen Landesjägerschaft aus dem Verfahren 
erwachsenen Kosten sowie das Vermögen, das Ein­
kommen und die anderen für die wirtschaftliche 
Leistungsfähigkeit des Verpflichteten maßgebenden 
Umstände zu berücksichtigen. Von der Eintreibung 
der Kosten ist abzusehen, wenn mit Grund angenom­
men werden kann, daß dies erfolglos wäre. 

Vollstreckung und Veröffentlichung 
der Erkenntnisse 

§19 
(1) Der Vorsitzende des Disziplinarrates hat nach 

Rechtskraft des Disziplinarerkenntnisses den Vollzug 
der Disziplinarstrafe zu veranlassen. 

(2) Die Strafen sind ab Rechtskraft des Disziplinar­
erkenntnisses in einem Standesausweis bei der Stei­
rischen Landes]ägerschaft evident zu halten. Solange 
die Eintragung besteht, ist die Abschrift des Erkennt­
nisses aufzubewahren. 

(3) Die Geldbuße und die Verfahrenskosten sind 
innerhalb von vier Wochen nach Rechtskraft des 
Erkenntnisses vom Bestraften bei der Steirischen Lan­
desjägerschaft in Graz zu erlegen. 

(4) Bei Nichteinhaltung der Erlagsfrist kann an die 
für den Ersatzpflichtigen zuständige Bezirksverwal­
tungsbehörde das Ersuchen um Einbringung der Geld­
buße und der Kosten gestellt werden. 

(5) Bei der Hereinbringung der Geldbuße ist auf die 
persönlichen Verhältnisse und die wirtschaftliche Lei­
stungsfähigkeit des Bestraften Bedacht zu nehmen. 

(6) Der Disziplinarrat darf die Abstattung einer 
Geldbuße in höchstens zwölf Monatsraten bewilligen. 

(7) Rechtskräftige Erkenntnisse, mit denen auf Geld­
buße, zeitlichen oder dauernden Ausschluß aus der 
Steirischen Landesjägerschaft erkannt wurde, können 
in allen österreichischen Jagdzeitschriften verlautbart 
werden und sind der zuständigen Bezirksverwaltungs­
behörde bekanntzugeben. 

(8) Die Veröffentlichung rechtskräftiger Erkennt­
nisse hat die Bezeichnung des Erkenntnisses mit 
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Datum, Namen und Geburtsdatum des Beschuldigten, 
eine kurze Bezeichnung des Sachverhaltes, wegen 
welchem der Beschuldigte verurteüt wurde, sowie die 
Strafe zu enthalten. 

(9) Die eingegangenen Geldbußen sind für Zwecke 
der Steirischen Landesjägerschaft zu verwenden. 

Personal- und Sachaufwand 
§20 

(1) Für die Sacherfordernisse der Senate und für die 
Besorgung ihrer Kanzleigeschäfte hat die Steirische 
Landesjägerschaft aufzukommen. 

(2) Von der Kanzlei der Steirischen Landesjäger­
schaft ist für die Verhandlungen vor dem Disziplinar-
rat und dem Berufungssenat ein geeigneter Schrift­
führer beizustellen. 

Anzeigepflicht bei Übertretungen 
§21 

Bezirksjägermeister und Hegemeister sowie das 
Jagdschutzpersonal sind verpflichtet, wahrgenom-

Patientenvertretung 
(Patientenombuds-
mann/-frau). 
(Einl.-Zahl 45/5, 
Beilage Nr. 19) 
(12-18 Pa 1/63-1992) 

Gesetz vom über die Patienten­
vertretung (Patientenombudsmann/-frau) 

Der Steiermärkische Landtag hat beschlossen: 

§1 
Patientenvertretung 

(1) Zur Entgegennahme von Anregungen, Abgabe 
von Informationen und Empfehlungen, soweit nicht 
eine gesetzliche Verschwiegenheitspflicht entgegen­
steht, und umfassenden Beratung aller Patienten in 
den Landeskrankenanstalten sowie zur Entgegen-

mene Übertretungen der jagdrechtlichen Vorschriften 
dem Disziplinaranwalt anzuzeigen. 

Schluß- und Übergangsbestimmungen 
§22 

(1) Dieses Gesetz tritt mit dem seiner Kundmachung 
folgenden Tag in Kraft. 

(2) Gleichzeitig treten § 48 und der Klammeraus­
druck im § 41 Abs. 1 lit. k des Steiermärkischen Jagd­
gesetzes 1986, LGB1. Nr. 23, zuletzt in der Fassung 
LGB1. Nr. 71/1991, außer Kraft. 

(3) Dieses Gesetz ist nur auf Disziplinarvergehen 
anzuwenden, die nach Inkrafttreten dieses Gesetzes 
begangen wurden. Für Disziplinarvergehen, die vor 
dem Inkrafttreten begangen wurden, gut weiter die 
Rechtslage nach Abs. 2. 

(4) Die Jägerschaftswahlordnung kann hinsichtlich 
der Wahl der Vorsitzenden und der Mitglieder des 
Disziplinarrates bzw. des Berufungssenates sowie des 
Disziplinaranwaltes bereits vor Inkrafttreten, nicht 
jedoch vor der Beschlußfassung dieses Gesetzes 
beschlossen werden. 

nähme und Aufklärung von Beschwerden von Patien­
ten, deren Angehörigen bzw. gesetzlichen Vertretern 
über die Behandlung oder die Betreuung in Landes­
krankenanstalten wird eine Patientenvertretung unter 
der Leitung eines Patientenombudsmannes oder einer 
Patientenombudsfrau eingerichtet. 

(2) Der/Die Patientenombudsmann/-frau hat die 
Patienten, die sich an ihn/sie wenden, zu beraten 
und ihnen alle Informationen weiterzugeben, soweit 
nicht eine gesetzliche Verschwiegenheitspflicht ent­
gegensteht. 

(3) Bei Wahrnehmung oder Vermutung von Miß­
ständen in der öffentlichen Verwaltung hat der/die 

PatientenomDudsmann/-
frau, 
Einsetzung in der 
Steiermark. 
(Einl.-Zahl 14/5) 
(12-18 Pa 1/61-1992) 

Patientenanwaltschaft, 
Ergebnis des 
allgemeinen Begut-
achtunasveriahrens. 
(Einl.-Zahl 45/4) 
(12-18 Pa 1/62-1992) 

180. 
Der Bericht der Steiermärkischen Landesregierung 

zum Antrag der Abgeordneten Dr. Bachmaier-Gel-
tewa, Dörflinger, Mag. Erlitz, Dr. Flecker, Gennaro, 
Dipl.-Ing. Getzinger, Glaser, Dipl.-Ing. Grabner, Heibl, 
Monika Kaufmann, Dr. Klauser, Minder, Günther 
Prutsch, Schleich, Schrittwieser, Tilzer, Trampusch, 
Ussar, Vollmann und Dr. Wabl, betreffend die Ein­
setzung eines/einer Patientenombudsmannes/-frau in 
der Steiermark, wird zur Kenntnis genommen. 

181. 

Der Bericht der Steiermärkischen Landesregierung 
über das Ergebnis des allgemeinen Begutachtungsver­
fahrens gemäß § 13 des Steiermärkischen Volksrechte­
gesetzes 1986 hinsichtlich des Antrages der Abgeord­
neten Dr. Hirschmann, Bacher, Dr. Grabensberger und 
Dr. Karisch, betreffend die Erlassung eines Gesetzes 
über die Patientenanwaltschaft, wird zur Kenntnis 
genommen. 

182. 
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Patientenombudsmann/-frau damit die Volksanwalt­
schaft zu befassen. 

(4) (Verfassungsbestimmung) Der/Die Patienten-
ombudsmann/-frau ist bei seiner/ihrer Tätigkeit an 
keine Weisungen gebunden. 

(5) Das Land als Träger von Privatrechten hat dafür 
Sorge zu tragen, daß der Rechtsträger der Landes­
krankenanstalten (Steiermärkische Krankenanstalten­
ges, m. b. H.) die Patientenvertretung in ihrer Tätigkeit 
unterstützt und ihr alle zur Erfüllung ihrer Tätigkeit, 
erforderlichen Informationen gibt. 

(6) Alle Organe und Dienststellen des Landes haben 
die Tätigkeit der Patientenvertretung zu unterstützen 
und ihr die zur Erfüllung ihrer Tätigkeit erforderlichen 
Informationen zu geben. 

(2) Die Stelle des/der Patientenombudsmannes/ 
-frau ist von der Landesregierung öffentlich auszu­
schreiben. 

(3) Voraussetzung für die Funktion als Patienten-
ombudsmann bzw. -frau sind Kenntnisse der Grund­
lagen des Gesundheitswesens sowie der organisato­
rischen, wirtschaftlichen und rechtlichen Belange von 
Krankenanstalten und praktische Erfahrung im 
Gesundheits- bzw. Krankenanstaltenwesen. 

(4) Die Rechtsbeziehungen der Mitglieder der 
Patientenvertretung zum Land sind vertraglich zu 
regeln. 

(5) Zur Besorgung ihrer Geschäfte kann sich die 
Patientenvertretung des Amtes der Landesregierung 
als Hilfsapparat bedienen. 

§2 
Die Tätigkeit der Patientenvertretung kann durch 

Verträge auch auf andere Krankenanstalten erstreckt 
werden. 

§3 
Bestellung, Funktion und Organisation 

(1) Der/Die Patientenornbudsmann/-frau wird von 
der Landesregierung über Vorschlag des für Kranken­
anstaltenangelegenheiten zuständigen Mitgliedes der 
Landesregierung auf die Funktionsdauer von jeweils 
3 Jahren bestellt. 

§4 
Tätigkeitsbericht 

Der/Die Patientenombudsmann/-frau hat jährlich 
einen Bericht über seine/ihre Tätigkeit und die hiebei 
gesammelten Erfahrungen zu verfassen und der Lan­
desregierung vorzulegen. 

§5 
Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt mit dem auf die Kundmachung 
folgenden Monatsersten in Kraft. 

Unfallverhütung im 
Kindesalter, 
Stiftung eines 
steirischen Landes­
preises. 
(Einl.-Zahl 101/5) 
(GW-12.0-7/92-21) 

183. 

Der Bericht der Steiermärkischen Landesregierung 
zum Antrag der Abgeordneten Dr. Lopatka, Pußwald, 
Dr. Maitz und Majcen, betreffend die Stiftung eines 
steirischen Landespreises für besondere Leistungen 
für Unfallverhütung im Kindesalter, wird zur Kenntnis 
genommen. 

Osteoporose. 
Maßnahme der 
Prophylaxe. 
(Einl.-Zahl 153/4) 
(GW-12.0-7/92-20) 

184. 

Der Bericht der Steiermärkischen Landesregie­
rung zum Antrag der Abgeordneten Dr. Karisch, 
Dr. Grabensberger, Bacher und Beutl, betreffend 
Maßnahmen der Prophylaxe zur Osteoporose, ins­
besondere einer breiten Aufklärung der Bevölkerung 
und der Sicherstellung einer flächendeckenden Früh­
erkennung, wird zur Kenntnis genommen. 

Zahnprophylaxehelferin, 
Ausbildung. 
(Einl. -Zahl 271/4) 
(GW-12.0-31/92-10) 185. 

Der Bericht der Steiermärkischen Landesregierung 
zum Antrag der Abgeordneten Dr. Grabensberger, 
Pußwald, Bacher und Monika Kaufmann, betreffend 
die Ausbildung einer Zahnprophylaxehelferin, wird 
zur Kenntnis genommen. 
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Knittelfeld, 
Einbeziehung in das 
Regionalentwicklungs-
konzept. 
(Einl.-Zahl 342/3) 
(LBD-LRP 42.B 09-1992) 

186. 

Der Bericht der Steiermärkischen Landesregierung 
zum Antrag der Abgeordneten Pußwald, Grülitsch, 
Dr. Lopatka und Bacher, betreffend die Einbeziehung 
des politischen Bezirkes Knittelfeld in das von der 
Fachabteilung I b durchgeführte Regionalentwick-
lungskonzept, wird zur Kenntnis genommen. 

Gebühren von Totalisateur-
und Buchmacherwetten 
sowie Maßnahmen zur 
Unterdrückung des 
Winkelwettwesens. 
(Einl.-Zahl 401/1, 
Beilage Nr. 24) 
(2-257 Allg. 2-92/11) 

187. 

Gesetz vom , mit dem das 
Gesetz betreffend Gebühren von Totalisateur-
und Buchmacherwetten sowie Maßnahmen zur 
Unterdrückung des Winkelwettwesens geändert 

wird 

Der Steiermärkische Landtag hat beschlossen: 

Artikel I 

Das Gesetz betreffend Gebühren von Totalisateur-
und Buchmacherwetten sowie Maßnahmen zur Unter­
drückung des Winkelwettwesens, StGBl. Nr. 388/1919, 
in der Fassung StGBl. Nr. 193/1920, wird wie folgt 
geändert: 

§ 12 entfällt. 

Art ikeln 

Dieses Gesetz tritt gleichzeitig mit dem Abkommen 
über den Europäischen Wirtschaftsraum in Kraft. 

Lärmschutzmaßnahmen in 
den von Fluglärm be­
troffenen Gemeinden, 
Gewährung von Wohn-
bauförderungsmitteln. 
(Einl.-Zahl 29/6) 
(14-05 L 2-92) 

Sonderwohnbauprogramm. 
(Einl.-Zahl 67/4) 
(14-05 L 2-1992) 

188. 

Der Bericht der Steiermärkischen Landesregierung 
zum Antrag der Abgeordneten Dipl.-Ing. Grabner, 
Kanape, Minder, Gennaro und Genossen, betreffend 
die Gewährung von Wohnbauförderungsmitteln für 
bauliche Lärmschutzmaßnahmen in den von Fluglärm 
betroffenen Gemeinden, wird zur Kenntnis genom­
men. 

189. 

Der Bericht der Steiermärkischen Landesregierung 
zum Antrag der Abgeordneten Kanduth, Beutl, 
Ing. Locker und Riebenbauer, betreffend das Sonder­
wohnbauprogramm, wird zur Kenntnis genommen. 

Hauptschulen und 
allgemeinbildende 
höhere Schulen, 
Senkung der Wochen­
stundenzahl. 
(Einl.-Zahl 174/5) 
(13-La 280/5-1992) 

190. 

Der Bericht der Steiermärkischen Landesregierung 
zum Antrag der Abgeordneten Dr. Karisch, Frieß, 
Pußwald und Schützenhöfer, betreffend eine Senkung 
der Wochenstundenzahl für die Schüler der 5. und 
6. Schulstufe in Hauptschulen und allgemeinbilden­
den höheren Schulen, wird zur Kenntnis genommen. 
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Schulklassen, 
Ausstattung mit 
Möbeln zur 
Vermeidung von 
Haltungsschäden. 
(Einl.-Zahl 261/3) 
(13-367 La 283/2-1992) 

191. 

Der Bericht der Steiermärkischen Landesregierung 
zum Antrag der Abgeordneten Pußwaid, Frieß, 
Dr. Grabensberger und Alfred Prutsch, betreffend 
kindergerechte und körpergerechte Ausstattung von 
Schulklassen mit Möbeln, die Haltungsschäden' ver­
meiden, wird zur Kenntnis genommen. 

Famüienbesteuerung, 
Reform. 
(Einl.-Zahl 193/3) 
(Mündl. Bericht Nr. 14) 
(10-24 La 84/50-92) 

192. 

Der Bericht der Steiermärkischen Landesregierung 
zum Antrag der Abgeordneten Beutl, Dr. Karisch, 
Frieß, Pußwaid und Schützenhöfer, betreffend die 
Reform der Famüienbesteuerung bzw. Beseitigung 
von Ungerechtigkeiten, wird zur Kenntnis genommen. 

Integration von behinderten 
Kindern. 
(Einl.-Zahl 230/11) 
(13-367 La 291/3-1992) 

193. 

Der Bericht der Steiermärkischen Landesregierung 
zum Beschluß Nr. 61 des Steiermärkischen Landtages 
vom 10. April 1992 über den Antrag der Abgeordneten 
Pußwaid, Frieß, Dörflinger, Kanape und Bleckmann, 
betreffend die Integration von behinderten Kindern, 
wird zur Kenntnis genommen. 

Ausbau der B 115. 
(Einl.-Zahl 148/4) 
(LBD-IIa 11 L 1-90/87) 194. 

Der Bericht der Steiermärkischen Landesregierung 
zum Antrag der Abgeordneten Tilzer, Monika Kauf­
mann, Dr. Flecker, Schrittwieser, Ussar und Genossen, 
betreffend den Ausbau der B 115, wird zur Kenntnis 
genommen. 

Hauser Kaibling -
Reiteralm, 
Verbindung der 
Schiberge durch 
Aufstiegshilfen. 
(Einl.-Zahl 253/3) 
(10-23 Ha 34/208-92) 

195. 

Der Bericht der Steiermärkischen Landesregierung 
zum Antrag der Abgeordneten Dr. Flecker, Dörflinger, 
Dipl.-Ing. Grabner und Tilzer, betreffend die Ver­
bindung der Schiberge am Hauser Kaibling bis zur 
Reiteralm durch Aufstiegshilfen, wird zur Kenntnis 
genommen. 
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Podgrad, 
Absiedelung des Mast-
und Zuchtschweine­
bestandes. 
(Einl.-Zahl 382/1) 
(WF-13 Po 6/92-13) 

196. 
Es wird genehmigt, daß 

, der Steirischen Beteiligungsfinanzierungs-Gesell­
schaft m. b. H. in Graz zur teilweisen Finanzierung 
von Investitionen in Slowenien im Zuge der Ab­
siedelung des Mast- bzw. allenfalls auch des Zucht­
schweinebestandes in Podgrad treuhändig Förde­
rungsmittel in Höhe von 30 Millionen Schilling in 
fünf Jahrestranchen ä 6 Millionen Schilling, begin­
nend ab 1991, zur darlehens- bzw. beteiligungs­
weisen Weitergabe an eine von Slowenien für 
diesen Zweck namhaft zu machenden Institution 
gewährt wird. Dieses Darlehens- bzw. Beteili­
gungskapital soll in den ersten fünf Jahren 
tilgungsfrei mit einprozentiger Verzinsung p. a., ab 
dem 6. Jahr zu dreiprozentiger Verzinsung p. a. bei 
einer Laufzeit von insgesamt 15 Jahren ausgestattet 
sein. Dieses Darlehens- bzw. Beteiligungskapital ist 
jedenfalls am 31. Dezember 2007 fällig. 

Das gegenständliche Darlehens- bzw. Beteiligungs­
kapital ist durch eine Bürge- und Zahlerhaftung 
gemäß § 1357 ABGB der Republik Slowenien zu 
besichern, wobei die Repubük Slowenien diese 
Haftung durch eine Bankgarantie gleicher Qualität 
eines slowenischen Kredit- und Bankinstitutes zu 
transformieren hat, um, falls erforderlich, einen ein­
facheren, kommerziell üblichen Einbringungsvor­
gang sicherzustellen. 

Die Steirische Beteiligungsfinanzierungs-Gesell­
schaft m. b. H. ihrerseits ist verpflichtet, die Zinsen-
und Darlehens- bzw. Beteiligungsrückflüsse nur 
nach Maßgabe ihres Einlangens dem Land Steier­
mark verfügbar zu machen; 

. die im Gegenstande vorgesehenen Förderungs­
mittel in Höhe von 30 Millionen Schilling je zur 
Hälfte aus dem Wirtschaftsförderungs- und dem 
Umweltschutzressort zu bestreiten sind; 

. der Text des gemäß Artikel 16 B-VG abzuschließen­
den Staatsvertrages zwischen dem Land Steiermark 
und der Republik Slowenien zur Kenntnis genom­
men wird. 

Landesbedienstete, 
Erwerb von Landes­
mietwohnungen. 
(Einl.-Zahl 173/4) 
(Mündl. Bericht Nr. 15) 
(LV-20 L 2/94-1992) 

197. 
1. Der Bericht der Steiermärkischen Landesregierung 

zum Antrag der Abgeordneten Dr. Karisch, Kan-
duth, Dr. Hirschmann und Schützenhöfer, betref­
fend den Erwerb von Landesmietwohnungen durch 
darin wohnende Landesbedienstete, wird zur 
Kenntnis genommen. 

2. Der Abverkauf von Landeswohnungen (Wohnun­
gen in Baurechtsgebäuden, in Altgebäuden sowie 
einzelne Eigentumswohnungen) nach den im 
Bericht der Steiermärkischen Landesregierung 
festgelegten Grundsätzen an die Mieter, wird ge­
nehmigt. 

3. Die Steiermärkische Landesregierung wird ermäch­
tigt, diese Wohnungsabverkäufe nach den im 
Bericht festgelegten Grundsätzen in der laufenden 
Legislaturperiode durchzuführen und dem Steier­
märkischen Landtag im nachhinein jährlich einen 
Bericht über die erfolgten Abverkäufe vorzulegen. 
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15. Sitzung am 24. November 1992 
(Beschlüsse Nr. 198 bis 221) 

Ennstal-Schnellstraße 
im Bereich 
Liezen-Stainach. 
(Einl.-Zahl 156/3) 
(Präs-29.00-68/92-19) 198. • 

Der Bericht der Steiermärkischen Landesregierung 
zum Antrag der Abgeordneten Dipl.-Ing. Vesko, Weil­
harter, Peinhaupt und Bleckmann, betreffend die 
Überprüfung der allfälligen Rechtswidrigkeiten der 
§ 4-Verordnung des Bundesministers für wirtschaft­
liche Angelegenheiten bezüglich der S 8, Ennstal-
Schnellstraße, im Bereich Liezen-Stainach, wird zur 
Kenntnis genommen. 

Bundesstraße 146. 
(Beschlußantrag zu 
Einl.-Zahl 156/3) 
(LBD-12.12-93/92-1) 199. 

Die Steiermärkische Landesregierung wird aufge­
fordert sicherzustellen, daß die B 146 als ennsnaher 
Neubau westlich von Trautenfels nicht mehr fortge­
setzt wird. 

) 

Wohnbauförderungsgesetz-
novelle 1992. 
(Einl.-Zahl 402/2, 
Beilage Nr. 28) 
(14-11 W 15-1992) 200. 

Gesetz v om , mit dem 
das Steiermärkische Wohnbauförderungsgesetz 
1989 geändert w ird (Wohnbauförderungs-

gese tznove l l e 1992) 

Der Steiermärkische Landtag hat beschlossen: 

Das Gesetz vom 20. Juni 1989, LGBl. Nr. 77, über die 
Förderung der Errichtung und Sanierung von Wohn­
häusern, Wohnungen und Wohnheimen sowie son­
stiger damit im Zusammenhang stehender Maß­
nahmen (Steiemiärkisches Wohnbauförderungsgesetz 
1989) wird wie folgt geändert: 

Artikel I 

1. Das Inhaltsverzeichnis lautet: 

„Inhaltsverzeichnis 

I. Hauptstück 
Allgemeine Bestimmungen 

§ 1 Gegenstand 
§ 2 Begriffsbestimmungen 
§ 3 Grundsätze der Förderung 
§ 3 a Zulässigkeit der Förderung 
§ 4 Förderungsmittel 

IL Hauptstück 

Förderung der Errichtung von Wohnungen, 
Wohnheimen und Eigenheimen 

5 Förderungsvoraussetzungen 
6 Gesamtbaukosten 
7 Förderungswerber 
8 Übertragung in Wohnungseigentum und Ver­

mietung von geförderten Wohnungen 
9 Art der Förderung 

10 Förderung der Errichtung von Eigentums- und 
Mietwohnungen sowie Wohnheimen 

§ 10 a Ermittlung der Förderungshöhe bei Eigen­
heimen 

§ 11 Förderungsdarlehen 
§ 12 Sicherstellung des Förderungsdarlehens 
§ 13 Kündigung des Förderungsdarlehens 
§ 14 Annuitäten- und Zinsenzuschüsse 
§ 15 Förderungsbeiträge 
§ 16 Bürgschaft 
§ 17 Wohnbeihilfe 
§ 18 Wohnungsaufwand für die Berechnung der 

Wohnbeihilfe 
§ 19 Berechnung der Wohnbeihilfe 
§ 20 Dauer und Beendigung der Wohnbeihilfe, 

Melde- und Rückzahlungsverpflichtung 
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§ 2 1 
§ 2 2 

III. Hauptstück 
Förderung des Ersterwerbes von 

Eigentumswohnungen 

Förderungsvoraussetzungen 
Erteilung der Zustimmung 

§54 
§ 55 

VIII. Hauptstück 
Schlußbestimmungen 

Inkrafttreten und Außerkrafttreten 
Übergangsbestimmungen." 

2. § 1 Abs. 2 entfäUt. 

IV. Häuptstück 
Förderung der Sanierung von Wohnhäusern, 

Wohnungen und Wohnheimen 

§ 23 Förderungsvoraussetzungen 
§ 24 Sanierungsmaßnahmen 
§ 25 Förderungswerber 
§ 26 Art der Förderung . . 
§ 27 Förderungsdarlehen 
§ 28 Annuitäten- und Zinsenzuschüsse 
§ 29 Förderungsbeiträge 
§ 30 Bürgschaft 
§ 31 Wohnbeihilfe 
§ 32 Wohnungsaufwand für die Berechnung der 

Wohnbeihilfe 
§ 33 Wohnbeihilfe bei Sanierung eines geförderten 

Gebäudes 

3. § 1 Abs. 3 erhält die Bezeichnung „Abs. 2" und 
lautet: 

„(2) Auf die Gewährung einer Förderung besteht 
mit Ausnahme der Wohnbeihilfe kein Rechtsanspruch. 
Mit der Erteilung der Förderungszusicherung erwirbt 
der Förderungswerber einen im ordentlichen Rechts­
weg durchsetzbaren Rechtsanspruch auf Förderung in 
der zugesicherten Höhe und Art." 

4. § 2 Z. 1 lautet: 

, 1 . als Wohnung eine zur ganzjährigen Bewohnung 
geeignete, baulich in sich abgeschlossene, normal 
ausgestattete Wohnung, deren Nutzfläche nicht 
weniger als 30 m2 und mit Ausnahme der Eigen­
heime nicht mehr als 150 m2 beträgt;" 

V. Hauptstück 
Förderung des Wohnungserwerbes im Rahmen der 

Hausstandsgründung von Jungfamilien 

§ 35 Förderungsvoraussetzungen 
§ 36 Förderungswerber 
§ 37 Art der Förderung 
§ 38 Zinsenzuschüsse 
§ 39 Bürgschaft 

VI. Hauptstück 
Förderung von Maßnahmen im Zusammenhang mit 
der Schaffung oder Verbesserung der Wohnversor­
gung, der Ortserneuerung oder Wohnumfeldverbes­

serung 

§ 40 Gegenstand und Förderungswerber 
§ 41 Art der Förderung 
§ 42 Förderungsdarlehen 
§ 43 Annuitäten- und Zinsenzuschüsse 
§ 44 Förderungsbeiträge 

VII. Hauptstück 
Verfahrensbestimmungen, Mietzinsbildung, 
Verfügungs- und Eigentumsbeschränkungen 

§ 45 Ansuchen 
§ 46 Nächweis des Einkommens 
§ 47 Erledigung der Ansuchen 
§ 48 Ermittlung, Verarbeitung und Übermittlung 

von Daten 
§ 49 Bauführung 
§ 50 Endabrechnung 
§ 5 1 Mietzinsbildung bei Neubauten 
§ 52 Mietzinsbildung bei Sanierungen 
§ 53 Eigentumsbeschränkungen 

5. § 2 Z. 2 entfällt. 

6. § 2 Z. 3 lautet: 

3. als geförderte Wohnung eine Wohnung, für die 
- rückzahlbare Förderungen noch nicht vollstän­

dig zurückbezahlt sind, 
- Zuschüsse noch geleistet werden, 
- nicht rückzahlbare Förderungsbeiträge vor 

weniger als 25 Jahren geleistet wurden oder 
- eine vom Land Steiermark übernommene Bürg­

schaft noch nicht erloschen ist;" 

7. § 2 Z. 4 lautet: 

„4. als Eigenheim ein Gebäude mit einer Wohnung 
1 oder zwei Wohnungen, von denen eine zur Be­

nützung durch den Eigentümer bestimmt ist." 

8. Im § 2 Z. 5 entfällt der Klammerausdruck; dem § 2 
Z. 6 wird angefügt: 

„die Verwendung von Tropenhölzern ist ausgeschlos­
sen; " 

9. § 2 Z. 12 lautet: 

„12. als begünstigte Person eine Person, 
a) die volljährig ist; 
b) deren jährliches Einkommen (Familienein­

kommen) 
- bei Mietwohnungen S 250.000-, 
- bei Eigentumswohnungen und Eigenhei­

men S 300.000,-, 
- bei Förderungen gemäß § 21 S 350 .000-
nicht überschreitet. Diese Beträge erhöhen 
sich für die zweite im Haushalt lebende nahe-
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stehende Person um 50 %, für jede weitere 
derartige Person um S 50.000,-. 
Diese Beträge können entsprechend den 
Änderungen des vom Österreichischen Stati­
stischen Zentralamt monatlich verlautbarten 
Verbraucherpreisindex 1986 oder eines an 
seine Stelle getretenen Index verändert 
werden. Die Landesregierung hat Änderun­
gen der Beträge im Landesgesetzblatt zu ver­
lautbaren; 

c) die sich verpflichtet, ausschließlich die geför­
derte Wohnung zur Befriedigung ihres drin­
genden Wohnbedürfnisses regelmäßig, und 
zwar nur zu Wohnzwecken, zu verwenden, 
und 

d) die sich verpflichtet, ihre Rechte an einer bis­
her zur Befriedigung ihres dringenden Wohn­
bedürfnisses regelmäßig verwendeten Woh­
nung binnen sechs Monaten nach Bezug 
der geförderten Wohnung aufzugeben. Aus­
nahmen sind mit Zustimmung des Landes nur 
dann zulässig, wenn sie die bisherige Woh­
nung aus beruflichen Gründen für sich selbst 
dringend benötigt oder wenn Verwandte in 
gerader Linie diese Wohnung zur Befriedi­
gung ihres dringenden Wohnbedürfnisses 
regelmäßig verwenden;" 

10. § 3 Abs. 1, 2 und 3 lauten: 

„(1) Förderungswürdig sind nur Maßnahmen, die 
mit den Bestimmungen des Steiermärkischen Raum­
ordnungsgesetzes 1974 und der auf Grund des 
genannten Gesetzes erlassenen Entwicklungspro­
gramme, insbesondere des Entwicklungsprogrammes 
für das Wohnungswesen, LGB1. Nr. 61/1987, in der 
jeweils geltenden Fassung, übereinstimmen. Bei den 
zu fördernden Maßnahmen ist auf die Energie­
einsparung, effiziente Energienutzung, Verwendung 
emeuerbarer Energieträger, Baubiologie und Ressour­
censchonung Bedacht zu nehmen. In diesem Sinne 
kann die Landesregierung zur Sicherung von Trink­
wasservorräten mit Verordnung auch eine getrennte 
Leitungsführung für Trink- und Brauchwasser vor­
schreiben. 

(2) Ein Vorhaben darf grundsätzlich nur gefördert 
werden, wenn 
- es in normaler Ausstattung (§ 2 Z. 6) errichtet wird, 
- seine Wirtschaftlichkeit gegeben ist, 
- die Finanzierung gesichert ist und 
- die Wohnungsvergabe in nachvollziehbarer Form 

erfolgt, wobei soziale Kriterien entsprechend zu 
berücksichtigen sind und bei Mietwohnungen die 
Gemeinde einzubeziehen ist. 

(3) Förderungen sollen grundsätzlich unter der Vor­
aussetzung einer wertgesicherten Rückzahlung ge­
währt werden" 

11. Dem § 3 wird folgender § 3a angefügt: 
„§3a 

Zulässigkeit der Förderung 

(2) Unter Berücksichtigung des Wohnungsbedarfes 
und der zur Verfügung stehenden Mittel sind von der 
Landesregierung räumlich und zeitlich gegliederte 
Förderungsprogramme zu erlassen." 

12. § 4 Abs. 1 Z. 2 lautet: 

„2. Leistungen des Landes Steiermark nach Maß­
gabe der im jeweiligen Landesvoranschlag ent­
sprechend dem Bedarf vorgesehenen Mittel." 

13. In § 4 Abs. 1 Z. 3 wird nach dem Wort „Rück­
flüsse" der Klammerausdruck „(Tilgung und ab 
1. Jänner 1994 Verzinsung)" eingefügt. 

14. § 4 Abs. 1 Z. 4 entfällt. 

15. § 4 Abs. 2 lautet: 

„(2) Die Mittel gemäß Abs. 1 und die Forderungen 
aus gewährten Wohnbauförderungsdarlehen und son­
stigen rückzahlbaren Förderungen dürfen nur für die 
Wohnbauförderung verwendet werden. Diese Mittel 
sind von der Landesregierung auf einem gesonderten 
Konto zu führen sowie bestmöglich zu verzinsen und 
zu bewirtschaften." 

16. Der Titel des II. Hauptstückes lautet: 
„Förderung der Errichtung von Wohnungen, 

Wohnheimen und Eigenheimen" 

17. § 5 Abs. 1 Z. 10 lautet: 
„10. die Grundkosten und die außerhalb des Bau­

grundstückes anfallenden Aufschließungs-
kosten, außer bei Errichtung von Wohnungen 
und Wohnheimen in bestehenden Gebäuden, 
zusammen nicht mehr als 10 %, in begründeten 
Ausnahmefällen nicht mehr als 25 % der Ge­
samtbaukosten (einschließlich allfälliger Umsatz­
steuer) betragen; dem Voreigentümer oder Ver­
mittler des für die Bebauung vorgesehenen 
Grundstückes darf weder ein Planungsauftrag 
noch ein Eintrittsrecht zum Preis des Billigst­
bieters eingeräumt werden." 

18. § 5 Abs. 3 lautet: 

„(3) Ist zur Finanzierung der Errichtung von Eigen­
tums- und Mietwohnungen sowie Wohnheimen die 
Aufnahme eines Darlehens (Abstattungskredites) 
erforderlich, so darf eine Förderung nur gewährt 
werden, wenn die effektiven Kosten und die Rück­
zahlungsbedingungen dieser Darlehen (Abstattungs-
kredite) den durch Verordnung der Landesregie­
rung festzusetzenden Bedingungen entsprechen. 
Dabei können die Höhe der Darlehen (Abstattungs-
kredite), der mit der Gewährung verbundene Arbeits­
aufwand und das Risiko angemessen berücksichtigt 
werden." 

19. § 5 Abs. 4 und 5 lauten: 

„(4) Die Gewährung einer Förderung für die Errich­
tung von Eigentums- und Mietwohnungen sowie 
Wohnheimen kann davon abhängig gemacht werden, 
daß der von den Bewohnern zu tragende Aufwand 
für die Wohnung bzw. den Heimplatz einen die 

(1) Wohnbauförderungsmaßnahmen sind nur inso­
weit zulässig, als Gewähr gegeben ist, daß die volle 
Bedeckung ihrer finanziellen Auswirkungen lang­
fristig sichergestellt ist. 
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finanzielle Belastbarkeit durchschrüttlicher Bevölke­
rungskreise entsprechenden Betrag nicht überschrei­
tet. 

(5) Die näheren Bestimmungen zu Abs. 1, 3 und 4 
sind mit Verordnung zu treffen." 

20. § 6 Abs. 1 Z. 1 lautet: 

. „1. die Kosten der Errichtung von Wohnungen und 
Wohnheimen unter Einbeziehung von Hausbesor­
gerdienstwohnungen, jedoch unter Ausschluß von 
- für landwirtschaftliche oder gewerbliche 

Zwecke spezifisch ausgestatteten Räumen und 
- Krankenräumen sowie Behandlungs- und 

Therapieeinrichtungen;" 

21. § 6 Abs. 2 entfällt. 

22. § 7 Abs. 1 Z. 1 lautet: 
„1. für die Errichtung von Eigentumswohnungen in 

Bauvorhaben mit mindestens 5 Wohnungen: 
a) Gemeinden, 
bj gemeinnützigen Bauvereinigungen gemäß dem 

Wohnungsgemeinnützigkeitsgesetz;" 

23. §7 Abs. 1 Z. 2 lautet: 
„2. für die Errichtung von Mietwohnungen: 

a) Gemeinden und Gemeindeverbänden, 
b) gemeinnützigen Bauvereinigungen gemäß dem 

Wohnungsgemeinnützigkeitsgesetz;" 

24. Im § 7 Abs. 2 werden die Worte „und die Sicher­
stellung des Förderungsdarlehens gemäß § 12 erfolgt" 
gestrichen. 

25. § 7 Abs. 4 letzter Satz lautet: 
„Die Volljährigkeit im Sinne der österreichischen 
Rechtsordnung muß bis auf begründete Ausnahme­
fälle vorliegen." 

26. § 7 Abs. 5 wird durch folgende Z. 3 ergänzt: 
„3. in Österreich selbständig oder unselbständig 

erwerbstätige Personen, die Staatsängehörige 
eines Staates sind, der Vertragspartei des Abkom­
mens über den Europäischen Wirtschaftsraum ist." 

27. In der Überschrift des § 8 entfällt der Ausdruck 
„ (Geschäftsräume)". 

28. § 8 Abs. 4 entfällt, der bisherige Abs. 5 erhält die 
Bezeichnung „Abs. 4". 

29. § 8 Abs. 5 und 6 lauten: 
„ (5) Der Wohnungsbewerber muß zum Zeitpunkt * 

des Abschlusses des ersten Vertrages (Anwartschafts­
vertrag, Kaufvertrag, Mietvertrag) begünstigte Person 
(§ 2 Z. 12) sein. Bei Kauf einer Mietwohnung durch 
den bisherigen Mieter gilt der Mietvertrag als erster 
Vertrag. 

(6) Die Übertragung (Abs. 1 Z. 1) und die Vermie­
tung (Abs. 1 Z. 2 und Abs. 3) ist nur zulässig, wenn sich 
der Wohnungseigentumsbewerber bzw. Mieter ver­
pflichtet, ausschließlich die geförderte Wohnung zur 
Befriedigung seines dringenden Wohnbedürfnisses 
regelmäßig, und zwar nur zu Wohnzwecken, zu ver­
wenden." 

30. § 9 lautet: 
„§9 

Art der Förderung 
(1) Die Förderung kann bestehen 

1. in der Gewährung von Förderungsdarlehen, 
2. in der Gewährung von Annuitäten- und Zinsen­

zuschüssen, 
3. in der Gewährung von Förderungsbeiträgen, 
4. in der Übernahme von Bürgschaften, 
5. in der Gewährung von Wohnbeihilfen. 

(2) Die Förderungsarten können jede für sich allein 
oder nebeneinander gewährt werden. Eine Unter­
scheidung nach der Rechtsform und Art des Bauvor­
habens ist zulässig." 

31. §10 lautet: 
„§ 10 

Förderung der Errichtung von Eigentums- und 
Mietwohnungen sowie Wohnheimen 

(1) Für die Errichtung von Eigentums- und Miet­
wohnungen sowie Wohnheimen werden Forderungs -
darlehen und rückzahlbare Annuitätenzuschüsse je 
Quadratmeter Nutzfläche gewährt. Das Förderungs­
darlehen wird als Fixbetrag festgelegt. Die Annui­
tätenzuschüsse werden für Kapitalmarktdarlehen und 
sonstige Fremdmittel mit einer Laufzeit von minde­
stens 20 Jahren sowie für Eigenmittel gemeinnütziger 
Bauvereinigungen gewährt. Sie sind zu verzinsen und 
stellen eine Erhöhung des Förderungsdarlehens dar. 
Bei Mietwohnungen und Wohnheimen ist die Förde­
rung entweder in einem höheren Ausmaß oder auf 
eine längere Laufzeit zu gewähren als bei Eigentums­
wohnungen. Bei Errichtung von Eigentumswohnun­
gen kann die Aufbringung von Eigenmitteln von höch­
stens 20 % vorgesehen werden. 

(2) Als Nutzfläche im Sinne des Abs. 1 gilt die Nutz­
fläche gemäß § 2 Z. 7 ohne Loggien. Bei Wohnheimen 
sind mit Ausnahme der Treppenläufe einschließlich 
der Absätze (Podeste) sämtliche Gänge, Flure und 
dergleichen, die Aufenthaltsräume erschließen, dieser 
Nutzfläche zuzuzählen. 

(3) Die Beträge gemäß Abs. 1 können erhöht 
werden, 
1. wenn Gebäude mit weniger als vier Geschossen 

errichtet werden, 
2. wenn ungewöhnliche Umstände vorliegen, 
3. wenn bei Errichtung von Mietwohnungen sicher­

gestellt wird, daß die Mieter durch die Grundkosten 
und die außerhalb des Baugrundstückes anfallen­
den Aufschließungskosten auf Dauer nicht belastet 
werden. 
(4) Die Errichtung, und Ausgestaltung von Kinder­

spielplätzen können im Rahmen der Errichtung von 
Eigentums- und Mietwohnungen mit einem Fixbetrag 
je Wohnung gefördert werden. 

(5) Ein- und Abstellplätze für Kraftfahrzeuge kön­
nen im Rahmen der Errichtung von Eigentums- und 
Mietwohnungen sowie Wohnheimen mit einem Fix­
betrag je Ein- und Abstellplatz gefördert werden. 

(6) Die Gewährung einer Förderung gemäß Abs. 1 
ist nur zulässig, wenn das Bauvorhaben keine frei­
stehenden Eigenheime enthält. 

(7) Die näheren Bestimmungen sind mit Verordnung 
zu treffen." 
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32. Nach § 10 ist folgender § 10a einzufügen: 

„§ 10a 
Ermittlung der Förderungshöhe bei Eigenheimen 

(1) Für die Errichtung von Eigenheimen kann die 
Förderung in einem Pauschalbetrag gewährt werden. 
Zuschläge zu diesem Pauschalbetrag können insbe­
sondere für 
- mitwohnende nahestehende Personen, 
- die Errichtung von Eigenheimen in Gruppen, 
- die Errichtung von Eigenheimen in Gemeinden, in 

denen die Wohnversorgung ausschließlich durch 
Eigenheime erfolgt, 

- die Errichtung von Wohnungen im Sinne der Abs. 2 
und 3 innerhalb von Schutzgebieten gemäß dem 
Grazer Altstadterhaltungsgesetz 1980 und dem 
Ortsbildgesetz 1977, 

- die Heranziehung neuer Formen der Energie­
nutzung 

vorgesehen werden. 

(2) Der Errichtung eines Eigenheimes gleichzu­
stellen ist die Errichtung einer Wohnung durch 
andere Maßnahmen, sofern diese Wohnung zur 
eigenen Wohnversorgung des Förderungswerbers 
bestimmt ist. 

(3) Bei wesentlichen Erweiterungen bestehender 
Eigenheime und Wohnungen kann 

- bei bereits geförderten Wohnungen eine Förderung 
für zusätzlich mitwohnende Personen, 

- bei bisher nicht geförderten Wohnungen eine För­
derung je zusätzlichem Quadratmeter Nutzfläche 
bis zur Höhe des Pauschalbetrages gemäß Abs. 1 

gewährt werden. 

(4) Die näheren Bestimmungen sind mit Verordnung 
zu treffen." 

33. § 11 lautet: 
„§ 11 

Förderungsdarlehen 

(1) Die Förderungsdarlehen können eine Laufzeit 
bis zu 50 Jahren und eine jährliche dekursive Ver­
zinsung bis zur Höhe der Bankrate aufweisen. Die 
Annuitäten können in bestimmten Zeitabschnitten 
erhöht werden. Die näheren Bestimmungen sind mit 
Verordnung zu treffen. 

(2) Im Darlehensvertrag ist vorzusehen, daß die Til­
gungspläne und die Verzinsung im Falle einer wesent­
lichen Veränderung der allgemeinen wirtschaftlichen 
Verhältnisse entsprechend geändert werden können." 

34. § 13 Abs. 3 Z. 2 entfällt. 

35. Im § 13 Abs. 3 Z. 1 werden nach den Worten 
„zwingenden beruflichen" die Worte „oder familiä­
ren" eingefügt. 

36. Im § 13 Abs. 3 Z. 3 wird die Zitierung „§ 21 
Abs. 3 Wohnbaufördemngsgesetz 1984" durch die 
Zitierung „§ 2 Z. 12 lit. d" ersetzt. 

37. Im § 13 Abs; 3 Z. 6 werden die Worte „Wohn-
und Geschäftsräume" durch den Ausdruck „Wohnun­
gen" ersetzt. 

38. Im § 13 Abs. 4 entfallen die Worte „oder 
Geschäftsräumen" sowie „oder den Geschäftsraum". 

39. § 13 Abs. 5 lautet: 

„(5) Für den Fall einer Kündigung sind die aus-
haftenden Darlehensbeträge vom Eintritt des Kündi­
gungsgrundes an mit jährlich 5 % über der Bankrate 
zu verzinsen. In begründeten Ausnahmefällen kann 
davon ganz oder teilweise Abstand genommen 
werden." 

40. Dem § 13 werden folgende Abs. 6 und 7 ange­
fügt: 

„ (6) Das Förderungsdarlehen kann ohne Kündigung 
fällig gestellt werden, wenn über das Vermögen des 
Darlehensschuldners der Konkurs oder das Aus­
gleichsverfahren eröffnet wird und schutzwürdige 
Interessen von Wohnungsinhabern durch die Fällig­
stellung nicht gefährdet werden. 

(7) Die Bestimmungen der Abs. 1 bis 6 gelten für die 
Gewährung von Zuschüssen (§ 14) und von Förde­
rungsbeiträgen (§ 15) sinngemäß." 

41. § 14 lautet: 
„§14 

Annuitäten- und Zinsenzuschüsse 

(1) Für die Rückzahlung von Darlehen (Abstattungs-
krediten) können auf die Dauer von mindestens 5 und 
höchstens 25 Jahren Annuitäten- oder Zinsenzu­
schüsse gewährt werden, wobei eine Verringerung in 
bestimmten Zeitabständen und eine Rückzahlungs-
verpflichtung einschließlich einer Verzinsung bis zur 
Höhe der Bankrate vorgesehen werden können. Diese 
Darlehen müssen den Bestimmungen des § 5 Abs. 3 
entsprechen. 

(2) Für rückzahlbare Annuitäten- und Zinsenzu­
schüsse gelten die Bestimmungen des § 12 sinngemäß. 
Die Belastung der Bauliegenschaft durch das Pfand­
recht für die rückzahlbaren Annuitäten- und Zinsen­
zuschüsse darf jedoch die im § 12 Abs. 3 angeführten 
Grenzen überschreiten. 

(3) In der Förderungszusicherung ist vorzusehen, 
daß die Bedingungen der Annuitäten- und Zinsen­
zuschüsse im Falle einer wesentüchen Veränderung 
der allgemeinen wirtschaftlichen Verhältnisse ent­
sprechend geändert werden können. 

(4) Bei Vorhegen von Kündigungsgründen gemäß 
§ 13 Abs. 1 und 3 sind die Annuitäten- und Zinsen­
zuschüsse einzustellen und zurückzuzahlen. 

(5) Die näheren Bestimmungen sind mit Verordnung 
zu treffen." 

42. § 15 lautet: 
„§15 

Förderungsbeiträge 
(1) Förderungsbeiträge können als nicht rückzahl­

bare Zuschüsse bis zum Ausmaß von 50 % der Ge­
samtbaukosten gewährt werden. Die näheren Bestim­
mungen sind mit Verordnung zu treffen. 

(2) Bei Vorliegen von Kündigungsgründen gemäß 
§ 13 Abs. 1 und 3 sind die Förderungsbeiträge zurück­
zuzahlen. " 
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43. § 16 Abs. 1 erster Satz lautet': 

„(1) Das Land kann in besonderen Härtefällen die 
Bürgschaft gemäß § 1346 ABGB für zur Errichtung 
eines Eigenheimes aufgenommene Darlehen (Abstat-
tungskredite), für welche Zuschüsse gemäß § 14 gelei­
stet werden, übernehmen." 

44. § 17 lautet: 
„§ 17 

Wohnbeihilfe 
(1) Um Wohnbeihilfe kann ansuchen: 

1. der Mieter einer geförderten Mietwohnung, 
2. der Mieter einer im Wohnungseigentum einer 

Gemeinde oder gemeinnützigen Bauvereinigung 
gemäß dem Wohnungsgemeinnützigkeitsgesetz 
befindlichen geförderten Eigentumswohnung, 

3. der Wohnungseigentümer einer geförderten Eigen­
tumswohnung. 

Wohnungseigentumsbewerber sind den Wohnungs­
eigentümern gleichgestellt, ebenso Wohnungen mit 
Kaufanwärtschaft den Eigentumswohnungen. 

(2) Voraussetzung für die Gewährung einer Wohn­
beihilfe ist eine unzumutbare Belastung des Förde­
rungswerbers durch den Wohnungsaufwand einer 
Miet- oder Eigentumswohnung, deren Errichtung 
gemäß § 10 dieses Gesetzes, durch Darlehen gemäß 
einem der folgenden Gesetze oder sonst aus Landes­
mitteln gefördert worden ist: 

- dem Bundesgesetz betreffend Ausgestaltung des 
Staatlichen Wohnungsfürsorgefonds zu einem 
Bundes-, Wohn- und Siedlungsfonds, 

- dem Wohnhaus-Wiederaufbaugesetz, 
- dem Wohnbauförderungsgesetz 1954, 
- dem Wohnbauförderungsgesetz 1968, 
- dem Wohnbauförderungsgesetz 1984, 
- dem Bundes-Sonderwohnbaugesetz 1983, 
- dem Gesetz betreffend die Errichtung eines Wohn-
, bauförderungsfonds für das Land Steiermark, 

- dem Landeswohnbauförderungsgesetz 1986. 

(3) Wohnbeihilfe wird gewährt, wenn der Förde­
rungswerber ausschließlich diese Wohnung zur Befrie­
digung seines dringenden Wohnbedürfnisses regel­
mäßig verwendet. 

(4) Die Wohnbeihilfe wird über Ansuchen gewährt. 
Innerhalb von drei Monaten nach Einreichung des 
Ansuchens hat eine Erledigung zu erfolgen. Bei Erfül­
lung der in diesem Gesetz genannten Voraussetzun­
gen besteht im Sinne des § 860 ABGB ein zivilrechtlich 
durchsetzbarer Rechtsanspruch auf Wohnbeihilfe." 

45. § 18 lautet: 
„§ 18 

Wohnungsaufwand für die Berechnung 
der Wohnbeihilfe 

(1) Der für die Berechnung der Wohnbeihilfe 
maßgebliche Wohnungsaufwand einer nach dem 
II. Hauptstück geförderten Miet- oder Eigentums­
wohnung besteht aus 

1. der Tilgung und Verzinsung der gemäß § 10 Abs. 1 
und 4 
- gewährten Förderangsdarlehen (§ 11) und 

rückzahlbaren Annuitäten- und Zinsenzu­
schüsse (§ 14); 

- durch Gewährung von Annuitäten- und Zinsen­
zuschüssen (§ 14) geförderten Darlehen (Abstat-
tungskredite); 

2. der Tilgung und Verzinsung sonstiger für die 
Finanzierung der Gesamtbaukosten aufgenom­
mener Darlehen (Abstattungskredite); 

3. den Eigenmitteln des Vermieters gemäß § 51 Abs. 1 
Z. 2 bzw. der Abschreibung und Verzinsung der zur 
Finanzierung der Gesamtbaukosten aufgewen­
deten Eigenmittel des Vermieters gemäß § 14 
Abs. 1 Z. 1 und 3 Wohnungsgemeinnützigkeits­
gesetz, sofern durch diese Eigenmittel Darlehen 
gemäß Abs. 1 Z. 1 und 2 ganz oder teilweise ersetzt 
werden; 

4. der für den Wohnungsaufwand gemäß Z. 1 bis 3 zu 
entrichtenden Umsatzsteuer. 

(2) Die Tilgung und Verzinsung eines Konversions­
darlehens gemäß § 4 des Rückzahlungsbegünsti-
gungsgesetzes 1987, BGBl. Nr. 340, in der Fassung des 
Bundesgesetzes BGBl. Nr. 374/1988, gelten sinngemäß 
als Wohnungsaufwand. 

(3) Der Wohnungsaufwand vermindert sich um 
anderweitige Zuschüsse. 

(4) Wenn die Förderung der Errichtung der Eigen­
tums- oder Mietwohnungen nicht nach diesem Gesetz, 
sondern nach einem im § 17 Abs. 2 genannten weite­
ren Gesetz oder sonst aus Landesmitteln erfolgte, 
gelten die vorstehenden Absätze sinngemäß. 

(5) Die näheren Bestimmungen sind mit Verordnung 
festzulegen. Dabei kann die Höhe der Darlehen (Ab­
stattungskredite) gemäß Abs. 1 Z. 2 und der Eigen­
mittel gemäß Abs. 1 Z. 3 unter Berücksichtigung der 
durchschnittlichen Baukosten und der finanziellen 
Belastbarkeit der Wohnungsinhaber begrenzt wer­
den." 

46. § 19 lautet: 
„§19 

Berechnung der Wohnbeihilfe 
(1) Die Wohnbeihilfe wird in der Höhe gewährt, die 

sich aus dem Unterschied zwischen dem auf die ange­
messene Nutzfläche entfallenden Wohnungsaufwand 
gemäß § 18 und dem zumutbaren Wohnungsaufwand 
ergibt. Für die Ermittlung der angemessenen Nutz­
fläche wird die Nutzfläche gemäß § 2 Z. 7 ohne 
Loggien herangezogen. Maßgeblich ist die Höhe des 
Wohnungsaufwandes zum Zeitpunkt der Einbringung 
des Ansuchens. Veränderungen der Verzinsung wäh­
rend des Bewilligungszeitraumes werden nicht be­
rücksichtigt. 

(2) Die angemessene Nutzfläche beträgt für eine 
Haushaltsgröße von einer Person 50 m2. Sie erhöht sich 
für die zweite Person um 20 m2 und ab der dritten 
Person um je 10 m2. Diese nach der Anzahl der im 
gemeinsamen Haushalt lebenden nahestehenden 
Personen zu ermittelnde angemessene Nutzfläche 
kann in Härtefällen um höchstens 20 m2 erhöht 
werden. 

(3) Der zumutbare Wohnungsaufwand wird unter 
Berücksichtigung der Zahl der im gemeinsamen Haus­
halt lebenden nahestehenden Personen, welche die 
Voraussetzung gemäß § 17 Abs. 3 erfüllen, und des 
Familieneinkommens festgesetzt. Er darf 50 % des 
Familieneinkommens nicht übersteigen. 

(4) Sind gesetzlich unterhaltsberechtigte Kinder 
Förderungswerber, ist das Einkommen der Personen, 



15. Sitzung am 24. November 1992, Beschluß Nr. 200 7 

die zur Leistung des Unterhalts verpflichtet sind, 
zusätzlich zu einem eigenen Einkommen des Förde­
rungswerbers zur Ermittlung des zumutbaren Woh­
nungsaufwandes heranzuziehen. Dabei sind weitere 
Unterhaltsverpflichtungen dieser Personen angemes­
sen zu berücksichtigen. Der zumutbare Wohnungsauf­
wand ist in diesen Fällen um einen Selbstbehalt zu 
erhöhen. 

(5) Die näheren Bestimmungen -zu Abs. 3 und 4 sind 
mit Verordnung zu treffen." 

47. § 20 lautet: 
„§20 

Dauer und Beendigung der Wohnbeihilfe, 
Melde- und Rückzahlungsverpflichtung 

(1) Die Wohnbeihüfe ist ab dem Monat der Einbrin­
gung des Ansuchens höchstens auf die Dauer eines 
Jahres zu gewähren. In rücksichtswürdigen Fällen 
kann die Wohnbeihilfe für einen Zeitraum bis höch­
stens sechs Monate vor dem Monat der Einbringung 
gewährt werden. Eine Wohnbeihilfe, die nicht 
mindestens S 1 0 0 - monatlich beträgt, ist nicht 
zu gewähren. 

(2) Der Anspruch auf Wohnbeihilfe erlischt bei Tod 
des Förderungswerbers und bei Wegfall der gesetz­
lichen Voraussetzungen, insbesondere aber, wenn 
- der Mietvertrag aufgelöst wird, 
- die Eigentumswohnung verkauft wird, 
- das Förderungsdarlehen oder Konversionsdarlehen 

gemäß § 4 des Rückzahlungsbegünstigungsgesetzes 
1987 vollständig zurückgezahlt ist oder 

- die Wohnung entgegen den Bestimmungen dieses 
Gesetzes benützt wird. 

(3) Der Förderungswerber ist verpflichtet, sämtliche 
Tatsachen, die eine Änderung der Höhe der Wohn­
beihilfe oder den Verlust des Anspruches zur Folge 
haben können, innerhalb eines Monats nach deren 
Bekanntwerden anzuzeigen. 

(4) Zu Unrecht empfangene Wohnbeihilfe ist 
zurückzuzahlen." 

48. § 21 lautet: 
„§21 

Förderungsvoraussetzungen 
(1) Natürlichen Personen, die zur eigenen Wohnver­

sorgung eine nicht geförderte Eigentumswohnung als 
Erste erwerben, kann eine Förderung gewährt wer­
den, wenn 
1. die Errichtung der Eigentumswohnungen mit 

schriftlicher Zustimmung (§ 22) der Landesregie­
rung erfolgt, 

2. die Eigentumswohnung eine Nutzfläche (§ 2 Z. 7 
ohne Loggien) von mindestens 50 m2 hat, 

3. die rechtskräftige baubehördliche Benützungs­
bewilligung im Zeitpunkt der Einbringung des 
Ansuchens höchstens zwei Jahre zurückliegt und 

4. der Förderungswerber eine begünstigte Person und 
österreichischer Staatsbürger oder einem solchen 
gleichgestellt (§ 7 Abs. 5) ist. 

(2) Die Förderung kann in der Gewährung von 
Förderungsdarlehen, Annuitäten- und Zinsenzuschüs­
sen sowie Förderungsbeiträgen bestehen. Die Bestim­
mungen der §§ 11 bis 15 gelten sinngemäß. 

(3) Die Förderung ist in einem Pauschalbetrag, der 
nach der Größe der Wohnung oder der Anzahl der im 
gemeinsamen Haushalt lebenden nahestehenden 
Personen gestaffelt werden kann, zu gewähren. Die 
näheren Bestirnmungen über die Art und das Ausmaß 
der Förderung sind mit Verordnung zu treffen. 

(4) Dem Ersterwerb einer Eigentumswohnung ist 
der Ersterwerb einer Wohnung mit Leasingfinanzie­
rung gleichgestellt. 

(5) Die Förderung gemäß Abs. 3 kann auch für den 
Ersterwerb einer Eigentumswohnung mit mindestens 
50 m2 Nutzfläche (§ 2 Z. 7 ohne Loggien), die ohne 
Förderung im Rahmen eines nach dem IL Hauptstück 
geförderten Bauvorhabens errichtet wird, gewährt 
werden. 

(6) Die Bestimmungen des § 8 Abs. 4 bis 6 gelten 
sinngemäß." 

49. § 22 lautet: 
„§22 

Erteilung der Zustimmung 
Die für die Förderung des Ersterwerbes (§21) erfor­

derliche Zustimmung zur Errichtung der Eigentums­
wohnungen kann einem befugten Bauträger erteilt 
werden, wenn 
1. das Bauvorhaben den Grundsätzen des Raumord­

nungsgesetzes 1974 und der dazu erlassenen Ent­
wicklungsprogramme entspricht, 

2. das Bauvorhaben (Gebäude) mindestens fünf 
Wohnungen umfaßt und die durchschnittliche 
Nutzfläche (§ 2 Z. 7 ohne Loggien) aller Wohnun­
gen mindestens 60 m2 beträgt, 

3. das Bauvorhaben den Bestimmungen des § 5 Abs. 1 
Z. 1 bis 8 und 10 entspricht und 

4. die Fertigstellung des Bauvorhabens durch eine 
Bankgarantie oder in anderer geeigneter Weise 
sichergestellt wird." 

50. § 23 Abs. 1 lautet: 

„(1) Die Sanierung von Wohnhäusern, Wohnungen 
und Wohnheimen kann gefördert werden, wenn 
folgende Voraussetzungen vorliegen: 
1. die Baubewilligung für die Errichtung des Gebäu­

des muß mindestens 30 Jahre vor Einbringung des 
Ansuchens um Förderung der Sanierung erteilt 
worden sein, außer es handelt sich um 
a) den Anschluß an Femwärme, 
b) energiesparende Maßnahmen, 
c) die Errichtung von Beheizungs- oder Warm-

wasserbereitungsanlagen unter Heranziehung 
neuer Formen der Energienutzung, 

d) Maßnahmen, die der Sicherheit der Bewohner 
von Hochhäusern dienen, oder 

e) Maßnahmen, die den Wohnbedürfnissen von 
behinderten und alten Menschen dienen; 

2. bei umfassenden Sanierungen (§ 24 Abs. 2) und bei 
Sanierungsmaßnahmen gemäß § 24 Abs. 1 Z. 7, 8 
und 12 hat nach Durchführung der Sanierung die 
Nutzfläche einer Wohnung mindestens 30 m2 und 
höchstens 150 m2 zu betragen und muß der bauliche 
Abschluß jeder Wohnung vorliegen." 

51. § 24 Abs. 2 lautet: 

„ (2) Als umfassende Sanierung gilt eine in beträcht­
lichem Umfang über die notwendige Erhaltung 
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hinausgehende Sanierung von Gebäuden und Ge­
bäudeteilen mit mindestens drei Wohnungen sowie 
von Wohnheimen, wobei in untergeordnetem Ausmaß 
auch Erweiterungen der Gebäude zulässig sind. Bei 
Gebäuden im Eigentum von Gemeinden oder ge­
meinnützigen Bauvereinigungen kann in besonders 
begründeten Fällen die Mindestanzahl von drei Woh­
nungen unterschritten werden. Die geförderten Ge­
bäude, Gebäudeteile und Wohnheime müssen nach 
Durchführung der Arbeiten entsprechend den ge­
gebenen Möglichkeiten einen zeitgemäßen Ausstat­
tungsstandard, insbesondere hinsichtlich der Strom-
und Wasserversorgung, Abwasserbeseitigung und des 
Energieverbrauches (Energieverlustes), aufweisen. 
Sofern es sich um Mietwohnungen handelt, müssen 
die Mietverträge eine unbefristete Vertragsdauer auf­
weisen und dürfen nur mit begünstigten Personen (§ 2 
Z. 12) abgeschlossen werden. Maßnahmen, die den 
Wöhnbedürfnissen von behinderten und alten Men­
schen dienen, sind umfassenden Sanierungen gleich­
gestellt. Die näheren Bestimmungen sind mit Verord­
nung zu treffen." 

52. § 24 Abs. 3 lautet: 

„ (3) Erhaltungsarbeiten dürfen gefördert werden, 

- wenn es sich um eine umfassende Sanierung 
(Abs. 2) oder um Maßnahmen im Sinne des § 3 
Abs. 2 Z. 5 Mietrechtsgesetz handelt und für die 
Finanzierung dieser Erhaltungsarbeiten in erster 
Linie die Mietzinsreserve gemäß § 20 Mietrechts­
gesetz, die Rückstellung gemäß § 14 Abs. 1 Z. 5 
Wohnungsgemeinnützigkeitsgesetz oder die Rück­
lage gemäß § 16 Wohnungseigentumsgesetz 1975 
herangezogen wird oder 

- wenn es sich um substanzerhaltende Maßnahmen 
an Eigenheimen (§ 2 Z. 4) handelt." 

53. § 26 lautet: 
„§ 26 

Art der Förderung 

(1) Die Förderung kann bestehen 
1. in der Gewährung von Förderungsdarlehen, 
2. in der Gewährung von Annuitäten- und Zinsen­

zuschüssen, 
3. in der Gewährung von Förderungsbeiträgen, 
4. in der Übernahme von Bürgschaften, 
5. in der Gewährung von Wohnbeihilfen. 

(2) Die Förderungsarten können jede für sich allein 
oder nebeneinander gewährt werden. Eine Unter­
scheidung nach der Rechtsform und Art des Bauvor­
habens ist zulässig." 

54. § 27 lautet: 
„§27 

Förderungsdarlehen 

(1) Für eine umfassende Sanierung (§ 24 Abs. 2) 
können Förderungsdarlehen gewährt werden. 

(2) Die Höhe des Förderungsdarlehens kann je Qua­
dratmeter Nutzfläche festgelegt werden, wobei die 
Kosten eines Neubaues (IL Hauptstück) nicht erreicht 
werden dürfen. 

(3) Die s Förderungsdarlehen können eine Laufzeit 
bis zu 35 Jahren und eine jährliche Verzinsung bis zu 

6 % aufweisen. Die Annuitäten können in bestimmten 
Zeitabschnitten erhöht werden. 

(4) Die Bestimmungen der §§ 11 Abs. 2, 12 und 13 
gelten sinngemäß. 

(5) Die näheren Bestimmungen sind mit Verordnung 
zutreffen." 

55. § 28 lautet: 
„§28 

Annuitäten- und Zinsenzuschüsse 

(1) Für die Rückzahlung von Par iehen (Abstattungs-
krediten), die zur Finanzierung von Sanierungsmaß­
nahmen (§ 24 Abs. 1) aufgenommen werden, können 
auf die Dauer von mindestens 5 und höchstens 20 Jah­
ren Annuitäten- oder Zinsenzuschüsse geleistet wer­
den, wobei ehie Verringerung in bestimmten Zeit­
abschnitten und eine Rückzahlungsverpflichtung vor­
gesehen werden können. Sie können für umfassende 
Sanierungen in einem höheren Ausmaß und für 
höhere Darlehen (Abstattungskredite) gewährt wer­
den als für sonstige Sanierungen: Die Bestimmungen 
des § 14 Abs. 2 und 3 gelten sinngemäß. 

(2) Die Annuitäten- und Zinsenzuschüsse sind ein­
zustellen, wenn das Darlehen (der Abstattungskredit) 
gekündigt wurde oder wenn der Förderungswerber 

- die ihm gesetzlich obliegende Erhaltung des Gebäu­
des unterläßt, 

- ohne Zustimmung des Landes eine Wohnung zur 
Gänze oder zum Teil in Räume anderer Art umwan­
delt oder sonst widmungswidrig verwendet oder 
dies zuläßt, 

- Bedingungen oder Auflagen der Zusicherung nicht 
erfüllt. 

(3) Nach Eintritt des Einstellungsgrundes ausbe­
zahlte Annuitäten- und Zinsenzuschüsse sind ein­
schließlich einer Verzinsung von jährlich 5 % über der 
Bankrate zurückzuzahlen. 

(4) Wenn der Förderungswerber, eine gemein­
nützige Bauvereinigung gemäß dem . Wohnungs­
gemeinnützigkeitsgesetz ist und die Sanierungsmaß­
nahmen mit Eigenmitteln finanziert, gelten die vor­
stehenden Bestimmungen sinngemäß. 

(5) Die näheren Bestimmungen sind mit Verordnung 
zu treffen. Dabei können für die Darlehen (Abstat­
tungskredite) Höchstbeträge je Wohnung oder Heim­
platz ebenso wie für einzelne Sanierungsmaßnahmen 
(§ 24 Abs. 1) festgelegt werden. Die Höhe der für die 
Finanzierung umfassender Sanierungen erforder­
lichen Darlehen (Abstattungskredite) kann je Qua­
dratmeter Nützfläche festgelegt werden, wobei die 
Kosten eines Neubaues (II. Hauptstück) nicht erreicht 
werden dürfen." 

56. § 29 lautet: 
„§29 

Förderungsbeiträge 

, Förderungsbeiträge können als nicht rückzahlbare 
Zuschüsse bis zur Höhe eines Drittels der Annuitäten-
und Zinsenzuschüsse gemäß § 28 gewährt werden. Die 
näheren Bestimmungen sind mit Verordnung zu 
treffen." 
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57. § 30 lautet: 
„§30 

Bürgschaft 

(1) Das Land kann in besonderen Härtefällen die 
Bürgschaft gemäß § 1346 ABGB für zur Finanzierung 
von Sanierungsmaßnahmen aufgenommene Darlehen 
(Abstattungskredite), für welche Annuitäten- oder 
Zinsenzuschüsse gemäß § 28 geleistet werden, über­
nehmen. 

(2) Die Bürgschaft hat sich auf den Darlehensbetrag 
(Kreditbetrag) samt allen schuldscheinmäßigen 
Zinsen, jedoch nur auf nicht länger als drei Jahre 
vom Zeitpunkt der Geltendmachung des Anspruches 
aus der Bürgschaft zurückhegende Rückstände, und 
auf die mit der gerichtlichen Durchsetzung der Dar­
lehensforderung (Kreditforderung) verbundenen 
Kosten, insgesamt jedoch auf keinen höheren Betrag 
als den verbürgten Darlehensbetrag (Kreditbetrag), zu 
erstrecken." 

58. § 31 lautet: 
„§31 

Wohnbeihilfe 
(1) Zum Wohnungsaufwand von 

1. Mietwohnungen, die nach den Bestimmungen 
dieses Gesetzes oder des Wohnhaussanierungs­
gesetzes umfassend saniert worden sind und die 
infolge dieser Sanierung einen erhöhten Haupt­
mietzins bzw. erhöhten Betrag zur Bildung einer 
Rückstellung gemäß § 14 Abs. 1 Z. 5 Wohnungs­
gemeinnützigkeitsgesetz aufweisen, 

2. Eigentumswohnungen und Wohnungen mit Kauf­
anwartschaft, die nach den Bestimmungen dieses 
Gesetzes oder des Wohnhaussanierungsgesetzes 
umfassend saniert worden sind, 

3. Mietwohnungen, Eigentumswohnungen und Woh­
nungen mit Kaufanwartschaft, die durch eine 
umfassende Sanierung nach den Bestimmungen 
dieses Gesetzes oder des Wohnhaussanierungs­
gesetzes neu errichtet wurden, 

wird über Ansuchen des Mieters bzw. Wohnungs­
eigentümers (Wohnungseigentumsbewerbers) Wohn­
beihilfe gewährt. Innerhalb von drei Monaten nach 
Einreichung des Ansuchens hat eine Erledigung 
zu erfolgen. Bei Erfüllung der in diesem Gesetz 
genannten Voraussetzungen besteht im Sinne des 
§ 860 ABGB ein zivilrechtlich durchsetzbarer Rechts­
anspruch auf Wohnbeihilfe. 

(2) Wenn Gemeinden oder gemeinnützige Bauver­
einigungen gemäß dem Wohnungsgemeinnützigkeits­
gesetz Wohnungseigentümer oder Wohnungseigen­
tumsbewerber sind, können die Mieter solcher Woh­
nungen um Wohnbeihilfe ansuchen. 

(3) Dienst-, Natural- und Werkswohnungen, die 
nicht auf Grund eines Mietvertrages benützt werden, 
sind Mietwohnungen sinngemäß gleichzusetzen. 

(4) Wohnbeihilfe darf nur gewährt werden, wenn 
der Förderungswerber 
- die Voraussetzungen gemäß § 7 Abs. 4 erfüllt, 
- ausschließlich diese Wohnung zur Befriedigung 

seines dringenden Wohnbedürfnisses regelmäßig 
verwendet und 

- zum Vermieter oder Verkäufer der Wohnung nicht 
im Verhältnis einer nahestehenden Person (§ 2 Z. 9) 
steht." 

59. Im § 32 Abs. 1 wird der Ausdruck „des Annui­
tätenzuschusses" durch den Ausdruck „des Annui­
täten- oder Zinsenzuschusses" ersetzt; folgender Satz 
wird dem Abs. 1 angefügt: 

„ Die Rückzahlung und Verzinsung gewährter Annui­
täten- oder Zinsenzuschüsse gelten ebenfalls als für 
die Berechnung der Wohnbeihilfe maßgebUcher Woh­
nungsaufwand. " 

60. § 33 lautet: 
„§33 

Wohnbeihilfe bei Sanierung eines 
geförderten Gebäudes 

Wenn für die Errichtung der Gebäude, deren Sanie­
rung nach den Bestimmungen dieses Gesetzes oder 
des Wohnhaussanieruiigsgesetzes gefördert wurde, 
Förderungsdarlehen (§ 17 Abs. 2) gewährt worden 
sind, sind der Wohnungsaufwand für die Errichtung 
des Gebäudes (§ 18) und der Wohnungsaufwand für 
die Sanierung (§32) , unter der Voraussetzung, daß 
gemäß § 31 Wohnbeihüfen gewährt werden können, 
gemeinsam der Berechnung der Wohnbeihilfe zu­
grunde zu legen." 

61. Im § 35 Abs. 1 entfallen die Worte „und der für 
die Haushaltsführung notwendigen Einrichtungs­
gegenstände ". ' 

62. Im § 38 Abs. 2 entfällt der zweite Satz. 

63. § 40 lautet: 
„§40 

Gegenstand und Eörderungswerber 

Förderungen können gewährt werden 

1. natürlichen oder juristischen Personen für die 
Durchführung von Forschungsvorhaben, Maß­
nahmen der Dokumentation und Information sowie 
die Durchführung von Planungs- und Ideenwett­
bewerben im Bereich des Wohnbaues und der 
Wohnhaussanierung; 

Forschungsvorhaben können sich auch auf die Er­
richtung von Eigentums- und Mietwohnungen 
sowie Wohnheimen beziehen. In diesen Fällen sind 
sie nach den Bestimmungen des II. Hauptstückes zu 
finanzieren; 

2. finanzschwachen Gemeinden, das sind Gemein­
den, deren Gemeindekopfquote mehr als 10 % 
unter der Bundesdurchschnittskopfquote der 
Finanzkraft aller Gemeinden ausgenommen Wien 
derselben Größenklasse liegt, zur Erleichterung des 
Grunderwerbes für den Wohnbau; die Förderung ist 
für den Erwerb solcher Grundstücke möglich, die 
für eine Wohnbebauung geeignet sind. Die Größe 
des Grundstückes muß in einem angemessenen 
Verhältnis zum Wohnungsbedarf in der betreffen­
den Gemeinde stehen; das Ausmaß der Förderung 
kann abhängig von der Höhe der Gemeindekopf­
quote unterschiedlich festgesetzt werden; 

3. Gemeinden für Maßnahmen im Zusammenhang 
mit der Schaffung oder Verbesserung der Wohnver­
sorgung und des Wohnumfeldes, der örtlichen Bau­
kultur, dem Ortsbild und der Ortserneuerung." 
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widmungswidrigen Verwendung ist eine jährliche 
Verzinsung von 5 % über der Bankrate zu verrechnen. 
In begründeten Ausnahmefällen kann davon ganz 
oder teilweise Abstand genommen werden." 

72. Im § 49 Abs. 1 entfallen die Klammerausdrücke. 

64. § 41 lautet: 
„§41 

Art der Förderung 
(1) Die Förderung kann bestehen 

1. in der Gewährung von Förderungsdarlehen, 
2. in der Gewährung von Annuitäten- und Zinsen­

zuschüssen, 
3. in der Gewährung von Förderungsbeiträgen. 

(2) Die Förderungsarten können jede für sich allein 
oder nebeneinander gewährt werden." 

65. § 42 lautet: 
„§42 

Förderungsdarlehen 
(1) Die Förderungsdarlehen können eine Laufzeit 

bis zu 20 Jahren und eine jährliche dekursive Verzin­
sung bis zu 6 % aufweisen. Die Annuitäten können in 
bestimmten Zeitabschnitten erhöht werden. Die nähe­
ren Bestimmungen sind mit Verordnung zu treffen. 

(2) Die Bestimmungen der § § 1 1 Abs. 2 und 12 
gelten sinngemäß. Gemeinden können abweichend 
von § 12 das Förderungsdarlehen in sonst geeigneter 
Weise sicherstellen." 

66. § 43 lautet: 
• „§43 

Annuitäten- und Zinsenzuschüsse 

Für die Rückzahlung von Darlehen (Abstattungs-
krediten) können auf die Dauer von mindestens 5 und 
höchstens 20 Jahren Annuitäten- oder Zinsenzu­
schüsse geleistet werden, wobei eine Verringerung in 
bestimmten Zeitabschnitten und eine Rückzahlungs­
verpflichtung vorgesehen werden können. Die Bestim­
mungen des § 14 Abs. 2 gelten sinngemäß. Die nähe­
ren Bestimmungen sind mit Verordnung zu treffen." 

67. § 44 lautet: 
„§44 

Förderungsbeiträge 

Förderungsbeiträge können als nicht rückzahlbare 
Zuschüsse bis zur vollen Höhe der Kosten geförderter 
oder beauftragter Maßnahmen gemäß § 40 gewährt 
werden." 

68. In der Überschrift der §§ 45 und 47 sowie im § 45 
Abs. 1 und 2 werden die Worte „Ansuchen und 
Anträge" bzw. „Ansuchen und Anträgen" durch den 
Ausdruck „Ansuchen" ersetzt. 

69. Im § 47 Abs. 4 wird die zweimalige Zitierung 
„gemäß § 21 Abs. 3 Wohnbauförderungsgesetz 1984" 
jeweils durch die Zitierung „gemäß § 2 Z. 12 lit. d" 
ersetzt. 

70. Im § 47 Abs. 6 werden die Worte „oder auf 
Wohnbeihilfe" gestrichen. 

71. Dem § 47 wird als Abs. 8 angefügt: 

„(8) Bei widmungswidriger Verwendung sind För­
derungen zurückzuzahlen. Ab dem Zeitpunkt der 

73. § 49 Abs. 3 lautet: 

„ (3) Eine Zustimmung zur Errichtung eines Gebäu­
des oder Gebäudeteiles gemäß dem III. Hauptstück 
(Förderung des Ersterwerbes von Eigentumswohnun­
gen) darf nur erteilt werden, wenn mit der Bauführung 
noch nicht begonnen worden ist." 

77. § 53 Abs. 2 und 3 lauten: 

„ (2) Ist das Veräußerungsverbot einverleibt, so kann 
das Eigentum (Baurecht) an der Liegenschaft durch 
Rechtsgeschäft unter Lebenden nur mit schriftlicher 
Zustimmung des Landes übertragen werden. Diese ist 
unbeschadet des Abs. 3 zu erteilen, wenn es sich beim 
Erwerber um eine begünstigte Person handelt, die die 
österreichische Staatsbürgerschaft besitzt oder gemäß 
§ 7 Abs. 5 gleichgestellt ist. 

(3) Die Zustimmung gemäß Abs. 2 kann davon 
abhängig gemacht werden, daß das aushaftende 
Förderungsdarlehen ganz oder teilweise zurückge-

74. Im § 50 Abs. 1 wird die Zitierung „§10 Abs. 1" 
durch die Zitierung „§ 10" ersetzt. 

75. Im § 50 Abs. 2 wird der Klammerausdruck „(§ 10 
Abs. 7 und 8)" durch den Klammerausdruck „(§ 10a)" 

76. § 51 Abs. 1 lautet: 

„(1) Für Wohnungen, die von Gemeinden, Ge­
meindeverbänden oder gewerblichen Bauträgern und 
Baumeistern errichtet und nach dem IL Hauptstück 
gefördert worden sind, setzt sich der Hauptmietzins, 
sofern nicht eine andere Höhe in Form einer Förde­
rungsvoraussetzung festgelegt wird, wie folgt zusam­
men: 

1. aus dem Betrag, der unter Zugrundelegung der 
Endabrechnung zur Tilgung und Verzinsung der 
auf den Mietgegenstand entfallenden Darlehen 
(abzüglich allfälliger Zuschüsse) bzw. zur Rück­
zahlung und Verzinsung von Annuitäten- und 
Zinsenzuschüssen erforderlich ist; 

2. aus dem Betrag, der unter Zugrundelegung der 
Endabrechnung zur Abstattung der auf den Miet­
gegenstand entfallenden Eigenmittel des Vermie­
ters erforderlich ist, wobei dem Betrag ein Abstat-
tungszeitraum von mindestens 20 und höchstens 
35 Jahren sowie eine jährliche Verzinsung von 
höchstens 6 % abzüglich allfälliger Zuschüsse 
zugrunde zu legen sind; 

3. aus einem Anteil der Grundkosten, wobei jährlich 
bis zu 6 % des zum Zeitpunkt des Baubeginns 
geltenden Einheitswertes zugrunde zu legen sind, 
im Falle der Einräumung eines Baurechtes, dem 
Bauzins; -

4. aus einem zur ordnungsgemäßen Erhaltung des 
Gebäudes unter Einrechnung der Mietzinsein­
nahmen gemäß Abs. 4 jeweils erforderlichen Betrag 
zur Bildung einer Rückstellung." 
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zahlt wurde. Die Zustimmung ist davon abhängig zu 
machen, daß die erhaltene Wohnbeihilfe ganz oder 
teilweise zurückgezahlt wurde. In begründeten Härte­
fällen kann davon Abstand genommen werden. Bei 
der Gewährung anderer Förderungsarten ist sinn­
gemäß vorzugehen. Die näheren Bestimmungen sind 
mit Verordnung zu treffen." 

78. Im § 53 Abs. 4 wird die Zitierung „§ 10 Abs. 7" 
durch die Zitierung „§ 10 a" ersetzt. 

79. Dem § 53 wird folgender Abs. 5 angefügt: 

„(5) Wohnungseigentumsbewerber haben bei Auf­
gabe des Anwartschaftsvertrages bis sechs Monate 
nach Rechtskraft der baubehördlichen Benützungs­
bewilligung ihre Rechte an der Wohnung dem Woh­
nungseigentumsorganisator gegen Rückersatz der an 
diesen geleisteten Zahlungen und der nützlichen Auf­
wendungen abzutreten." 

80. § 54 Abs. 2 lautet: 

„(2) Verordnungen auf Grund dieses Gesetzes 
können auch rückwirkend in Kraft gesetzt werden." 

81. § 55 Abs. 1 erster Satz lautet: 

„(1) Auf Bauvorhaben und Maßnahmen, für die eine 
schriftliche Zusicherung gemäß dem Wohnbauförde-
rungsgesetz 1984, dem Wohnhaussanierungsgesetz, 
dem Landeswohnbauförderungsgesetz 1986 oder 
einem sonstigen vom Land Steiermark zu vollziehen­
den Wohnbauförderungsgesetz erteilt wurde, sind 
unbeschadet der Abs. 2 bis 4 die Bestimmungen der 
angeführten Gesetze weiterhin anzuwenden, und 
zwar mit der Maßgabe, daß in Österreich selbständig 
oder unselbständig erwerbstätige Personen, die 
Staatsangehörige eines Staates sind, der Vertrags­
partei des Abkommens über den Europäischen 
Wirtschaftsraum ist, österreichischen Staatsbürgern 
gleichgestellt sind." 

82. § 55 Abs. 3 letzter Satz entfällt. 

83. § 55 Abs. 4 lautet: 

„ (4) Die Bestimmungen 
- des § 2 Z. 1 über die Festlegung der Nutzflächen­

grenzen; 
- des § 2 Z. 10 über die Ermittlung des Einkommens; 
- des § 2 Z. 12 über die Voraussetzungen für die 

Anerkennung als begünstigte Person; 
- des § 8 über Voraussetzungen für die Übertragung 

und Vermietung geförderter Wohnungen; 
- des § 12 Abs. 3 über die zulässige Belastung der 

Bauliegenschaft; 
- des § 13 Abs. 5 über die Verzinsung der aushaften­

den Darlehensbeträge im Falle einer Kündigung des 
Förderungsdarlehens und des § 47 Abs. 8 über die 
Rückzahlung und Verzinsung von Förderungen bei 
widmungswidriger Verwendung; 

- des § 53 Abs. 3 über die gänzliche oder teilweise 
Rückzahlung des aushaftenden Förderungsdar­
lehens und der erhaltenen Wohnbeihilfe als Voraus­
setzung für die Zustimmung des Landes bei einem 
Rechtsgeschäft unter Lebenden 

gelten sinngemäß auch für Förderungen, die auf 
Grund der Wohnbauförderungsgesetze 1954,1968 und 

1984, des Steiermärkischen Wohnbauförderungs-
gesetzes 1989 in der Zeit vom 1. Jänner 1990 bis zum 
31. Dezember 1992 bzw. auf Grund der Übergangs­
bestimmungen (Artikel II) zu einem späteren Zeit­
punkt sowie auf Grund des Gesetzes betreffend die 
Errichtung eines Wohnbauförderungsfonds für das 
Land Steiermark, des Landeswohnbauförderungs-
gesetzes 1986 oder sonst aus Landesmitteln gewährt 
worden sind." 

84. § 55 Abs. 5 dritter Satz lautet: 

„Wenn Wohnungseigentümer den auf ihren Anteil 
entfallenden Teil der Darlehen von Kreditunterneh­
mungen und Bausparkassen nicht in Anspruch ge­
nommen oder vor der gänzlichen Tilgung der gesam­
ten Darlehen getilgt haben, gilt für sie die Verpflich­
tung der verstärkten Tilgung des Förderungsdarlehens 
ab dem Zeitpunkt der gänzlichen Tilgung der gesam­
ten Darlehen der Kreditunternehmungen und Bau­
sparkassen. " 

85. In § 55 Abs. 5 wird vor dem letzten Satz einge­
fügt: 

„Weiters hat der Darlehensschuldner ab der zweit­
nächsten Halbjahresfälligkeit, die dem 1. Jänner 
1993 nachfolgt, die jährliche Tilgungsrate folgender 
Förderungsdarlehen um folgenden Prozentsatz des 
ursprünglichen Darlehensbetrages zu erhöhen: 
- Förderungsdarlehen gemäß dem Wohnbauförde­

rungsgesetz 1954: 3 %; 
- Förderungsdarlehen gemäß dem Wohnbauförde­

rungsgesetz 1968, die vom 1. Jänner 1968 bis zum 
31. Dezember 1972 zugesichert worden sind: 2 %; 

- Förderungsdarlehen gemäß dem Wohnbauförde­
rungsgesetz 1968, die vom 1. Jänner 1973 bis zum 
31. August 1981 zugesichert worden sind: 1 %; 

- Förderungsdarlehen gemäß dem Wohnbauförde­
rungsgesetz 1968, die vom 1. September 1981 bis 
zum 31. Dezember 1984 zugesichert worden sind: 
0,5 %; 

- Förderungsdarlehen gemäß dem Wohnbauförde­
rungsgesetz 1984: 0,25 %." 

Artikel II 
Übergangsbestimmungen 

(1) Ansuchen von Förderungswerbern gemäß § 7 
Abs. 1 Z. 1, 2 und 4, die vom Wohnbauförderungs-
beirat bis Ende des Jahres 1992 positiv begutachtet 
worden sind, können bis 31. März 1993 nach den 
Bestimmungen des Steiermärkischen Wohnbauförde-
rungsgesetzes 1989, LGBl. Nr. 77, erledigt werden. 

(2) Ansuchen auf Förderung der Errichtung von 
Eigenheimen, die bis zum 30. Juni 1992 eingebracht 
worden sind, können bis zum 30. Juni 1993 auf Grund 
der Bestimmungen des Steiermärkischen Wohn-
bauförderungsgesetzes 1989, LGBl. Nr. 77, erledigt 
werden. 

(3) Ansuchen auf Förderung der Errichtung von 
Eigenheimen in Gruppen und auf Förderung gemäß 
§ 21, die bis zum 31. Dezember 1992 eingebracht 
worden sind, können bis zum 31. März 1993 auf Grund 
der Bestimmungen des Steiermärkischen Wohn-
bauförderungsgesetzes 1989, LGBl. Nr. 77, erledigt 
werden. 
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(4) Ansuchen auf Förderung von Wohnhaussanie­
rungen, die bis zum 31. Dezember 1992 eingebracht 
worden sind, können bis zum 30. Juni 1993 unter 
Anwendung der bis 31 . Dezember 1992 geltenden 
Förderungsvoraussetzungen erledigt werden. Davon 
ausgenommen sind die Bestimmungen des § 24 Abs. 2 
vierter Satz. 

(5) § 30 Abs. l .Z . 1 des Steiermärkischen Wohn-
bauförderungsgesetzes 1989, LGB1. Nr. 77, bleibt für 
Förderungen, die bis zum 31. Dezember 1992 gewährt 
worden sind, aufrecht. 

(6) Ansuchen auf Förderung des Wohnungserwer­
bes im Rahmen der Hausstandsgründung von Jungfa­
milien, die bis zum 31. Dezember 1992 eingebracht 
worden sind, können bis zum 30. Juni 1993 unter An­

wendung der bis 31. Dezember 1992 geltenden Be­
stimmungen erledigt werden. 

(7) Änderungen von Wohnbeihilfen-Bescheiden, die 
bis zum 31. Dezember 1992 erlassen worden sind, sind 
nach den ab 1. Jänner 1993 geltenden Bestimmungen 
vorzunehmen. 

Artikel III 

Inkrafttreten 

Die Bestimmungen des Artikels I Z. 26 (§ 7 Abs. 5 
Z. 3) treten gleichzeitig mit dem Inkrafttreten des 
Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum 
in Kraft, die übrigen Bestimmungen mit 1. Jänner 
1993. 

Jagdschutzpersonal. 
(Einl.-Zahl 439/1, 
Beilage Nr. 26) 
(8-40 Be 3/7-1992) 

201. 
Gesetz vom , mit dem das 
Gesetz über die Prüfung für das hauptberufliche 

Jagdschutzpersonal geändert wird 

Der Steiermärkische Landtag hat beschlossen: 

Artikel I 

Das Gesetz über die Prüfung für das hauptberufliche 
Jagdschutzpersonal, LGB1. Nr. 35/1954, in der Fassung 
LGB1. Nr. 61/1986, wird wie folgt geändert: 

Im § 2 wird der Begriff „österreichische Staatsbür­
ger" durch die Wortfolge „Staatsangehörige der Mit­
gliedstaaten des Europäischen Wirtschaftsraumes" 
ersetzt. 

Ar t ikeln 

Dieses Gesetz tritt gleichzeitig mit dem Inkrafttreten 
des Abkommens über den Europäischen Wirtschafts­
raum im Kraft. 

Land- und Forstwirtschaft, 
wirtschaftliche und 
soziale Lage. 
(Einl.-Zahl 447/1) 
(8-60 Gu 1/12-1992) 

202. 

Der Bericht über die wirtschaftliche und soziale 
Lage der Land- und Forstwirtschaft in der Steiermark 
(„Grüner Bericht") wird zur Kenntnis genommen. 

Landes-Hypothekenbank, 
Jahresabschluß 1991. 
(Einl.-Zahl 395/1) 
(10-29 R 1/276-92) 

203. 

Der Bericht der Steiermärkischen Landesregierung 
über den Jahresabschluß 1991 und den Geschäftsbe­
richt der Landes-Hypothekenbank Steiermark sowie 
der Bericht der Pflichtprüfer für das Geschäftsjahr 
1991 wird gemäß § 10 Abs. 2 des Gesetzes vom 
17. Juli 1930, LGB1. Nr. 21/1931, i. d. g. F., zur Kennt­
nis genommen, und den Mitgliedern des Auf sichts­
rates, dem Vorstand sowie den Beamten und Ange­
stellten der Landes-Hypothekenbank Steiermark der 
Dank ausgesprochen. 


